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1 Einleitung 
 
1.1 Problemstellung 
 
Bis einschließlich 1995 enthielten die sächsischen Finanzausgleichgesetze1 
Bestimmungen über „Zuweisungen für Aufgaben der unteren Verwaltungsbe-
hörden“. Hierbei erhielten die Landkreise und kreisfreien Städte finanzkraftu-
nabhängige Zuweisungen, deren Höhe durch einen bestimmten Betrag je Ein-
wohner (= Kopfbeträge) festgelegt war. Darüber hinaus waren die Landkreise 
verpflichtet, kreisangehörige Gemeinden soweit an den Zuweisungen zu beteili-
gen, wie diese Aufgaben der unteren Verwaltungsbehörde wahrnahmen. Im 
FAG 1996 wurde das Gesamtvolumen der finanzkraftunabhängigen Kopfbeträ-
ge des Jahres 1995 (142 Mio. DM) auf die Schlüsselmassen der kreisangehöri-
gen Gemeinden, kreisfreien Städte und Landkreise verteilt. Damit wurde „das 
Ziel verfolgt, der ‚Einheitlichkeit der kommunalen Aufgabenerfüllung‘ (monisti-
sche Aufgabenstruktur) zu entsprechen, die ‚horizontale Verteilungsgerechtig-
keit des Finanzausgleichssystems‘ zu erhöhen und ‚finanzstarke Kommunen an 
den Kosten der Auftragsverwaltung zu beteiligen‘.“2 Das Finanzausgleichsge-
setz 1997 enthält seinerseits auch keine Regelungen über allgemeine fi-
nanzkraftunabhängige „Zuweisungen für Aufgaben der unteren Verwaltungsbe-
hörden“. 
 
Unter Bezugnahme auf ein verfassungsrechtliches und ein finanzwissenschaft-
liches Gutachten beantragten 30 Abgeordnete des 2. Sächsischen Landtages 
festzustellen, dass das FAG 1997 mit Artikel 853 Absatz 2 i.V.m. Artikel 82 Ab-

                                            
1 Im Weiteren FAG = Sächsisches Finanzausgleichsgesetz 
2 Vgl. DS 2/1451, S. 19 ff.; Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen, Vf. 53-II-97 S. 3. 
3 Artikel 85 der Sächsischen Verfassung (Übertragung von Aufgaben) lautet: (1) Den kommuna-

len Trägern der Selbstverwaltung kann durch Gesetz die Erledigung bestimmter Aufgaben ü-
bertragen werden. Sie sollen ihnen übertragen werden, wenn sie von ihnen zuverlässig und 
zweckmäßig erfüllt werden können. Dabei sind Bestimmungen über die Deckung der Kosten 
zu treffen. (2) Führt die Übertragung der Aufgaben zu einer Mehrbelastung der kommunalen 
Träger der Selbstverwaltung, so ist ein entsprechender finanzieller Ausgleich zu schaffen. (3) 
Bei Übertragung öffentlicher Aufgaben kann sich der Freistaat ein Weisungsrecht nach nähe-
rer gesetzlicher Vorschrift vorbehalten.  
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satz 2, Artikel 85 Absatz 1, Artikel 871 Absatz 1 und 3 Sächsische Verfassung 
unvereinbar und nichtig ist. 
 
In seinem Urteil vom 23. November 2000 zum Finanzausgleichsgesetz 1997 
hat der Sächsische Verfassungsgerichtshof entschieden, dass dieses mit dem 
Artikel 85 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 der Sächsischen Verfassung unverein-
bar ist. 
 
In diesem Urteil begründet der Sächsische Verfassungsgerichtshof seine Ent-
scheidung durch folgende Punkte2: 
 
• Artikel 85 Absatz 1 Satz 3 der Sächsischen Verfassung verlangt, dass sich 

der Gesetzgeber zum Zeitpunkt der Übertragung von Aufgaben auf die 
kommunalen Selbstverwaltungsträger Klarheit über deren Zusatzbelastung 
durch die Inpflichtnahme verschafft und diese vollständig und nicht nur „an-
gemessen“ ausgleicht. 

• Der vollständige und finanzkraftunabhängige Mehrbelastungsausgleich ergibt 
sich auch aus dem Normzweck des Artikels 85 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 
der Sächsischen Verfassung. „Die genannten Regelungen sollen in ihrem 
Zusammenwirken den Trägern der kommunalen Selbstverwaltung die finan-
zielle Grundlage für eine eigenverantwortliche Aufgabenwahrnehmung erhal-
ten und verhindern, dass in Folge der Übertragung von Pflichtaufgaben der 
Spielraum für freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben unangemessen verengt 
und damit die Eigenverantwortlichkeit von der finanziellen Seite her ausge-
höhlt wird.“3 Der Gesetzgeber hat somit in allen Fällen, in denen er durch ei-
ne Aufgabenübertragung eine Mehrbelastung bei den kommunalen Selbst-
verwaltungsträgern erzeugt, Sorge für eine Kosten- und Ausgleichsregelung 
zu tragen. 

• Die systematische Auslegung erfordert ebenfalls einen vollständigen und fi-
nanzkraftunabhängigen Mehrbelastungsausgleich. Durch die ersten beiden 
Absätze des Artikels 85 der Sächsischen Verfassung wird eine enge Verbin-

                                            
1 Artikel 87 der Sächsischen Verfassung lautet: (1) Der Freistaat sorgt dafür, dass die kommu-

nalen Träger der Selbstverwaltung ihre Aufgaben erfüllen können. (2) Die Gemeinden und 
Landkreise haben das Recht, eigene Steuern und andere Abgaben nach Maßgabe der Ge-
setze zu erheben. (3) Die Gemeinden und Landkreise werden unter Berücksichtigung der 
Aufgaben des Freistaates im Rahmen des übergemeindlichen Finanzausgleiches an dessen 
Steuereinnahmen beteiligt. (4) Das Nähere bestimmt das Gesetz. 

2 Vgl., Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen, Vf. 53-II-97 S. 22 ff. 
3 Ebenda, S. 23. 
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dung zwischen Aufgabenübertragung sowie Kostendeckungs- und Aus-
gleichsregelung hergestellt, die es ausschließt, die Höhe des Mehrbelas-
tungsausgleichs von anderen Überlegungen als der Mehrbelastung abhängig 
zu machen. 

• In ausführlichen und kontroversen Beratungen des Verfassungs- und 
Rechtsausschusses des Sächsischen Landtages wurde die Höhe des Mehr-
belastungsausgleichs diskutiert. Dabei konnte für den Entwurf der Staatsre-
gierung, die Formulierung „entsprechender Ausgleich“ durch „angemessenen 
finanziellen Ausgleich“ zu ersetzen, keine Mehrheit gefunden werden. Somit 
ist ein angemessener - also ein weniger als die Höhe der Mehrbelastung ent-
sprechender - Ausgleich ausgeschlossen. 

 
Wird nun den kommunalen Selbstverwaltungsträgern ein vollständiger und fi-
nanzkraftunabhängiger Mehrbelastungsausgleich gewährt, so besteht die aus 
Artikel 85 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 „abzuleitende Kostendeckungs- und 
Ausgleichsverpflichtung nur nach Maßgabe einer vom Gesetzgeber durchzufüh-
renden Prognose über die durch die Aufgabenübertragung bei den kommuna-
len Selbstverwaltungsträgern verursachten - notwendigen Kosten.“1 Hierbei gilt 
es, die Kostenfolgen bereits bei der Entscheidung über die Aufgabenübertra-
gung zu berücksichtigen und sämtliche verursachten Kosten der Verwaltungstä-
tigkeit, also die Zweckausgaben sowie die Sach- und Personalkosten, heranzu-
ziehen. Eine Abrechnung der tatsächlich angefallenen Kosten ist damit jedoch 
nicht impliziert. Der Prognose sind nur die bei wirtschaftlicher Verwaltungstätig-
keit notwendig anfallenden Kosten zu Grunde zu legen.  
 
Reichen die aufgabenbezogenen Einnahmemöglichkeiten der kommunalen 
Selbstverwaltungsträger nicht aus, um eine vollständige Deckung der Mehrbe-
lastung sicherzustellen, hat ein finanzieller Ausgleich durch Mittel des Freistaa-
tes Sachsen zu erfolgen. Diese Mittel sind dann entsprechend finanzkraftunab-
hängig auf die Landkreise, kreisangehörigen Gemeinden und kreisfreien Städte 
zu verteilen. 
 
Werden der Mehrbelastungsausgleich und der allgemeine Finanzausgleich in 
einem einheitlichen Gesetz zusammengeführt, ist dennoch eine finanzkraftu-
nabhängige Verteilung der Mittel des Mehrbelastungsausgleichs sicherzustel-

                                            
1 Ebenda, S. 26. 
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len. Diese Anforderung wird durch das FAG 1997 nicht erfüllt, weil es keine fi-
nanzkraftunabhängigen Zuweisungen in Form von Kopfbeträgen ausweist. 
 
Gemäß den vorangegangenen Ausführungen verstößt das FAG 1997 gegen 
Artikel 85 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 der Sächsischen Verfassung, wohinge-
gen ein Verstoß gegen Artikel 87 der Sächsischen Verfassung (Sicherstellung 
der Aufgabenerfüllung durch die kommunalen Selbstverwaltungsträger) nicht 
vorliegt. 
 
Als Konsequenz aus der Unvereinbarkeitserklärung des Sächsischen Verfas-
sungsgerichtshofes - die bewirkt, dass die von ihr erfassten Normen von Ge-
richten und Behörden nicht mehr angewendet werden dürfen - darf der Gesetz-
geber die Rechtslage im Regelfall nicht unverändert lassen. Er „muss die ver-
fassungswidrige Lage grundsätzlich [...] mit Wirkung für die Zukunft beseiti-
gen.“1  
 
Auf der Basis dieses Urteils lassen sich drei mögliche Lösungsansätze für die 
Anpassungen des geltenden Kommunalen Finanzausgleichsgesetzes generie-
ren. Zu diesen Optionen gehören: 
 
• Beschränkung der FAG-Anpassung auf die An- bzw. Abhebung der Aus-

gleichsbeträge für übertragene Aufgaben nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
FAG auf den vollen Ausgleich ohne Abzug einer kommunalen Interessens-
quote. Dabei soll das seit 1998 geltende FAG unter Zugrundelegung der 
nachkonstitutionell übertragenen Pflichtaufgaben beibehalten werden. 

• Die Anpassung des FAG soll an das bis 1995 geltende Ausgleichssystem 
unter Zugrundelegung der nachkonstitutionell übertragenen Pflichtaufgaben 
erfolgen. Dieses würde beinhalten, dass wie bis 1995 eine Bereitstellung von 
Pro-Kopf-Zuweisungen außerhalb der allgemeinen Schlüsselzuweisungen 
erfolgen würde. 

• Die Anpassung des FAG erfolgt an das bis 1995 geltende Ausgleichssystem, 
jedoch werden sowohl die vorkonstitutionell als auch die nachkonstitutionell 
übertragenen Pflichtaufgaben zu Grunde gelegt. 

 
 
 
                                            
1 Ebenda S. 37. 
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1.2 Aufbau und Inhalt der Studie 
 
In einem ersten Schritt (Kapitel 2 der Studie) wird ein kurzer Überblick über den 
derzeitigen Stand des kommunalen Finanzausgleichs im Freistaat Sachsen ge-
geben. Dabei wird insbesondere auf die Bestimmung der Finanzausgleichs-
masse, die Verteilung der Schlüsselzuweisungen und die Zuweisungen nach § 
15 FAG eingegangen. Im 3. Kapitel befindet sich eine allgemeine Diskussion 
über die kommunalen Aufgaben und die Bestimmung der Kopfbeträge für die 
drei Lösungsoptionen gemäß dem Urteil des Landesverfassungsgerichtshofes.  
 
Anschließend erfolgt in Kapitel 4 die Berechnung der drei Lösungsoptionen, 
wobei im ersten Unterabschnitt lediglich die Anpassung auf die Anhebung der 
Ausgleichsbeträge für übertragene Aufgaben nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 bis 3 
FAG unter Zugrundelegung der nachkonstitutionell übertragenen Pflichtaufga-
ben abgestellt wird. Der zweite Unterabschnitt geht auf die FAG-Anpassungen 
an das bis 1995 geltende Ausgleichskonzept unter Zugrundelegung der nach-
konstitutionell übertragenen Pflichtaufgaben ein. Im letzten Unterabschnitt er-
folgt die Auseinandersetzung mit den Finanzausgleichsanpassungen an das bis 
1995 geltende Ausgleichssystem unter Zugrundelegung vor- und nachkonstitu-
tionell übertragener Pflichtaufgaben. 
 
Das 5. Kapitel steht im Mittelpunkt der Untersuchung. Hier werden die Auswir-
kungen und Anpassungen der verschiedenen Lösungsoptionen untersucht. Da-
bei geht es im Kapitel 5.1 um die Überprüfung der Sachgerechtigkeit der Anhe-
bung der Kopfbeträge unter Wegfall der Interessenquote. Kapitel 5.2 beschäftigt 
sich mit den Auswirkungen der Umstellung des Ausgleichssystems auf die Fi-
nanzmassenverteilung nach dem Gleichmäßigkeitsgrundsatz, während in 5.3 
die Auswirkungen des neuen Ausgleichs auf die Zuschussbedarfsrelationen 
zwischen Gemeindegrößenklassen und dem Hauptansatz behandelt werden. 
Hier kommt es insbesondere zu einer Überprüfung der Hauptansatzstaffel für 
die kreisangehörigen Gemeinden und die kreisfreien Städte unter besonderer 
Berücksichtigung der Schlüsselzuweisungen gemäß der Option zwei und Opti-
on drei. In 5.4 wird den Auswirkungen der beiden Optionen auf den Schulsach-
kostenausgleich nachgegangen. Das Kapitel 5.5 analysiert die Wirkungen der 
2. und der 3. Option auf den interkommunalen Finanzausgleich, d.h. die Aus-
wirkungen auf die Kreisumlage, die Kulturumlage und die Landeswohlfahrtsum-
lage. Im folgenden Kapitel 5.6 wird der Frage nach der richtigen Höhe der Aus-
schüttungsquote nachgegangen. Die Ausschüttungsquote steht im Spannungs-
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feld von Verteilungszielen und allokativen Erfordernissen. Das Kapitel 5.7 ana-
lysiert, inwieweit der kommunale Finanzausgleich im Freistaat Sachsen bei ei-
ner Realisierung der zweiten oder der dritten Option mit der dann noch verblei-
benden Masse an Schlüsselzuweisungen seinen distributiven, allokativen aber 
auch den raumordnungspolitischen Funktionen nachkommen kann. Im Kapitel 
5.8 werden die Auswirkungen der zweiten und der dritten Option auf die Steue-
rungsfähigkeit der kommunalen Haushalte untersucht. Hier geht es insbesonde-
re um die Frage, ob im Rahmen einer Anpassung der Kopfbeträge gemäß der 
zweiten und der dritten Option noch finanzieller Spielraum für die Durchführung 
autonomer Aufgaben auf kommunaler Ebene vorhanden ist. Das letzte Kapitel 
5.9 befasst sich mit den Wirkungen der zweiten und der dritten Option auf die 
Sonderlastenausgleiche. 
 
Abschließend (Kapitel 6) werden alle wichtigen Untersuchungsergebnisse zu-
sammengefasst und kritisch bewertet. 
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2 Kommunaler Finanzausgleich des Freistaates Sachsen 2001 
 
2.1 Bestimmung der Finanzausgleichsmasse 
 
Gemäß dem sächsischen Finanzausgleichsgesetz tragen die kreisangehörigen 
Gemeinden, die kreisfreien Städte und Landkreise alle Verwaltungs- und 
Zweckausgaben, die durch die Erfüllung ihrer eigenen sowie der übertragenen 
Aufgaben entstehen, soweit nicht durch das FAG selbst oder andere Gesetze 
eine abweichende Regelung getroffen ist.1 Die originären kommunalen Ein-
nahmen, d.h. aus Kommunalsteuern usw., reichen jedoch nicht aus, um die für 
die öffentliche Aufgabenerfüllung notwendigen Ausgaben bestreiten zu können. 
Damit die Kommunen über eine insgesamt aufgabengerechte Finanzausstat-
tung verfügen können, erhalten sie im Rahmen der fiskalischen Funktion des 
kommunalen Finanzausgleichs Mittel von der Landesebene.2 Die fiskalische 
Funktion spielt im Freistaat Sachsen für die kommunale Ebene eine große Rol-
le, da die Steuereinnahmen der Kommunen noch auf einem relativ niedrigen 
Niveau liegen. 
 
Diese „Allgemeine Finanzausgleichsmasse“ bestimmt man, indem an die Ver-
bundmasse eine bestimmte Quote angelegt wird. Dabei setzt sich die Ver-
bundmasse aus  
 
• dem Landesanteil an den Gemeinschaftssteuern, 
• dem Aufkommen an Landessteuern und  
• dem Landesanteil an der Gewerbesteuer zusammen.3 
 
Hinzu kommen noch die Mittel aus dem Länderfinanzausgleich einschließlich 
Fehlbetrags- und Sonderbedarfs Bundesergänzungszuweisungen (vgl. auch 
Abbildung 2.1). Die Verbundquote liegt im Freistaat Sachsen bei 26,3383453%. 
Da diese Quote in Sachsen endogenisiert ist, weicht in der Regel der effektive 
Wert der Verbundquote von dem ausgewiesenen Wert ab. Durch die Endogeni-
sierung hängt die Entwicklung der Finanzausgleichsmasse nicht nur von der 
Entwicklung der Verbundgrundlagen ab, sondern knüpft auch an die Verände-
                                            
1  Vgl. § 1 Abs. 1 FAG 2001. 
2  Vgl. Aehlig und Diedrichs (5/2001), Immer wieder auf dem Prüfstand: Sachsens kommunaler 

Finanzausgleich, S. 119. 
3  Böttger-Meyerners, (1989), Grundmuster des kommunalen Finanzausgleichs in der Bundes-

republik, S. 206ff.. 
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rungen der gemeindlichen Steuereinnahmen an.1 Dieser Zusammenhang, der 
durch den Gleichmäßigkeitsgrundsatz ausgedrückt wird, bewirkt, dass sich die 
Entwicklung der Gesamteinnahmen der sächsischen Kommunen aus Steuern 
sowie den Zuweisungen aus dem kommunalen Finanzausgleich gleichmäßig 
zur Entwicklung der Gesamteinnahmen (netto) des Freistaates verhält.2 Diese 
Mittel erhalten die sächsischen Kommunen also in Ergänzung ihrer eigenen 
Einnahmen und zur Erfüllung sowohl ihrer eigenen Aufgaben als auch der ih-
nen übertragenen Pflichtaufgaben.3  
 
Außerhalb der kommunalen Finanzausgleichsmasse erhalten die sächsischen 
Kommunen noch gemäß dem FAG Zuweisungen und projektgebundene För-
dermittel auf Grund besonderer Gesetze und nach Maßgabe des Staatshaus-
haltsplanes.4 
 
Neben den Mitteln aus dem Staatshaushalt für Sonderprogramme stehen den 
sächsischen Kommunen noch die Aufstockung wegen der Aufgabenlastände-
rung sowie die Aufstockung gemäß Gleichmäßigkeitsgrundsatz und der Korrek-
turbetrag nach Ergebnis des Haushaltsjahres 1999 zu. Unter Berücksichtigung 
dieser Punkte betrug der Finanzausgleich im Jahr 2001 insgesamt 
6.257.670.000 DM. 
 
Die errechnete Finanzausgleichsmasse wird in allgemeine und investive 
Schlüsselzuweisungen sowie in Sonder-, Bedarfs- und Zweckzuweisungen 
aufgeteilt. Bei der Aufteilungsbestimmung der Sonder-, Bedarfs- und Zweckzu-
weisungen gibt es keine konkreten, objektivierbaren Kennzahlen, sondern viel-
mehr die Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers. 
 
Die allgemeinen Schlüsselzuweisungen, welche 82,56% der Finanzaus-
gleichsmasse beanspruchen, werden an die kommunalen Haushalte als allge-
meine Deckungsmittel zur Stärkung ihrer originären Finanzkraft ausgezahlt. 
Hingegen sind die investiven Schlüsselzuweisungen, deren Anteil sich im Jahre 
2001 auf 9,28% der Finanzausgleichsmasse beläuft, dem Vermögenshaushalt 

                                            
1  Vgl. Aehlig und Diedrichs (5/2001), Immer wieder auf dem Prüfstand: Sachsens kommunaler 

Finanzausgleich, S. 120.  
2 Vgl. § 2 Abs. 1 FAG 2001. 
3  Vgl. § 1 Abs. 2 FAG 2001. 
4  Vgl. § 1 Abs. 3 FAG 2001. 
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der Kommunen zuzuweisen und zur Deckung des Investitionsbedarfes für die 
infrastrukturelle Grundversorgung zu verausgaben. 
 
Die Analyse des sächsischen Finanzausgleichs konzentriert sich im Wesentli-
chen auf das System der allgemeinen und investiven Schlüsselzuweisungen. 
 
Neben der bereits herausgestellten fiskalischen Funktion erfüllt der kommunale 
Finanzausgleich über das allgemeine Schlüsselzuweisungssystem jedoch noch 
weitere wichtige Funktionen. So ist das sogenannte Redistributionsziel eben-
falls von großer Bedeutung.1 Es besagt, dass die Mittel aus dem kommunalen 
Finanzausgleich primär den Gemeinden zufließen sollen, die "ärmer" sind; d.h., 
die Differenzen in der Finanzkraft zwischen den Gemeinden sollen in gewissem 
Umfang verringert werden.  
 
Allerdings ist in diesem Zusammenhang darauf zu achten, dass das Umvertei-
lungsziel auch gewisse Grenzen hat. So darf insbesondere die Allokations-
funktion des kommunalen Finanzausgleichs nicht zu stark beeinträchtigt wer-
den. Wenn im Rahmen der Ausgleichsfunktion die wirtschaftlich schwächeren 
Kommunen so gestellt werden, dass bei ihnen kaum mehr ein Interesse für die 
Erwirtschaftung eigener Einnahmen besteht und die stärkeren Gemeinden die 
Zunahme eigener Steuereinnahmen mit einem adäquaten Verlust an Schlüs-
selzuweisungen bezahlen, dann ist die Anreizfunktion des kommunalen Aus-
gleichssystems erheblich gestört. Bei einem solchen System verlieren letztend-
lich alle.  
 
Des weiteren sollen strukturelle Unterschiede zwischen den Kommunen, d.h. 
raumordnungspolitische Ziele berücksichtigt werden.2 Dementsprechend soll 
der Finanzausgleich in gewissem Umfang auch die bestehende zentralörtliche 
Arbeitsteilung zwischen den Kommunen berücksichtigen. Zudem wird gefordert, 
dass der kommunale Finanzausgleich auch auf den Einsatz der kommunalen 
Haushalte im Rahmen der gesamtwirtschaftlichen Stabilitätspolitik eingehen 
sollte.3 

                                            
1  Vgl. Kuhn (1995), Theorie des kommunalen Finanzausgleichs, Allokative und Distributive As-

pekte, Heidelberg; Pfeffekoven (1993); Finanzausgleich im Spannungsfeld zwischen Allokati-
ven und distributiven Zielsetzungen. 

2  Vgl. Micosatt (1990), Raumwirksamkeit einer Reform des kommunalen Finanzausgleichs. 
3  Vgl. Parsche und Steinherr (1995), Der kommunale Finanzausgleich des Landes Nordrhein-

Westfalen, S. 3. 
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Angesichts der verschiedenen Ziele, die mit dem kommunalen Finanzausgleich 
im Schlüsselzuweisungssystem verfolgt werden, dürfte es offensichtlich sein, 
dass Änderungen des Betrages, der für die allgemeinen Schlüsselzuweisungen 
zur Verfügung steht, auch Rückwirkungen auf die bislang erreichten Ziele ha-
ben. Insbesondere ist ein Augenmerk sowohl auf wichtige Ziele wie Umvertei-
lung und Allokation zu werfen, als auch auf die Berücksichtigung raumord-
nungspolitischer Ziele. 
 
2.2 Verteilung der Schlüsselzuweisung 
 
Bevor die Schlüsselmasse auf die einzelnen Gemeinden und Landkreise verteilt 
wird, findet zunächst eine Aufteilung dieser Größe nach dem horizontalen 
Gleichmäßigkeitsgrundsatz auf die drei kommunalen Körperschaftsgruppen 
 
• kreisangehörige Gemeinden, 
• kreisfreie Städte und  
• Landkreise statt. 
 
Im Anschluss an diese Vorabaufteilung wird die jeweilige Teilschlüsselmasse 
zwischen den zugeordneten Gebietskörperschaften verteilt. Innerhalb der ein-
zelnen Körperschaftsgruppen erfolgt die Zahlung der Schlüsselzuweisungen in 
Abwägung der kommunalen Bedarfsmesszahl (Finanzbedarf) gegenüber der 
kommunalen Steuer- und Umlagekraftmesszahl (Finanzkraft). Wenn die Be-
darfsmesszahl höher ist als die Steuerkraftmesszahl (bei kreisfreien Städten 
und kreisangehörigen Gemeinden) oder die Umlagekraftmesszahl (bei Land-
kreisen), erhalten die Kommunen 75% des Unterschiedsbetrages als Schlüs-
selzuweisung.1 
 
Die Berechnung der Schlüsselzuweisungen für die einzelnen Kommunen ver-
läuft nach einem relativ einheitlichen Schema.2 
 
Der Finanzbedarf der einzelnen Kommunen errechnet sich als Produkt aus 
Grundbetrag und Gesamtansatz, wobei der Gesamtansatz wiederum aus 
Hauptansatz und Nebenansatz (Schüleransatz) gebildet wird. Durch den 

                                            
1  Vgl. §§ 9 und 14 FAG. 
2  Vgl. Steinherr et al. (1997), Das Schlüsselzuweisungssystem des kommunalen Finanzaus-

gleichs im Freistaat Sachsen. 
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Hauptansatz wird eine "Veredelung" der Einwohnerzahl einer Gemeinde vorge-
nommen.1 Da mit zunehmender Einwohnerzahl ein Anstieg des Finanzbedarfes 
je Einwohner angenommen wird, werden den Gemeinden in Abhängigkeit von 
ihrer Größe zusätzliche Einwohner angerechnet. Oder anders ausgedrückt, der 
Einwohner als konkrete Bedarfseinheit wird abhängig von der jeweiligen Ein-
wohnerzahl unterschiedlich gewichtet. Der Schüleransatz baut ebenfalls auf 
einer gewichteten Bedarfseinheit auf, wobei es im Rahmen der Umrechnung 
auf Einwohneräquivalente zu einer doppelten Gewichtung kommt. In einem ers-
ten Durchgang wird der gewichtete Schüler festgelegt, da die Schüler in den 
einzelnen Schulkategorien mit unterschiedlichen Kosten verbunden sind. Der 
dann so ermittelte gewichtete Schüler muss anschließend je nach kommunaler 
Körperschaftsgruppe auf die einzelnen Basiseinwohner der jeweiligen Körper-
schaftsgruppe - kreisangehörige Gemeinden, kreisfreie Städte und Landkreise - 
umgerechnet werden.2  
 
Der zweite Faktor der Bedarfsmesszahl, der Grundbetrag, ist ein durch Nähe-
rung bestimmter Wert, der so festzusetzen ist, dass die Schlüsselmasse soweit 
wie rechnerisch möglich aufgebraucht wird. Der Grundbetrag wird zusammen 
für allgemeine und investive Schlüsselzuweisung berechnet. Da im kommuna-
len Finanzausgleich nur Finanzdefizite ausgeglichen werden, Überschüsse aber 
unberücksichtigt bleiben, kann die Ermittlung des Grundbetrages einzig auf en-
dogenem Wege im Rahmen eines iterativen Verfahrens erfolgen. Die Anwen-
dung einer expliziten Formel, die die Schlüsselzuweisungen für jede Kommune 
separat bestimmen kann, ist daher nicht möglich - sofern die Abundanz nicht für 
alle Gemeinden ausgeschlossen wird bzw. ausgeschlossen werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 

                                            
1  Vgl. Dietrich (1997), Einwohnerveredelung und Finanzausgleich: Eine interdisziplinäre Be-

standsaufnahme; Grosskettler (1987), Die Bestimmung der Schlüsselmassen im kommunalen 
Finanzausgleich. Eine ordnungspolitische Analyse der Entstehung von Finanzausgleichsbe-
darfen und der Möglichkeiten ihrer Quantifizierung, S 393-440. 

2 Vgl. Birke (2000), Der kommunale Finanzausgleich des Freistaates Sachsen. 



 12

Tabelle 2.1: Bedarfsmesszahl einer Kommune 
 Einwohnerzahl 
x Hauptansatzfaktor („veredelter“ Einwohner nach Gemeindegröße) 
= Hauptansatz 
+ Nebenansatz für Schüler 
= Gesamtansatz 
x Grundbetrag 
 
= Bedarfsmesszahl 
Quelle: § 7 FAG 2001. 
 
Die Steuerkraftmesszahl wird berechnet, indem die Steuerkraftzahlen der 
Grundsteuern, der Gewerbesteuer und der Gemeindeanteile an der Ein-
kommensteuer und Umsatzsteuer zusammengezählt werden. Die Berech-
nung erfolgt nach dem Schema in Tabelle 2.2.1 

Tabelle 2.2: Die Steuerkraftmesszahl einer Gemeinde 

 Steuerkraftzahl Grundsteuer A 
 berechnet aus: 
   Grundbetrag Grundsteuer A x Nivellierungshebesatz  
  + Steuerkraftzahl Grundsteuer B 
    (gleiche Berechnung) 
  + Steuerkraftzahl Gewerbesteuer Grundbetrag 
    (gleiche Berechnung, jedoch wird zusätzlich von der ermit-

telten Steuerkraftzahl die zu entrichtende Gewerbesteuer-
umlage abgezogen) 

  + Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
  + Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 
 
  = Steuerkraftmesszahl der Gemeinde 
Quelle: § 8 FAG 2001. 
 
Insgesamt sieht die Verteilung der allgemeinen Schlüsselzuweisungen im Jahr 
2001 wie folgt aus: Die kreisangehörigen Gemeinden erhalten 1.699,14 Mio. 
DM, die Landkreise bekommen 1.309,91 Mio. DM und den kreisfreien Städten 
werden 2.157,04 Mio. DM zugewiesen.  
                                            
1 Vgl. § 8 Abs. 1 FAG 2001. 
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Die investiven Schlüsselzuweisungen haben an den Gesamtschlüsselmassen 
der Körperschaftsgruppen folgende Anteile: 
 
• kreisangehörige Gemeinden 11,47 vom Hundert 
• Landkreise 7,14 vom Hundert  
• kreisfreie Städte 10,76 vom Hundert.1 
 
2.3 Zuweisungen nach § 15 FAG 
 
Der § 15 FAG 2001 sieht für die Mehrbelastung kommunaler Träger der Selbst-
verwaltung einen Ausgleich für übertragene Aufgaben vor: 
 
In Höhe von: 
 
• 12 DM für kreisangehörige Gemeinden 
• 42 DM für kreisfreie Städte  
• 30 DM für Landkreise.2 
 
Die kommunalen Träger, die wegen ihres hohen Steueraufkommens keine oder 
die Kopfbeträge unterschreitende Schlüsselzuweisung erhalten, bekommen 
maximal diesen Ausgleich. Bei den anderen Kommunen erfolgt der Ausgleich 
für die Mehrbelastung durch die übertragenen Aufgaben über die Aufteilung der 
allgemeinen Schlüsselzuweisungen, d.h. unter Berücksichtigung von Finanzbe-
darf und Steuer- bzw. Finanzkraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                            
1 Vgl. § 4 Abs. 5 FAG 2001. 
2 Vgl. § 15 FAG 2001. 
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Abbildung 2.1: Der kommunale Finanzausgleich in Sachsen 2001 

 
Quelle: Sächsisches Staatsministerium der Finanzen. 
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3 Kommunale Aufgaben nach ihrem Pflichtigkeitsgrad 
 
3.1 Allgemeine Diskussion der Problematik 
 
Bevor die Bestimmung der Kopfbeträge für übertragene Pflichtaufgaben im Ein-
zelnen stattfindet, soll eine Abgrenzung der kommunalen Aufgaben erfolgen. 
 
Erste Anhaltspunkte zur Unterscheidung der kommunalen Aufgaben liefert die 
staatsrechtliche Literatur mit ihrer Einteilung der Aufgaben in solche des über-
tragenen1 und des eigenen Wirkungskreises.2  
 
Die Selbstverwaltungsaufgaben der Kommunen können unterteilt werden in:  
 
•  freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben und 
•  weisungsfreie Pflichtaufgaben  
 
Das zu Grunde liegende Unterscheidungskriterium ist hierbei der Umfang der 
Eigenverantwortlichkeit der Kommunen bei der Bestimmung des „Ob" und des 
„Wie“ der Aufgabenerfüllung.3 Bei den freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben 
entscheiden die Gemeinden eigenverantwortlich über das „Ob“ und das „Wie“ 
der Aufgabenwahrnehmung, d.h. den Kommunen ist die Möglichkeit vorbehal-
ten, eine Aufgabe gar nicht oder nur in einem bestimmten Umfang zu erfüllen.4 
In der Praxis wird von den Gemeinden allerdings erwartet, dass sie auch die 
freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben erfüllen, da das Kommunalrecht die 
Förderung des sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Wohls zu den Aufga-
ben der Gemeinden zählt.5  
 
Der Ermessensspielraum der Kommunen ist bei den weisungsfreien Pflichtauf-
gaben unterschiedlich stark eingeschränkt. Hier ist das „Ob“ gesetzlich statuiert, 

                                            
1 Sog. „Staatliche Aufgaben“; auch Fremdverwaltungsaufgaben oder vom Bund übertragene 

Aufgaben. 
2  Auch Selbstverwaltungsaufgaben. 
3 Vgl. Schoch (1997), Verfassungsrechtlicher Schutz der kommunalen Finanzautonomie, S. 130 

sowie beispielsweise den SaarlVerfGH, NVwZ-RR 1995, 153 (154). 
4 Vgl. Stork (1991), Konkurrenz von wissenschaftlichen und praxisorientierten Ansätzen zur 

Bedarfsermittlung, S. 89 f. 
5 Vgl. Wohlfahrt (1995), Kommunalrecht - Auf Grundlage des saarländischen KSVG, Rn 54. 
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die Umsetzung liegt allerdings in den Händen der Gemeinden.1 In der Praxis 
hängt das „Wie“ jedoch stark von der Regelungsdichte ab. Eine nochmalige 
Unterteilung der weisungsfreien Pflichtaufgaben in Pflichtaufgaben mit geringe-
rem und größerem Ausgabenspielraum kann ebenfalls durchgeführt werden.2 
Geringer Ausgabenspielraum kann dann unterstellt werden, wenn die Pflichtbe-
stimmung genaue Maßnahmenkataloge, Einsatzvoraussetzungen und techni-
sche Verfahren mitregelt.3  
 
Den Selbstverwaltungsaufgaben stehen die weisungsgebundenen Pflichtaufga-
ben (durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes übertragene staatliche Auf-
gaben) gegenüber.4 Den Kommunen obliegt hier nur die formelle Wahrneh-
mungszuständigkeit, der Staat verfügt über ein potentiell unbegrenztes Wei-
sungsrecht, d.h. hier ist das „Ob“ und das „Wie“ vorgegeben. Die Frage nach 
einer aufgabengerechten Finanzausstattung der Kommunen durch das Land 
drängt sich bei den hier vorliegenden weisungsgebundenen Pflichtaufgaben 
besonders stark auf, denn ohne Übertragung hätte das Land die Ausgaben aus 
dem eigenen Haushalt finanzieren müssen. 
 
Allerdings können nicht alle Verwaltungsaufgaben der Kommunen den aufge-
führten Aufgabenkategorien zugeordnet werden. Deshalb werden diese Aufga-

                                            
1 Vgl. Schoch (1997), Verfassungsrechtlicher Schutz der kommunalen Finanzautonomie, S. 131 

sowie beispielsweise den SaarlVerfGH, NVwZ-RR 1995, 153 (154). 
2 Dabei ist zu beobachten, dass es auch hier in verschiedenen Bundesländern andere Auftei-

lungen gibt. Beispielsweise werden in Sachsen die Selbstverwaltungsaufgaben in Weisungs-
aufgaben vom Land in vor- oder nachkonstitutionell übertragene Aufgaben, in weisungsfreie 
Pflichtaufgaben mit geringem und größerem Ausgabenspielraum und freiwillige Selbstverwal-
tungsaufgaben unterteilt. Vgl. hierzu Beirat für den kommunalen Finanzausgleich beim Säch-
sischen Staatsministerium der Finanzen (2000), Zusammenfassender Bericht zu den Ergeb-
nissen der Erhebung der Ausgaben und Einnahmen für von Kommunen nachkonstitutionell 
wahrgenommenen Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung, Anlage 1.  

3 Vgl. Hardt, Hoffmann und Postlep (1994), Die Bedeutung von Bundes- und Landesgesetzge-
bung für kommunale Haushaltsstrukturen und Selbstverwaltungsspielräume, S. 79. 

4 Allerdings ist der Aufgabendualismus nur in einigen Bundesländern angelegt, z.B. Bayern mit 
Art. 8 BayGO, Art. 6 BayLKO, Art & BayBezO sowie Rheinland Pfalz (§ 2 Abs. 2 RPGO, § 2 
Abs. 2 RPLKO). Vgl. hierzu Schwarz (1996), Finanzverfassung und kommunale Selbstverwal-
tung - Ein Beitrag zur Frage der Finanzierung kommunaler Aufgaben, S. 81ff. und Schoch 
(1997), Verfassungsrechtlicher Schutz der kommunalen Finanzautonomie, S. 133ff. und Bay-
risches Staatsministerium der Finanzen (2001), Der kommunale Finanzausgleich in Bayern. 
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ben als Gemeinkosten1 mit erfasst. Diese Kosten stehen im Zusammenhang 
mit den Aufgaben der allgemeinen Verwaltung und den Verwaltungen einzelner 
Fachaufgaben.2  
 
Eine Übersicht über die verschiedenen Aufgabentypen und ihrer jeweiligen Un-
terteilungen in Selbstverwaltungsaufgaben und vom Bund übertragene Aufga-
ben ist in Tabelle 5.45; S.99 dargestellt. 
 
Die Zuordnung der Verwaltungsaufgaben zu einem Aufgabentyp ist von Bun-
desland zu Bundesland verschieden. Was in einem Bundesland zu einer 
Pflichtaufgabe gehört, kann in einem anderen als freiwillige Selbstverwaltungs-
aufgabe deklariert sein.3 Um eine detaillierte Einteilung machen zu können, 
müsste man letztlich von jeder ausgegebenen Mark wissen, welche Ebene die 
ausgabenverursachende Entscheidung getroffen hat. Auch ist aus den entspre-
chenden Gesetzestexten der kommunale Entscheidungsspielraum nur schwer 
ableitbar. Weiterhin ist es schwierig, den einzelnen Aufgaben die entsprechen-
den Ausgaben zuzuteilen, da die kommunale Haushaltsrechnung keine „Aus-
gabenstellenrechnung“ ist, d.h. sie lässt nicht genau erkennen, durch welche 
Leistungsangebote einzelne Ausgaben zustande gekommen sind.  
 
 
 
 

                                            
1 Die Gemeinkosten können nicht als reiner Aufgabentyp betrachtet werden. Sie müssen aber 

mit ausgewiesen werden, weil sie von allen Aufgabentypen mitverursacht werden und eine 
genaue Zuordnung in die jeweilige Aufgabenkategorie nicht möglich ist, da es viele Über-
schneidungen gibt. Eine Möglichkeit, die Gemeinkosten zuzuordnen, bietet sich später in einer 
anteilsmäßigen Aufteilung der Gemeinkosten auf die anderen Aufgabenkategorien. 

2 Vgl. Hardt, Hoffmann und Postlep (1994), Die Bedeutung von Bundes- und Landesgesetzge-
bung für kommunale Haushaltsstrukturen und Selbstverwaltungsspielräume, S. 79ff.. 

3 Vgl. Parsche et al. (2001), Anpassung und Fortentwicklung des Kommunalen Finanzaus-
gleichs im Saarland. S. 197. Die dort dargestellte Tabelle gibt eine Übersicht über die Klassifi-
zierung kommunaler Aufgabenerfüllung im Verwaltungshaushalt nach ihrem Autonomiegrad 
im Saarland; Hardt, Hoffmann und Postlep (1994), Die Bedeutung von Bundes- und Landes-
gesetzgebung für kommunale Haushaltsstrukturen und Selbstverwaltungsspielräume, S. 74 
ff.; Hardt (1996), Die Bedeutung von Bundes- und Landesgesetzgebung für kommunale 
Haushaltsstrukturen und Selbstverwaltungsspielräume - Fortschreibung 1996, S. 77 ff., dort 
werden Übersichten für Niedersachsen gegeben. Vgl. auch Beirat für den kommunalen Fi-
nanzausgleich beim Sächsischen Staatsministerium der Finanzen (2000), Zusammenfassen-
der Bericht zu den Ergebnissen der Erhebung der Ausgaben und Einnahmen für von Kommu-
nen nachkonstitutionell wahrgenommenen Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung, Anla-
ge 1. 
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Abbildung 3.1: Gliederung der kommunalen Aufgaben nach ihrem Auto-
nomiegrad 

Aufgaben der Kommunen

weisungsgebundene
Pflichtaufgaben
(von Land/Bund)

Selbstverwaltungsaufgaben Gemeinkosten

weisungsfreie
Pflichtaufgaben

freiwillige

mit geringem
Ausgabenspielraum

mit größerem
Ausgabenspielraum

Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Erschwerend bei der Interpretation kommt hinzu, dass auch bei einer mögli-
cherweise relativ genauen Zuweisung der Ausgaben zu den einzelnen Berei-
chen diese einzelnen nach Pflichtigkeit gegliederten Aufgabenbereiche eigent-
lich fließend ineinander übergehen (z.B. sind auch in weitgehend fremd be-
stimmten Bereichen Ausgaben nicht unbedingt „unabweisbare Kosten“).1 Zu-
dem können auf einem Arbeitsplatz verschiedene Aufgaben nacheinander erle-
digt werden, so dass eine Trennung der Personalausgaben nach den Aufga-
benkategorien schwer fällt.  
 
Im Rahmen dieser Untersuchung stellt sich freilich nicht nur das Problem, eine 
Abgrenzung der kommunalen Selbstverwaltungsaufgaben nach weisungsge-
bundenen Pflichtaufgaben mit geringem und größerem Ausgabenspielraum so-
wie freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben wahrzunehmen. Darüber hinaus ist 

                                            
1 Parsche u.a. (2001), Anpassung und Fortentwicklung des Kommunalen Finanzausgleichs im 

Saarland, S. 197. 
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eine Abgrenzung der kommunalen Aufgaben im Freistaat Sachsen nach vor- 
und nachkonstitutioneller Art durchzuführen. Auf diese Problematik wird im Ka-
pitel 3.2 eingegangen. 
 
3.2  Bestimmung der Kopfbeträge 
 
Die letzte Überprüfung und Anpassung des Mehrbelastungsausgleichs für über-
tragene weisungsgebundene Pflichtaufgaben erfolgte im Jahr 1997 durch das 
ifo Institut für das FAG 1998. Diese basierte auf der Grundlage der Jahresrech-
nungsergebnisse 1995 und einer repräsentativen Erhebung ausgewählter 
Kommunen. 
 
Das Sächsische Staatsministerium der Finanzen hat nun im Jahr 2000 eine flä-
chendeckende Erhebung der Ausgaben und Einnahmen für die von Kommunen 
nachkonstitutionell wahrgenommenen Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Wei-
sung durchgeführt (vgl. Tabelle 3.1), unabhängig davon auf welche Weise der 
Mehrbelastungsausgleich erfolgt, d.h. durch den kommunalen Finanzausgleich, 
durch Gebühren oder Verwaltungskosten aus Mitteln des Staatshaushaltes. 
Bundesgesetzlich übertragene Aufgaben blieben bei der Erhebung unberück-
sichtigt. Grundlage der Erhebung war die im Anhang zusammengefasste Über-
sicht aller nachkonstitutionell übertragenen weisungsgebundenen Pflichtaufga-
ben, die unter Beteiligung der Fachministerien erstellt worden ist. Es wurden 
alle kreisangehörigen Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften, Verwaltungs-
verbände, große Kreisstädte, Landkreise und kreisfreie Städte einbezogen. Die 
Rücklaufquote betrug 100%.1  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                            
1 Vgl. Beirat für den kommunalen Finanzausgleich (2000), Zusammenfassender Bericht zu den 

Ergebnissen der Erhebung der Ausgaben und Einnahmen für von Kommunen nachkonstituti-
onell wahrgenommenen Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung, S.1ff.. 
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Tabelle 3.1: Nachkonstitutionell übertragene weisungsgebundene Pflicht-
aufgaben vom Land* 
 
• Angelegenheiten der unteren staatlichen Verwaltungsbehörde (50%)** 
• Öffentliche Ordnung (50%)** 
• Katastrophenschutz 
• Fleischbeschau 
• Schlachttier- und Fleischbeschau, Freibank, Notschlachträume, Bestat-

tungswesen 
• Tierkörperbeseitigungsanlagen 
 
* Nach dem Statistischen Landesamt Sachsen. 
** Vgl. S.22, die anderen 50% sind vorkonstitutionell übertragenen weisungsgebundenen Auf-
gaben zugeordnet. 
Quelle: Sächsisches Staatsministerium der Finanzen. 

Die Ausgaben wurden folgendermaßen erhoben: 

 
• Für die Ermittlung der notwendigen Personalausgaben wurden nur die An-

zahl und die Zeitanteile der für die Aufgaben eingesetzten Beamten und An-
gestellten von den Kommunen erhoben. Die Bewertung der Summen der 
Zeitanteile erfolgte mit gerundeten Pauschalsätzen je Arbeitsstunde für Be-
amte und Angestellte je nach Besoldungs- bzw. Vergütungsgruppe. 

• Die Sachausgaben wurden mit Pauschalsätzen (vgl. Anhang I) zugeschla-
gen. Durch diese Sätze wurden Raumkosten und Sachkosten einschließlich 
kalkulatorische Kosten berücksichtigt. 

• Spezielle Sachausgaben wurden erhoben und erfasst. 
• Zweckausgaben wurden erfasst, insofern sie nicht durch den Einsatz der 

Verwaltung sondern für die Aufgabe selbst entstehen. 
 
Die Einnahmen waren in tatsächlicher Höhe auszuweisen: 
 
• Die erhobenen Gebühren und der Verwaltungskostenersatz auf Grund von 

Gesetzen, Verordnungen oder Gebührenordnungen.  
• Einnahmen aus Buß- und Zwangsgeldern. 
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• Erstattungen in Form von Pauschalen oder zweckgebundenen Zuweisungen 
aus dem Haushalt des Freistaates bzw. des Bundes.1 

Auf Grund der gesammelten Daten konnten folgende Ausgaben für die wahrge-
nommenen Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung ermittelt werden. 
 
Tabelle 3.2: Erhebungsergebnis des Zuschussbedarfes für nachkonstitu-
tionell übertragene weisungsgebundene Pflichtaufgaben 
Ausgaben (brutto) 335.625.712 DM
- Einnahmen 70.877.912 DM
Ausgaben (netto) 264.747.800 DM

Quelle: Beirat für den kommunalen Finanzausgleich (2000), Zusammen-
fassender Bericht zu den Ergebnissen der Erhebung der Ausgaben und 
Einnahmen für von Kommunen nachkonstitutionell wahrgenommenen 
Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung. 
 
Bei einer Vollkostenerstattung der Aufwendungen, was der zweiten Lösungsop-
tion entspricht, hätte den sächsischen Kommunen für die Wahrnehmung der 
übertragenen Aufgaben 264,7 Mio. DM zur Verfügung gestellt werden müssen. 
 
Ziel der Erhebung des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen war, die 
Angemessenheit der einwohnerbezogenen Ausgleichsbeträge zu überprüfen 
und daraus die Pro-Kopf-Beträge für die jeweiligen Selbstverwaltungskörper-
schaften zu ermitteln. Diese Pro-Kopf-Beträge wurden als gewogener Durch-
schnitt folgendermaßen ermittelt: Für jede Aufgabe wurde die jeweilige Summe 
der Ausgaben oder Einnahmen durch die zutreffende Gesamteinwohnerzahl 
der Kommunen, der kommunalen Körperschaftsgruppe oder der Gemeindegrö-
ßenklasse dividiert. 
 
Anschließend wurden die Kopfbeträge im Rahmen einer zweiten Erhebung 
durch die Zuschussbedarfe für weisungsgebundene und weisungsfreie Pflicht-
aufgaben ergänzt. Dabei sind folgende Veränderungen im Gesamtaufgaben-
stand nachkonstitutionell übertragener Aufgaben des Freistaates Sachsen fest-
gestellt worden. 
 

                                            
1 Vgl. Beirat für den kommunalen Finanzausgleich (2000), Zusammenfassender Bericht zu den 

Ergebnissen der Erhebung der Ausgaben und Einnahmen für von Kommunen nachkonstituti-
onell wahrgenommenen Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung. 
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Tabelle 3.3: Anpassungsbedarf der Kopfbeträge nach der zweiten Erhe-
bung 

 
Quelle: Sächsisches Staatsministerium der Finanzen. 
 
Die Aufgabe 03-1-01 (vgl. Anhang S. A 21) war vorher als nachkonstitutionell 
übertragene weisungsfreie Pflichtaufgabe erfasst. Im Ergebnis der Umfrage 
wurde diese Aufgabe als nachkonstitutionell übertragene Weisungsaufgabe 
bestimmt. Zudem sind zwei weitere Aufgaben nach § 15 FAG ausgleichspflich-
tig (vgl. Anhang S. A 21). Aus den zwei Erhebungen kristallisierten sich die in 
der Tabelle 3.4 dargestellten Kopfbeträge heraus. 
 
Tabelle 3.4: Kopfbeträge für die FAG Anpassung der ersten und zweiten 
Option 

 
Quelle: Zusammenfassender Bericht zu den Ergebnissen der Erhebung 
der Ausgaben und Einnahmen für von Kommunen nachkonstitutionell 
wahrgenommenen Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung des Beira-
tes für kommunalen Finanzausgleich beim SMF vom 28.04.2000. Einwoh-
nerstand 30.06.1998 
 
Diese hier dargestellten Kopfbeträge können nun der Neuberechnung der ers-
ten Option bzw. der zweiten Option zu Grunde gelegt werden. 
 
Für die Kopfbeträge der dritten Option ist auf Grund von Abgrenzungsschwie-
rigkeiten keine Erhebung möglich. Deshalb müssen diese Beträge anders quan-
tifiziert werden, wobei auf die Kommunale Rechnungsstatistik zurückgegriffen 
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wird.1 Folgende Aufgaben kommen für die dritte Option noch hinzu (vgl. hierzu 
Tabelle 5.45, S. 97). 
 
- Vorkonstitutionell übertragene weisungsgebundene Pflichtaufgaben 

vom Land 
 
• Angelegenheiten der unteren staatlichen Verwaltungsbehörde  (50%) 
• Öffentliche Ordnung (50%) 
• Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes 
• Weitere soziale Bereiche 
• Gesundheitsverwaltung 
• Katasterverwaltung 
• Vermessung 
• Bauordnung 
 
 - Weisungsfreie Pflichtaufgaben mit geringerem Ausgabenspielraum 
 
• Statistik 
• Wahlen (50%) 
• Feuerschutz 
• Schulverwaltung 
• Verwaltung der sozialen Angelegenheiten 
• Allgemeine Sozialverwaltung 
• Betreuungsbehörde 
• Hilfe zum Lebensunterhalt 
• Hilfe zur Pflege 
• Eingliederungshilfe 
• Krankenhilfe; Hilfe bei Schwangerschaft und Schwangerschaftsabbruch 
• Sonstige Hilfen in besonderen Lebenslagen 
• Förderung von Tageseinrichtungen für Kinder 
• Krankenversicherung 
• Landesblindengeld 
• Rettungsdienst 

                                            
1 Vgl. hierzu Hardt, Hoffmann und Postlep (1994), Die Bedeutung von Bundes- und Landesge-

setzgebung für kommunale Haushaltsstrukturen und Selbstverwaltungsspielräume, S. 79 so-
wie Kapitel 3.1 und 5.8 
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• Bakteriologische und chemische Untersuchungsanstalten 
• Umlegung von Grundstücken 
• Wohnungsbauförderung und Wohnungsfürsorge 
• Aufgaben nach dem Gesetz über die Erhaltung der Gräber der Opfer 
 
 - Weisungsfreie Pflichtaufgaben mit größerem Ausgabenspielraum 
 
• Grundschulen 
• Schulhorte 
• Allgemeine Schulkindergärten 
• Mittelschulen 
• Gymnasium 
• Berufsbildende Schulen 
• Fachschulen 
• Schulen des zweiten Bildungsweges 
• Förderschulen 
• Schülerbeförderung 
• Übrige schulische Aufgaben 
• Ganztagsbetreuung 
• Sachkostenbeiträge 
• Verwaltung kultureller Angelegenheiten 
• Museen 
• Theater, Konzerte, Musikpflege 
• Sonstige Kunstpflege 
• Tageseinrichtungen für Kinder 
• Förderung von Kindergärten 
• Förderung von Schulhorten 
• Betreutes Wohnen Personenkreis nach § 72 BSHG 
• Krankenhäuser 
• Gemeindestraßen 
• Kreisstraßen 
• Bundesstraßen 
• Landesstraßen 
• Straßenbeleuchtung 
• Straßenreinigung 
• Wasserläufe 
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• Abwasserbeseitigung 
• Abfallbeseitigung 
• Friedhöfe, Leichenhäuser, Krematorien 
• Wasserversorgung 
• Verkehrsunternehmen 
• Kombinierte Versorgungs- und Verkehrsunternehmen 
 
Wie bereits betont, liegen für die dritte Lösungsoption die Daten nicht in Form 
einer Erhebung vor. Hierzu wurde auf die Rechnungsstatistik zurückgegriffen. 
Dabei ist zu beachten, dass die Rechnungsstatistik anders abgegrenzt ist als 
die zugrundeliegenden Daten der Erhebung des Sächsischen Staatsministeri-
ums der Finanzen. Es kann nur eine schwerpunktmäßige Berechnung vorge-
nommen werden: Die Kopfbeträge für die dritte Lösungsoption ergeben sich 
aus den Zuschussbedarfen des Verwaltungshaushaltes der jeweiligen wei-
sungsgebundenen und weisungsfreien Pflichtaufgaben mit zusätzlich anteilig 
verteilten Gemeinkosten. Die Zuschussbedarfe ergeben sich nach: 
 
Zuschussbedarf Verwaltungshaushalt = Gruppierung 299 – Gruppierung 

8991  
 
Diese Orientierung an den Ist-Kosten ist als ein grober Ansatz anzusehen und 
kann deshalb als problematisch beurteilt werden. Andererseits kann kritisiert 
werden, dass eine Erhebung der notwendigen Kosten über eine Befragung ten-
denziell höhere Kopfbeträge ergeben würde. So gesehen ist eine Erhebung der 
notwendigen Kosten eher als problematisch einzuschätzen. Die notwendigen 
Ausgaben stellen keinen objektiven Wert dar und sind nicht objektiv nachvoll-
ziehbar, wie beispielsweise die Ist-Ausgaben.  
 
Zwar kann argumentiert werden, dass bei einer Erhebung der notwendigen 
Ausgaben gerade diese den wahren Wert widerspiegeln dürften und nicht die 
Ist-Ausgaben aus der Rechnungsstatistik. So können ja die Ist-Ausgaben be-
dingt durch die grundsätzlich gegebenen finanziellen Beschränkungen, die für 
die Durchführung der Aufgaben erforderlichen Ausgaben in nur unzureichen-
dem Umfang repräsentieren.  
 

                                            
1 Nach Gliederung der Kommunalen Rechnungsstatistik. 
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Es lässt sich hier wieder deutlich die Problematik erkennen, die mit einer Ermitt-
lung des objektiven Finanzbedarfes verbunden ist. Zudem ist zu beachten, dass 
sowohl die heutigen Ausgaben als auch die Vorstellungen über die notwendi-
gen Kosten durch Entscheidungen in der Vergangenheit geprägt sind. D.h. fal-
sche Entscheidungen in der Vergangenheit z.B. für konsumtive Ausgaben oder 
gegen gewerbliche Ansiedlungen bestimmen den heutigen Finanzbedarf mit. 
 
Die hier quantifizierten Pro-Kopf-Beträge für die dritte Option auf der Basis der 
oben definierten Zuschussbedarfe mit zusätzlich anteiligen Gemeinkosten sind 
Tabelle 3.5 zu entnehmen. 
 
Tabelle 3.5: Kopfbeträge der dritten Option 

 
Quelle: Datengrundlage: Jahresrechnungsstatistik 1998; eigene Berech-
nungen nach Zuordnung der Unterabschnitte (teils nach dem Schwer-
punktprinzip) auf die Aufgabenkategorien.  
Einwohner am 30.06.98 . 
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4 Berechnung der drei Lösungsoptionen 
 
Bei den hier folgenden drei Berechnungen, die den ersten Schritt darstellen, 
bleibt unberücksichtigt, dass 
 
• eine Neuberechnung der Hauptansatzstaffel in Option zwei und drei auf 

Grund veränderter Zuschussbedarfe erforderlich wäre, 
• der Schülernebenansatz durch eine Einbeziehung in den steuerkraftunab-

hängigen Ausgleich in Option drei entbehrlich ist sowie 
• eine Neuberechnung der Umlagekraftmesszahl in der Option zwei und drei 

für die Schlüsselzuweisung an die Landkreise erforderlich wäre. 
 
Die oben genannten Aspekte bleiben hier unberücksichtigt, da davon ausge-
gangen wird, dass diese Korrekturen zu keinen Verzerrungen in den Grundaus-
sagen der Rechenmodelle führen. Diese Berechnungen werden später im Kapi-
tel 5 durchgeführt. 
 
4.1 Anpassung auf die Anhebung der Ausgleichsbeträge für übertrage-

ne Aufgaben nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 bis 3 FAG unter Zugrun-
delegung der nachkonstitutionell übertragenen Pflichtaufgaben 
(Option eins) 

 
Die Ausgleichsbeträge werden an die Gebietskörperschaften unter der Voraus-
setzung des § 15 Abs. 1 Satz 1 FAG als besondere Zuweisung außerhalb der 
Schlüsselzuweisung gezahlt. Bei dem derzeit geltenden FAG 2001 fallen die 
Landkreise und kreisfreien Städte zwar unter die Ausgleichsregelung für über-
tragene Aufgaben, sie  erhalten aber keine besonderen Ausgleichsbeträge nach 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 FAG. Lediglich 4 kreisangehörige Gemeinden erhalten einen 
gesonderten Ausgleich über Kopfbeträge in der maximalen gesetzlichen Höhe 
und 2 Gemeinden bekommen über Kopfbeträge einen Teilausgleich (vgl. Tabel-
le 4.1). Das Volumen für den besonderen Ausgleich beträgt beim bisher beste-
henden Ansatz 136.424 DM, was bei den kreisangehörigen Gemeinden 12 DM 
pro Kopf bedeutet. 
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Tabelle 4.1: Gemeinden mit Ausgleichsregelung nach FAG 2001 
mit vollem Ausgleich  mit Teilausgleich  

Weißenborn 34.116 DM Hartmannsdorf 22.482 DM
Dennheritz 17.496 DM Niederdorf 6.350 DM
Spreetal 28.044 DM   
Wiedemar 27.936 DM   

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Berechnet man diesen Ausgleich nun mit den neuen Kopfbeträgen für die 
kreisangehörigen Gemeinden von 18,15 DM für Große Kreisstädte sowie 15,58 
DM für Große Kreisstädte als erfüllende Gemeinden von Verwaltungsgemein-
schaften und von 0,63 DM für die übrigen kreisangehörigen Gemeinden, so er-
gibt sich im Vergleich zu der bestehenden Regelung ein anderes Bild. Die 
Kommunen, die bislang den Teilausgleich erhalten, würden diesen komplett 
verlieren. Das Ausgleichsvolumen würde bei diesem Ansatz nur 5.648,58 DM 
betragen. Es liegt damit deutlich niedriger als beim bestehenden Ansatz, d.h. es 
werden nur noch 0,63 DM pro Einwohner gezahlt. Der Pro-Kopf-Verlust beläuft 
sich bei allen Gemeinden mit vollem Ausgleich auf 11,37 DM (vgl. Tabelle 4.2).  
 
Tabelle 4.2: Gemeinden mit Ausgleichsregelung nach Option eins 
mit vollem Ausgleich  mit Teilausgleich  

Weißenborn 1.791,09 DM  
Dennheritz 918,54 DM  
Spreetal 1.472,31 DM   
Wiedemar 1.466,64 DM   

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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4.2 FAG Anpassung an das bis 1995 geltende Ausgleichskonzept unter 
Zugrundelegung der nachkonstitutionell übertragenen weisungsge-
bundenen Pflichtaufgaben (Option zwei) 

 
Im Rahmen dieser Variante wird das Ausgleichsvolumen innerhalb der Aus-
gleichsmasse aber außerhalb des Schlüsselzuweisungssystems verteilt, d.h. 
zuerst werden die Kopfbeträge zugewiesen und anschließend erfolgt der weite-
re Ausgleich durch die Schlüsselzuweisungen. Das in der Tabelle 3.2 errechne-
te Ausgleichsvolumen wird im vollen Umfang steuerkraftunabhängig an die Ge-
bietskörperschaften ausgezahlt (gemäß § 5 Abs. 1 FAG 1995).1 Der Umfang 
der neuen Schlüsselzuweisungen der verschiedenen Körperschaftsgruppen 
gegenüber den bisherigen Schlüsselzuweisungen wird in der Abbildung 4.1 
dargestellt. Es ist ersichtlich, dass die absolute Summe der Schlüsselmasse bei 
den Landkreisen und kreisfreien Städten stärker abnimmt, als im Fall der kreis-
angehörigen Gemeinden. 
 
 
 
 
 
 
 

                                            
1  Der § 5 FAG 1995 lautet: „(1) Zuweisungen für Aufgaben der unteren Verwaltungsbehörde 

werden nach Einwohnerzahl auf Landkreise und kreisfreie Städte verteilt. Es erhalten jährli-
che Zuweisungen je Einwohner 

 1. Landkreise  31 DM 
 2. Kreisfreie Städte   31 DM 
 (2) Die Landkreise sind verpflichtet, Große Kreisstädte und kreisangehörige Gemeinden an 

den Zuweisungen nach Absatz 1 zu beteiligen. Kreisangehörige Gemeinden sind angemes-
sen zu beteiligen, wenn und soweit sie zur Erfüllung von Aufgaben der unteren Verwaltungs-
behörde verpflichtet sind, insbesondere wenn sie Wohngeldstellen, Meldestellen oder Stan-
desämter betreiben. Große Kreisstädte sind entsprechend ihren übertragenen Aufgaben 
nach § 1 der Verordnung der sächsischen Staatsregierung über die Zuständigkeiten der 
Großen Kreisstädte (SächsGrKrZu VO) vom 31. Mai 1994 (SächsGVBl. S. 951) mit einem 
Betrag von 7,60 DM je Einwohner zu beteiligen. Das nähere zu Satz 2 regelt das Sächsische 
Staatsministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem Sächsischen Staatsministerium 
des Inneren in einer Verwaltungsvorschrift.“ 

 Da hier das Finanzausgleichssystem 2001 angepasst wird und heute nicht mehr zu ermitteln 
ist, was eine „angemessene“ Beteiligung wäre, werden die drei Körperschaftsgruppen Land-
kreise, kreisfreie Städte und kreisangehörige Gemeinden weiterhin getrennt und für jede 
Körperschaftsgruppe die entsprechenden Kopfbeträge aus der dargestellten Tabelle  über-
nommen und somit für die weiteren Berechnungen zu Grunde gelegt. 
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Abbildung 4.1: Veränderung der Schlüsselzuweisungen in Option zwei 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.1 
 
Es sollen nun die Auswirkungen der zweiten Lösungsoption auf die drei Körper-
schaftsgruppen der Selbstverwaltungskörperschaften dargestellt werden. Im 
Allgemeinen gibt es bei den drei Körperschaftsgruppen keine sehr großen Ver-
änderungen. Wirft man einen Blick auf die Landkreise, dann zeigt sich, dass der 
größte Pro-Kopf-Verlust mit 3,76 DM beim Landkreis Aue-Schwarzenberg an-
fällt. Den höchsten Pro-Kopf-Gewinn verzeichnet der Landkreis Leipziger Land 
mit 2,30 DM. Insgesamt stehen 10 Verlierer-Landkreise 12 Gewinner-
Landkreisen gegenüber. Der größte absolute Verlust liegt ebenfalls beim Land-
kreis Aue-Schwarzenberg mit ca. 536.000 DM, was einem prozentualen Verlust 
von 7,37% entspricht (vgl. Tabelle 4.3). 
 
 
 
 
 
 

                                            
1 Schlüsselmasse = Schlüsselzuweisung 
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Tabelle 4.3: Auswirkungen der zweiten Lösungsoption auf die Landkreise 
in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Bei den kreisfreien Städten ist zu beobachten, dass alle kleinen Städte (mit 
50.000-100.000 Einwohnern)1 durch die zweite Lösungsoption gewinnen, wäh-
rend die drei großen Städte verlieren. Den höchsten Pro-Kopf-Gewinn mit 9,17 
DM verzeichnet Hoyerswerda, welche die kleinste der kreisfreien Städte ist. Im 
Gegensatz dazu würde die Stadt Dresden den höchsten Pro-Kopf-Verlust mit 
2,02 DM haben. Bei den kreisfreien Städten stehen drei Verlierer insgesamt vier 
Gewinnern gegenüber (vgl. Tabelle 4.4). 
 
 
 
 
 
 
 

                                            
1 Die Einwohnerzahlen des Jahres 1999 der kreisfreien Städte: Chemnitz 263222, Plauen 

71955, Zwickau 104146, Dresden 476668, Görlitz 62871, Hoyerswerda 52249, Leipzig 
493875. 
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Tabelle 4.4: Auswirkungen der zweiten Lösungsoption auf die kreisfreien 
Städte in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Werden nun die Auswirkungen dieser Lösungsoption auf die kreisangehörigen 
Gemeinden betrachtet, so ist zu verzeichnen, dass in den beiden ersten Grö-
ßenklassen, nämlich 1-3.000 Einwohner bzw. 3.001-5.000 Einwohner, alle Ge-
meinden verlieren. Der größte Pro-Kopf Gewinn beträgt 12,56 DM für die Grö-
ßenklasse 15.001-20.000 Einwohner, während der größte Pro-Kopf Verlust in 
der Größenklasse 20.001-30.000 mit 4,88 DM liegt. Dabei ist wieder zu sehen, 
dass je größer die Einwohnerzahl ist, umso höher fällt auch der Pro-Kopf-
Verlust aus. Insgesamt stehen bei den kreisangehörigen Gemeinden 30 Ge-
winner 503 Verlierern gegenüber. Des weiteren existieren 6 abundante Ge-
meinden, welche nur den Kopfbetrag erhalten (vgl. Tabelle 4.5).  
 
Die Variationskoeffizienten bleiben bei diesem Ansatz unverändert (vgl. Tabelle 
4.6). Variationskoeffizienten werden berechnet als Standardabweichung, divi-
diert durch das arithmetische Mittel. D.h. die Standardabweichung wird ausge-
drückt in Mittelwertseinheiten. Damit können Standardabweichungen verschie-
dener Variablen untereinander vergleichbar gemacht werden. Die Berechnung 
des Variationskoeffizienten ist nur sinnvoll, wenn der Mittelwert größer als Null 
ist. 
 
In den hier berechneten Fällen kann der Variationskoeffizient zeigen, ob es zu 
einer ungleichmäßigeren Verteilung der Schlüsselzuweisungen als zuvor 
kommt. Ist der jeweilige neu berechnete Variationskoeffizient größer als der 
Variationskoeffizient auf der Basis des Finanzausgleichs 2001, so ist die neue 
Verteilung der Schlüsselzuweisungen ungleichmäßiger. 
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Tabelle 4.5: Auswirkungen der zweiten Lösungsoption auf die kreisange-
hörigen Gemeinden nach Größenklassen in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
 
 
Tabelle 4.6: Variationskoeffizient der zweiten Lösungsoption 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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4.3 FAG Anpassung an das bis 1995 geltende Ausgleichssystem unter 
Zugrundelegung vor- und nachkonstitutionell übertragener Pflicht-
aufgaben (Option drei) 

 
Für diesen Ansatz der dritten Option ergeben sich nach der im Kapitel 3.2 be-
schriebenen groben Abschätzung folgende Kopfbeträge: 
 
• 503 DM für kreisangehörige Gemeinden, 
• 1284 DM für kreisfreie Städte und  
• 189 DM für Landkreise. 
 
Abbildung 4.2: Veränderung der Schlüsselzuweisungen in Option drei 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Diese Kopfbeträge werden wiederum mit der Einwohnerzahl vervielfältigt und 
an die Gemeinden, kreisfreien Städte und Landkreise verteilt. Der Rest der 
Schlüsselzuweisungen wird unter dem Aspekt Finanzbedarf und Steuerkraft 
bzw. Umlagekraft verteilt. Der Ausgleich, welcher über die Kopfbeträge vorge-
nommen wird, hat ein Volumen von 3.988.894.424,00 DM bzw. 69% der ge-
samten Schlüsselzuweisungen des FAG 2001. Das bedeutet, dass nur noch 
31% der Schlüsselzuweisungen über das Ausgleichssystem nach veredelten 
Einwohnern und Schülern sowie Steuerkraft bzw. Umlagekraft unter Berück-
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sichtigung der Ausgleichsquote erfolgen. 62 Gemeinden sind bei dieser Lö-
sungsoption abundant. Sie erhalten lediglich die Kopfbeträge (vgl. Anhang S. 
A22).  
 
Die Verteilungswirkungen dieser Lösungsoption bei den Landkreisen sind in 
Tabelle 4.7 dargestellt. Hier ist - wie bei der zweiten Lösungsoption - der Land-
kreis Aue - Schwarzenberg wieder der größte Verlierer, sowohl pro Kopf mit 
einem Verlust von 21,92 DM als auch absolut mit 3.127.343 DM. Der Hauptge-
winner ist der Landkreis Chemnitzer Land mit einem Pro-Kopf-Gewinn von 
13,73 DM und einem Absolutgewinn von 1.955.304 DM. 10 Verlierer-
Landkreise stehen 12 Gewinner-Landkreisen gegenüber (vgl. Tabelle 4.7). 
 
Tabelle 4.7: Auswirkungen der dritten Lösungsoption auf die Landkreise 
in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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Auch bei den kreisfreien Städten ist wie im Fall der zweiten Lösungsoption zu 
beobachten, dass die großen Städte verlieren, während die kleineren Städte 
begünstigt werden. Den höchsten Verlust erleidet Dresden mit einem Pro-Kopf-
Verlust von 37,68 DM, der insgesamt gesehen ca. 18 Mio. DM bedeutet. Der 
größte Gewinner ist wiederum die kleinste kreisfreie Stadt Hoyerswerda, welche 
170,65 DM pro Kopf mehr bekommen würde. Insgesamt stehen 4 Gewinner 3 
Verlierern gegenüber (vgl. Tabelle 4.8). 
 
Tabelle 4.8: Auswirkungen der dritten Lösungsoption auf die kreisfreien 
Städte in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Die Tabelle 4.9 für die kreisangehörigen Gemeinden zeigt, dass die kleineren 
Gemeinden die Gewinner dieses Ansatzes sind. Der höchste Pro-Kopf-Gewinn 
liegt mit 194,46 DM in der Größenklasse 15.001-20.000 Einwohner. Allerdings 
erhält ihn nur eine Gemeinde, während die anderen 16 Gemeinden dieser Grö-
ßenklasse verlieren. Die Gemeinden der Größenklasse 20.001-30.000 und 
30.001-50.000 Einwohner verlieren alle, wobei der höchste Pro-Kopf-Verlust mit 
124,03 DM in der Größenklasse 30.001-50.000 Einwohner zu verzeichnen ist. 
Insgesamt gewinnen 437 Gemeinden, während 96 Gemeinden verlieren. Der 
Variationskoeffizient steigt auf 1,51, d.h. die Verteilung der Schlüsselmasse ist 
ungleichmäßiger als im bestehenden Ausgleichsystem.  
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Tabelle 4.9: Auswirkungen der dritten Lösungsoption auf die kreisangehö-
rigen Gemeinden nach Größenklassen in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Tabelle 4.10: Variationskoeffizient der dritten Lösungsoption 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Zusammenfassend lässt sich erkennen, dass bei der dritten Option die Vertei-
lung der Schlüsselzuweisungen bei den kreisfreien Städten etwas gleichmäßi-
ger ausfällt, während sie bei den kreisangehörigen Gemeinden deutlich unglei-
cher ist. Bei den Landkreisen ergibt sich keine Änderung des Variationskoeffi-
zienten. Die Option drei führt also insgesamt gesehen zu einer ungleichmäßige-
ren Verteilung der Schlüsselzuweisungen. 
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5 Auswirkungen und Anpassung der verschiedenen Lösungsoptionen 
 
5.1 Überprüfung der Sachgerechtigkeit einer Anhebung der Kopfbeträge 

unter Wegfall der Interessensquote 
 
Im Weiteren soll überprüft werden, inwieweit bereits eine Anhebung der Kopfbe-
träge unter Wegfall der Interessenquote eine sachgerechte Lösung, entspre-
chend dem Urteil des Sächsischen Landesverfassungsgerichtshofes sein könn-
te. Die derzeitigen Kopfbeträge von 12 DM für die kreisangehörigen Gemeinden 
und 42 DM für die kreisfreien Städte sowie 30 DM für die Landkreise als Aus-
gleich für übertragene Aufgaben (§ 15 Abs. 1 FAG 2001) gehen von einer Inte-
ressenquote von 25 % bei den betroffenen Kommunen aus. Der Verfassungs-
gerichtshof hat explizit diese Interessenquote beanstandet, nicht jedoch den 
Ausgleich über Pauschalbeträge. Es stellt sich also die Frage, ob die ungekürz-
ten Kopfbeträge für die kommunalen Träger der Selbstverwaltung, die auf 
Grund ihres hohen Steueraufkommens abundant sind oder geringere Schlüs-
selzuweisungen als diese Kopfbeträge erhalten, bereits eine adäquate Lösung 
im Sinne des Urteils des Verfassungsgerichtshofes darstellen könnten.  
 
Erstmals erhielten die Landkreise und die kreisfreien Städte 1992 zum Aus-
gleich für übertragene Aufgaben einen Pro-Kopf-Betrag außerhalb der Schlüs-
selmasse. Die Landkreise hatten ihrerseits die Großen Kreisstädte und kreisan-
gehörigen Gemeinden angemessen an diesen Zuweisungen zu beteiligen. Cha-
rakteristisch für solche „Kopfbeträge" ist, dass sie unabhängig von der Finanz-
kraft verteilt werden. Dabei stellten die damals pauschal erstatteten 15 DM eine 
Art Kostenrichtwert pro Einwohner bei effizienter Verwaltungsdurchführung dar. 
Da die anordnende Behörde die Verwaltungsleistungen nicht über den Markt 
beschaffen kann, sondern föderal untergeordnete Gliederungen damit beauftra-
gen muss, ist es zur Lösung der dadurch einhergehenden Anreiz- und Kontroll-
probleme erforderlich, ein anreizkompatibles Weisungssystem zu entwickeln.1  
Pauschalierte Kostenerstattungen, wobei sich die Pauschalierung an den tat-
sächlichen Kosten zu orientieren hat, können ein optimales System zur Lösung 
der Probleme im Zusammenhang mit der Durchführung solcher übertragener 
Aufgaben darstellen. Im FAG 1995 wurden Zuweisungen für Aufgaben der un-

                                            
1 Vgl. Wahl (1992), Perspektiven für einen reformierten Finanzausgleich nicht nur in den neuen 

Bundesländern, in: Finanzausgleich im vereinten Deutschland (Probleme der Einheit), S. 107-
131. 
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teren Verwaltungsbehörde in Höhe von 31 DM je Einwohner nach der Einwoh-
nerzahl auf Landkreise und kreisfreie Städte verteilt. 
 
Mit dem Finanzausgleichsjahr 1996 wurden die Zuweisungen für die übertrage-
nen Aufgaben in die Schlüsselmasse einbezogen. Die dahinter stehenden Ü-
berlegungen hatten zwei Ziele im Auge. Zum einen sollten die zusätzlichen 
Sonderzuweisungen und damit der Verwaltungsaufwand im Zusammenhang 
mit dem Vollzug des FAG reduziert werden. Zum anderen sollte damit die Aus-
gleichsintensität des Systems zu Gunsten steuerschwacher Kommunen erhöht 
werden. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang allerdings, dass durch eine 
solche Integration in die Schlüsselmasse nicht mehr klar erkennbar ist, in wel-
cher Höhe das Land zur Deckung der Mehrausgaben durch den übertragenen 
Wirkungskreis noch beiträgt. Denn selbst wenn in der Ausgangsphase die zur 
Verfügung gestellten Mittel diesen Aufgaben gerecht wurden, so können zwi-
schenzeitlich eingetretene Kostensteigerungen zu weiteren Mehrausgaben füh-
ren. Forderungen der Kommunen gegenüber der Landesebene zum Ausgleich 
dieser Mehrausgaben können unter Umständen dann von der Landesebene mit 
Verweis auf die gesamten Schlüsselzuweisungen gekontert werden. Die Frage 
nach den Kosten der übertragenen Aufgaben in der Finanzausgleichspraxis 
stellt im Allgemeinen einen der Brennpunkte der Diskussion dar.1 Dabei besitzt 
sie von der quantitativen Bedeutung her eher ein geringes Gewicht. 1995 z.B. 
lagen die Zuweisungen für Aufgaben der unteren Verwaltungsbehörde bei le-
diglich 2,7% der Schlüsselmasse. 
 
Sieht man von diesen Problemen ab, die sich zudem im Rahmen einer partner-
schaftlichen Zusammenarbeit zwischen Land und Kommunen sachgerecht 
durch zwischenzeitliche Überprüfungen der Kostenentwicklung der übertrage-
nen Aufgaben lösen lassen (vgl. hierzu die Ansätze im Freistaat Sachsen), so 
sind doch nochmals die mit der Einbeziehung dieser Zuweisungen in die 
Schlüsselmasse verfolgten ökonomischen Ziele zu betonen: 
  
• Durch die Einbeziehung wird die horizontale Verteilungsgerechtigkeit im Fi-

nanzausgleich erhöht, indem finanzkraftunabhängige, einwohnerbezogene 
Kopfbeträge abgeschafft und dafür die steuerkraftabhängig bemessenen 
Schlüsselzuweisungen erhöht werden.  

                                            
1 Vgl. Steinherr et al. (1997), Das Schlüsselzuweisungssystem im kommunalen Finanzausgleich 

des Freistaates Sachsen, S. 157.  
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• Die Berücksichtigung kommunaler Belastungen aus der Aufgabenwahrneh-
mung für übertragene Aufgaben über Schlüsselzuweisungen anstelle fi-
nanzkraftunabhängiger Kopfbeträge, erlaubt finanzkraftstarke Kommunen an 
den Kosten der Auftragsverwaltung zu beteiligen. Auf Grund des geringen 
Anteils der Mittel für den Ausgleich übertragener Aufgaben an der Schlüs-
selmasse stellt sich auch nicht die Gefahr einer Übernivellierung der Finanz-
kraft der Gemeinden.  

 
So gesehen spricht unter rein ökonomischen Gesichtspunkten vieles dafür, die 
beanstandete Interessenquote bei den Kopfbeträgen zum Ausgleich für über-
tragene Aufgaben aufzuheben, die vollen Beträge jedoch lediglich den kommu-
nalen Trägern der Selbstverwaltung zukommen zu lassen, die abundant sind 
oder geringere Schlüsselzuweisungen je Einwohner erhalten. Vorausgesetzt ist 
freilich, dass diese Lösung den rechtlichen Ansprüchen genügt. 
 
Zudem ist zu beachten, dass die derzeit den sechs kreisangehörigen Gemein-
den gewährten Kopfbeträge bereits über der Summe liegen, die aus der Erhe-
bung für die Durchführung dieser Aufgaben ermittelt wurde.1 Unter Berücksich-
tigung des Wegfalls der Interessenquote von 25 % liegen die Beträge nochmals 
höher, so dass zumindest unter dem Aspekt der Kostendeckung dieser Aufga-
ben insgesamt gesehen von Seiten der kreisangehörigen Gemeinden gegen-
über der Landesebene keine Vorwürfe erhoben werden können. Es ist deshalb 
hier nochmals zu betonen, dass die verfassungsrechtliche Fragestellung im Er-
gebnis nicht zu einer finanziellen Besserstellung der kommunalen Ebene, d.h. 
zu Mehreinnahmen für die Kommunen führen wird. Es kommt lediglich zu einer 
Umschichtung der vorhandenen Mittel hin zu den finanzstarken Trägern der 
Selbstverwaltung.2 Sollte sich die verfassungsrechtlich erforderliche Anpassung 
der Finanzausgleichsregelungen auf die Anhebung der Kopfbeträge unter Weg-
fall der Interessenquote beschränken lassen (erste Lösungsoption), so wäre 
diese Umschichtung stark begrenzt im Gegensatz zu den weiteren 
Lösungsoptionen. 
 
 

                                            
1  Vgl. hierzu Kapitel 3. 
2  Vgl. Jacob, A., Der kommunale Finanzausgleich 1997 im Freistaat Sachsen zwischen quanti-

tativer Anpassung und struktureller Kontinuität, in: Finanzwissenschaft 2/1997, S. 38.  
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5.2 Auswirkungen der Umstellung des Ausgleichs auf die Finanzmas-
senverteilung nach dem vertikalen Gleichmäßigkeitsgrundsatz 

 
Der kommunale Finanzausgleich beginnt mit seinen Problem- und Konfliktfel-
dern auf der vertikalen Stufe bei der Festlegung von Verbundmasse und -quote. 
Zur Finanzierung der lokalen Aufgaben reichen die eigenen Einnahmen der 
Kommunen nicht aus. Die Kommunen sind daher auf die Zuweisungen von der 
Landesebene angewiesen. Freilich können diese nicht unbegrenzt ausgeweitet 
werden, um die Finanzierungsprobleme bei den Kommunen zu lösen. Auch auf 
Landesebene sind die Mittel nicht beliebig verfügbar. Bei der Diskussion der 
Probleme des vertikalen kommunalen Finanzausgleichs ist deshalb die finan-
zielle Situation der Landesebene mit zu berücksichtigen.1 
 
Der vertikale Gleichmäßigkeitsgrundsatz, wie er im kommunalen Finanzaus-
gleichssystem des Freistaates Sachsen zur Anwendung kommt, löst die eben 
genannten Probleme, indem er bei der Festlegung der Finanzausgleichsmasse 
auf die finanzielle Situation der Landesebene und der kommunalen Ebene mit 
eingeht. Vereinfacht ausgedrückt geht dieser Ansatz davon aus, dass sich die 
Finanzkraft auf Landesebene und kommunaler Ebene gleichmäßig entwickeln 
soll.2 Wenn z.B. die Steuereinnahmen des Landes stärker steigen als die der 
Kommunen, so sollen die Kommunen auch an dieser stärkeren Steigerung par-
tizipieren. Und zwar in dem Umfang, dass letztendlich die prozentuale Zunahme 
der Finanzkraft für beide Ebenen gleich ist.  
 
Außerdem hat der vertikale Gleichmäßigkeitsgrundsatz folgende Vorteile auf-
zuweisen:3 
 

                                            
1 Vgl. Parsche et al. (2001), Anpassung und Fortentwicklung des kommunalen Finanzaus-

gleichs im Saarland, München S. 164ff.. 
2 Vgl. § 2 Abs. 1 FAG 1998: „Der Freistaat stellt [...] Finanzzuweisungen zur Verfügung, deren 

Höhe durch folgenden Grundsatz bestimmt wird: Die Entwicklung der Gesamteinnahmen der 
sächsischen Kommunen aus Steuern sowie den Zuweisungen aus dem kommunalen Finanz-
ausgleich soll sich gleichmäßig zur Entwicklung der dem Freistaat verbleibenden Finanzmas-
se aus Steuern sowie dem Länderfinanzausgleich einschließlich Bundesergänzungszuwei-
sungen, abzüglich der Kommunen zufließenden Finanzmasse im kommunalen Finanzaus-
gleich, also zu seinen Gesamteinnahmen netto gestalten (Gleichmäßigkeitsgrundsatz).“ 

3 Vgl. Steinherr et al. (1997), Das Schlüsselzuweisungssystem im kommunalen Finanzausgleich 
des Freistaates Sachsen, S. 54; Nam, Parsche und Steinherr (2001), The Principles of Paral-
lel Development of Fiscal Capacity between State and  Municipalities as Useful Benchmarks 
for the Determination of the Intergovernmental Grants in Germany, S. 525-537. 
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• Er erfüllt die Forderungen nach einem „institutionellen Arrangement“, 
von welchem man erwarten kann, dass die Größe der Schlüsselmasse 
nicht bloß durch die politischen Machtverhältnisse, sondern auch 
durch die Berücksichtigung sachgerechter Indikatoren bestimmt wird. 

• In Zeiten stabiler Aufgabenstrukturen dient er auf Grund der ausgewo-
genen Berücksichtigung der Belange von Land und Kommunen als hilf-
reiches Instrument zur Konsensfindung. 

• Er kann in bestimmten Fällen das Land gegen den Vorwurf einer verfas-
sungswidrigen Kürzung der Finanzausgleichsmasse absichern, da er die 
Grenzen der finanziellen Leistungsfähigkeit des Landes mit einschließt.1 

 
Die Anwendung des vertikalen Gleichmäßigkeitsgrundsatzes hat zur Folge, 
dass die Kommunen bei einer schwächeren Entwicklung der Gemeindeein-
nahmen vor Finanzausgleich (also ohne Schlüsselmasse) als der Landesein-
nahmen vor Finanzausgleich (also einschließlich Schlüsselmasse) von einem 
Korrekturbetrag profitieren. Dieser wird im sächsischen Finanzausgleich als 
„Aufstockung aus dem Staatshaushalt" ausgewiesen. Sollten hingegen die Ge-
meindeeinnahmen im Vergleich zu den Landeseinnahmen günstiger verlaufen, 
dann würde die Finanzausgleichsmasse regelgebunden zurückgehen. Im End-
effekt würden sich bei einer verstärkten wirtschaftlichen Entwicklung in den 
neuen Bundesländern und insbesondere im Freistaat Sachsen, in den Kommu-
nen in Sachsen ähnliche Verhältnisse herauskristallisieren, wie sie im Durch-
schnitt in den Kommunen der alten Bundesländer herrschen. D.h. die Finanzie-
rung der kommunalen Aufgaben findet überwiegend durch Steuereinnahmen 
statt, zu denen die Mittel aus dem kommunalen Finanzausgleich ergänzend 
hinzutreten. Eine solche Finanzierungsstruktur wird als erwünscht angesehen 
und würde den angestrebten wirtschaftlichen Anschluss des Freistaates Sach-
sen und seiner Kommunen an die wirtschaftliche Entwicklung in den alten Bun-
desländern und ihren Kommunen widerspiegeln.  
 
Diese angestrebte positive Entwicklung der kommunalen Finanzen wäre mit 
Lösungsoption zwei kompatibel. Doch vorab sollen lediglich die Auswirkungen 
der zweiten und dritten Option auf die Schlüsselzuweisungen analysiert werden. 
Wie die Tabelle 5.1 erkennen lässt, ist die quantitative Auswirkung der zweiten 
                                            
1  Damit soll freilich keinesfalls einer Aushebelung verfassungsrechtlicher Vorgaben das Wort 

geredet werden. Vgl. Henneke, H.-G., Der Gleichmäßigkeitsgrundsatz – die Wiederkehr des 
Trojanischen Pferdes S. 358. Natürlich ist hierbei zu berücksichtigen, dass das Land eher in 
der Lage ist, Standards und Normen zu modifizieren als die kommunale Ebene.  
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Lösungsoption relativ gering. Der Rückgang der Schlüsselzuweisungen beträgt 
lediglich 4,6%. Die Schlüsselzuweisungen fallen bei Option zwei mit rund 5,5 
Mrd. DM insgesamt gesehen noch genügend hoch aus, um neben den allokati-
ven Anforderungen auch den distributiven Anforderungen des kommunalen Fi-
nanzausgleichs gerecht zu werden. Dies gilt auch für die Schlüsselzuweisungen 
in den drei Körperschaftsgruppen. 
 
Für den horizontalen Gleichmäßigkeitsgrundsatz ist es notwendig, das Jahr in 
dem das Urteil des Verfassungsgerichtes umgesetzt wird, als neue Referenzpe-
riode zu bestimmen.  
 
Problematischer stellt sich in diesem Zusammenhang jedoch die dritte Option 
dar. Hier würden die Schlüsselzuweisungen an die Kommunen von 5,7 Mrd. 
DM auf 1,8 Mrd. DM zurückgehen (vgl. Tabelle 5.1). Bereits diese Entwicklung 
lässt erkennen, dass den distributiven Anforderungen des kommunalen Finanz-
ausgleichs durch die Reduzierung der Schlüsselzuweisungen um rund 4 Mrd. 
DM im Vergleich zum derzeitigen Status nur noch in einem vergleichsweise ge-
ringen Umfang nachgekommen werden kann. Auch eine Erhöhung der Aus-
gleichsquote im Rahmen der Option drei kann die negativen Effekte der drasti-
schen Reduzierung der Schlüsselzuweisungen auf die Ausgleichswirkung des 
Finanzausgleichs nicht kompensieren. 
 
Tabelle 5.1: Änderungen der Schlüsselzuweisungen in DM bei Option zwei 
und drei 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Neben den eben dargestellten kurzfristigen Effekten der Optionen zwei und ins-
besondere drei dürften auch die Wirkungen von Interesse sein, die sich dabei 
mittel- bis längerfristig im Zusammenhang mit einer Erhöhung der kommunalen 
Steuereinnahmen ergeben dürften. So ist die kommunale Ebene im Freistaat 
Sachsen derzeit, wie übrigens auch die Kommunen in den anderen neuen Bun-
desländern, durch eine Schwäche bei den eigenen Steuereinnahmen getroffen. 
Nicht zuletzt deshalb erhalten die sächsischen Kommunen in einem hohen Um-
fang Mittel aus dem kommunalen Finanzausgleich. Dabei wird stets davon aus-
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gegangen, dass diese Steuerschwäche der kommunalen Ebene in Sachsen 
lediglich vorübergehender Natur ist und sich die kommunalen Steuereinnahmen 
dem Niveau in den alten Bundesländern annähern. 
 
Welche konkreten Konsequenzen indes die Entwicklung im Zusammenhang mit 
den verringerten Schlüsselzuweisungen nach Option zwei und insbesondere 
drei hat, soll am folgenden Beispiel deutlich gemacht werden. Für die Berech-
nung der Schlüsselmasse werden die bei Option zwei und drei anfallenden 
Schlüsselzuweisungen sowie der Durchschnitt der Gewerbesteuereinnahmen 
der Gemeinden in den alten Bundesländern für die sächsischen Gemeinden 
unterstellt.1 Alle anderen Größen bleiben konstant. 
 
Für die Schlüsselzuweisungen ergeben sich unter Berücksichtigung der unter-
stellten Steuereinnahmen und der jeweiligen Kopfbeträge die in Tabelle 5.2 
ausgewiesenen Beträge. 
 
Tabelle 5.2: Höhe der Schlüsselzuweisungen in Mio. DM nach Unterstel-
lung kommunaler Steuereinnahmen wie in den alten Bundesländern 
2. Option 3. Option 
3.402,45 -923,69 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts, unter Berücksichtigung des vertikalen Gleichmäßig-
keitsgrundsatzes. 
 
Unter Berücksichtigung der verbesserten Einnahmesituation der Kommunen 
und des vertikalen Gleichmäßigkeitsgrundsatzes betragen bei der zweiten Opti-
on die an die Gemeinden auszuschüttenden Schlüsselzuweisungen nur noch 
3,4 Mrd. DM. Dies bedeutet, dass im Vergleich zur derzeitigen Einnahmesitua-
tion (und unter Berücksichtigung von Option zwei) die Schlüsselzuweisungen 
um rund 2,1 Mrd. DM geringer ausfallen würden. Durch diese Verringerung 
würde die Umverteilungsfunktion beschnitten werden, aber noch in gewissem 
Umfang erhalten bleiben. 
 
 
 

                                            
1  Die Steuereinnahmen der alten Bundesländer (außer Stadtstaaten) wurden aus Finanzen und 

Steuern Fachserie 14 Reihe 3.1 Rechnungsergebnisse des öffentlichen Gesamthaushaltes 
entnommen. 
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Abbildung 5.1: Höhe der Schlüsselzuweisungen nach Unterstellung kom-
munaler Steuereinnahmen wie in den alten Bundesländern     

 
Quelle: Berechnungen des ifo Institut, unter Berücksichtigung des vertikalen Gleichmäßigkeits-
grundsatzes. 
 
Problematisch ist jedoch die Situation im Falle der dritten Option zu sehen. Hier 
ergeben sich durch den unterstellten Anstieg der Steuereinnahmen und die 
vergleichsweise hohen Pro-Kopf-Beträge negative Schlüsselzuweisungen für 
die kommunale Ebene. Dies bedeutet, dass das Land bei Abbau der Steuerdis-
paritäten zwischen Ost und West den Kommunen nicht mehr Finanzierungsmit-
tel in Form von freien Schlüsselzuweisungen zur Verfügung stellen würde, son-
dern umgekehrt Finanzierungsmittel abschöpfen müsste. Die Abschöpfung 
müsste zudem noch höher ausfallen, wenn der kommunale Finanzausgleich 
seiner redistributiven Funktion nachkommen sollte. Die bisher angesprochene 
Abschöpfung hat nur die Funktion, den erwünschten stärkeren Anstieg der 
kommunalen Steuereinnahmen der sächsischen Kommunen auszugleichen. 
Lediglich dann, wenn darüber hinaus bei den steuerkräftigen Kommunen Fi-
nanzierungsmittel abgeschöpft werden, kann mit dieser Masse der kommunale 
Finanzausgleich seiner Umverteilungsfunktion gerecht werden. Ein negativer 
Finanzausgleich in diesem Sinne stellt jedoch das System des kommunalen 
Finanzausgleichs auf den Kopf und dürfte u. E. politisch gesehen zu erhebli-
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chen Akzeptanzproblemen führen (vgl. zu dieser Problematik den Unterab-
schnitt 5.7). 
 
5.3 Auswirkungen des neuen Ausgleichs auf die Zuschussbedarfsrelatio-

nen zwischen Gemeindegrößenklassen und auf den Hauptansatz 
 
Der Finanzbedarf der Gemeinden im Freistaat Sachsen wird im Zusammen-
hang mit den Schlüsselzuweisungen durch den sogenannten Gesamtansatz 
repräsentiert. Dieser wird wie in vielen Bundesländern im Wesentlichen vom 
Hauptansatz geprägt, der auf dem „veredelten“ Einwohner aufbaut. Hinzu 
kommt der Schüleransatz, welcher auf dem „veredelten“ Schüler aufbaut. Der 
sogenannte Hauptansatz bildet das Kernelement des Gesamtansatzes, aber 
auch des Schlüsselzuweisungssystems schlechthin. Dabei wird davon ausge-
gangen, dass ein Einwohner in einer größeren Kommune grundsätzlich einen 
größeren Finanzbedarf mit sich bringt als ein Einwohner in einer kleineren 
Kommune.1 
 
Im Folgenden soll nun untersucht werden, welche Auswirkungen die Anpas-
sung der Kopfbeträge der zweiten und dritten Option auf die bestehenden 
Hauptansatzstaffeln haben. Als Grundlage für die Neuberechnung der Haupt-
ansatzstaffel wird der Zuschussbedarf IIa herangezogen. Dieser wird entspre-
chend dem folgenden Schema (Tabelle 5.3) mit den Daten aus der kommuna-
len Jahresrechnungsstatistik berechnet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                            
1  Vgl. Parsche et al. (2001), Anpassung und Fortentwicklung des kommunalen Finanzaus-

gleichs im Saarland, S. 29ff.. 
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Tabelle 5.3: Berechnungsschema zur Ermittlung des Zuschussbedarfes IIa 
Haushaltstelle Rechenoperation Grupp.-Nr. 
Mehrausgaben   
 Ausgaben des Verwaltungshaushaltes  899 
 Einnahmen des Verwaltungshaushaltes ./. 299 
Zuführung an den Vermögenshaushaltes ./. 86 
Deckung von Sollfehlbeträgen ./. 892 
Zuführungen vom Vermögenshaushaltes + 28 
Steuern   
 Grundsteuer A + 000 
 Grundsteuer B + 001 
 Gewerbesteuer nach Ertrag (brutto) + 003 
 Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer + 012 
 Gemeindeanteil an der Einkommensteuer + 010 
 Gewerbesteuerumlage ./. 810 
Zuweisungen   
 Schlüsselzuweisungen vom Land + 041 
 Bedarfszuweisungen vom Land + 051 
 sonstige allgemeine Zuweisungen + 061,062 
Sächliche Schulkosten ./.  
Quelle: Steinherr et al. (1997), Das Schlüsselzuweisungssystem im kommunalen Finanzaus-
gleich des Freistaates Sachsen, S. 104; Darstellung des ifo Instituts. 
 
Der Zuschussbedarf umfasst die durch spezielle Einnahmen nicht gedeckten 
Ausgaben und gibt die effektive Haushaltsbelastung der kommunalen Selbst-
verwaltungskörperschaften an, welche aus allgemeinen Deckungsmitteln zu 
finanzieren ist. Gegen die Verwendung des Zuschussbedarfes zur Ableitung der 
Hauptansatzstaffel wird immer wieder auf einen sich selbst verstärkenden Zir-
kelschluss verwiesen. Dieser stellt sich folgendermaßen dar.  
 
Hohe Einnahmen  Hohe Ausgaben 
  ≈ 

  Hoher Zuschussbedarf 
  ≈ 
Hohe Schlüsselzuweisungen  Hoher Hauptansatz 
 



 48

Diese zunächst plausible Wirkungskette zeigt bei genauerer Betrachtung meh-
rere Bruchstellen, welche sowohl auf der Verwechselung von individuellem und 
kollektivem Handeln als auch auf Niveau und Veränderung beruhen. 
 
Hohe Einnahmen      Hohe Ausgaben: 
 
Für diese Beziehung fehlt ein wissenschaftlicher Nachweis, ob die Ausgaben 
die Einnahmen bestimmen oder andersherum. Weiterhin sind die Einnahmen 
keine gegebene Größe, sondern von der Gemeinde direkt zu beeinflussen. Die 
Aussage, dass Einnahmen die Ausgaben bestimmen, ist unrichtig. Die Feststel-
lung „hohe Einnahmen bedingen hohe Ausgaben“ unterstellt, dass hohe Aus-
gaben nicht im hohen Bedarf ihre Ursache haben, sondern eher im ausgabe-
freudigen Verhalten der Gemeinde. 
 
Hoher Zuschussbedarf      Hoher Hauptansatz: 
 
Auf dieser Ebene wird individuelles und kollektives Handeln verwechselt. Die 
statistischen Methoden beruhen alle auf der Durchschnittsbildung, denn solan-
ge eine Kommune den Größenklassendurchschnitt nicht merklich durch ihr 
Verhalten beeinflussen kann, wird sie sich auch keinen höheren Hauptansatz 
verschaffen können. 
 
Hoher Hauptansatz      Hohe Schlüsselzuweisungen: 
 
Statistisch gesehen ist ein direkter Zusammenhang zwischen Hauptansatz und 
Schlüsselzuweisung nicht gegeben, es wirken vielmehr Ergänzungsansätze 
und die Finanzkraft entscheidend mit. Ein veredelter Einwohner impliziert cete-
ris paribus eine höhere Schlüsselzuweisung. Dies bedeutet nicht notwendiger-
weise, dass bei einem Vergleich zweier Kommunen diejenige mit dem höheren 
Hauptansatz auch die höheren Schlüsselzuweisungen erhält.1 
 
Eine Bestimmung der Hauptansatzstaffel mit Hilfe der Regressionsanalyse ist 
weiterhin schwierig. Das Datenmaterial für mögliche Regressionsvariablen liegt 
im Falle Sachsens für einen zu geringen Beobachtungszeitraum vor. Bestimmte  
Größen stehen in gemeindescharfer Form nicht zur Verfügung, was zu einem 

                                            
1 Vgl. Parsche et al. (2001), Anpassung und Fortentwicklung des kommunalen Finanzaus-

gleichs im Saarland, S. 29ff.. 
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unbefriedigenden Ergebnis führen würde. Auch für den Fall, dass die Daten  
exakt vorliegen würden, wäre nicht unbedingt mit besseren Ergebnissen zu 
rechnen, da die immer noch andauernde Umbruchsituation der Gemeinden ge-
rade auch im Ergebnis der Gemeindegebietsreform zu Verwerfungen innerhalb 
der strukturellen und finanzwirtschaftlichen Kennziffern führt.1 
 
Da es aus den vorgenannten Gründen nicht möglich ist, die Hauptansatzstaffel 
mit Hilfe der Regressionsanalyse zu quantifizieren, wird auf das bisher übliche 
Verfahren zur Bestimmung der Hauptansatzstaffel zurückgegriffen. Für die nach 
Hauptansatz zusammengefassten kreisangehörigen Gemeinden werden die 
jeweiligen durchschnittlichen Pro-Kopf-Zuschussbedarfe IIa ausgewiesen. Zu-
schussbedarf IIa ergibt sich aus Zuschussbedarf II abzüglich der sächlichen 
Schulkosten. Setzt man diese Werte ins Verhältnis mit dem Wert der untersten 
Staffelklasse, so erhält man die Finanzbedarfsrelationen. Für die zweite und 
dritte Lösungsoption werden von den jeweiligen Zuschussbedarfen IIa zudem 
die schon ausgeglichenen Kopfbeträge abgezogen. Im Falle der zweiten Lö-
sungsoption werden pro Staffelklasse die in der Tabelle 3.4 dargestellten Kopf-
beträge, bei der dritten Option 503,00 DM (aus Tabelle 3.5) subtrahiert. Diese 
Verringerungen der durchschnittlichen Zuschussbedarfe IIa sollten zur Folge 
haben, dass der Graph der Hauptansatzstaffel steiler als vorher verläuft. Das 
würde der Tendenz, dass die kleineren Gemeinden Hauptgewinner der Anpas-
sung über Kopfbeträge sind, entgegenwirken. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                            
1 Vgl. Steinherr et al. (1997), Das Schlüsselzuweisungssystem im kommunalen Finanzausgleich 

des Freistaates Sachsen, S. 110. 
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Doch zunächst ein Blick auf die bestehende Hauptansatzstaffel 2001 für die 
kreisangehörigen Gemeinden (vgl. Tabelle 5.4). 
 
Tabelle 5.4: Hauptansatzstaffel 2001 für kreisangehörige Gemeinden 
Größenklas-
sen-Minimum 

Mittelwert Größenklassen-
Maximum 

Hauptansatzfaktor 

 Mitte 
1 1.500 3.000 100,0% 

3.001 4.000 5.000 112,0% 
5.001 7.500 10.000 122,0% 

10.001 12.500 15.000 131,0% 
15.001 17.500 20.000 138,0% 
20.001 25.000 30.000 140,0% 
30.001 40.000 50.000 150,0% 
50.001 55.000 60.000 160,0% 

Quelle: FAG 2001. 
 
Für die Hauptansatzstaffel der kreisfreien Städte wird die gleiche Rechnung 
verwendet. Von den Pro-Kopf-Zuschussbedarfen IIa wird der entsprechende 
Kopfbetrag subtrahiert; der sich daraus ergebende Betrag für die kleinste kreis-
freie Stadt wird dann auf eins normiert und die weiteren Beträge dazu ins Ver-
hältnis gesetzt.  
 
Seit 1999 erfolgt im Freistaat Sachsen eine Interpolation der Hauptansätze. 
Diese Interpolation erfolgt ausgehend von der unter Berücksichtigung der Zu-
schussbedarfsanalyse ermittelten Hauptansatzstaffel aus Mittelpunktinterpolati-
on. Eine Interpolation führt zu einer weiteren Differenzierung der Schlüsselzu-
weisungen je Einwohner zwischen den einzelnen Gemeinden; dahingehend, 
dass unter unveränderten Bedingungen Gemeinden mit einer Einwohnerzahl 
über dem Mittelwert bessergestellt werden und Gemeinden mit einer Einwoh-
nerzahl unter dem Mittelwert geringere Schlüsselzuweisungen erhalten. 
 
Die Berechnungsformel für den gemeindespezifischen Hauptansatzfaktor stellt 
sich wie folgt dar. Ausgangspunkt dabei ist die Tabelle 5.4. 
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wobei: 
 

GkLiHAF  Hauptansatzfaktor der für die Gemeinde i zutreffenden Gemein-

degrößenklasse 

1+GKLiHAF  Hauptansatzfaktor für die nächsthöhere Gemeindegrößenklasse 

iHAF  spezifischer Hauptansatzfaktor der Gemeinde i 

iEW   Einwohner der Gemeinde i 

MGKLiEW  Einwohnermittelwert der für die Gemeinde i zutreffenden Gemein-

degrößenklasse 

1+MGKLiEW  Einwohnermittelwert für die nächsthöhere Gemeindegrößenklasse 

 
 
Das im Freistaat Sachsen verwendete Verfahren zur Interpolation des Haupt-
ansatzes stellt sich folgendermaßen dar: Ausgangspunkt ist wiederum die Ta-
belle 5.4. Der Hauptansatzfaktor für Gemeinden bis 1.500 Einwohner beträgt 
1,00. Die Berechnungsformel des gemeindespezifischen Hauptansatzfaktors für 
Gemeinden über 1.500 Einwohner mit zwischen den Einwohnerstufen liegen-
den Einwohnerzahlen lautet:1 
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wobei: 
 

iHAF  spezifischer Hauptansatzfaktor für die Gemeinde i 

uHAF  Hauptansatzfaktor für die untere Einwohnerstufe (bezogen auf die 

Einwohnerzahl der Gemeinde i 

oHAF  Hauptansatzfaktor für die obere Einwohnerstufe (bezogen auf die 

Einwohnerzahl der Gemeinde i) 

iEW   Einwohnerzahl der Gemeinde i 

uEW  untere Einwohnerstufe 

oEW  obere Einwohnerstufe 

 
                                            
1 Vgl. Sächsisches Staatsministerium der Finanzen, DS 2/9497, S.5. 
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Eine grafische Darstellung der Hauptansatzstaffel befindet sich in Abbildung 
5.2. 
 
Abbildung 5.2: Hauptansatzstaffel der kreisangehörigen Gemeinden des 
FAG 2001 
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Quelle: Tabelle 5.4, Berechnungen des ifo Instituts. 
 
5.3.1 Neuberechnung der Hauptansatzstaffeln für die zweite Lösungsoption 
 
5.3.1.1 Simulationsrechnungen für die kreisangehörigen Gemeinden 
 
Der Freistaat Sachsen hat im Jahr 1999 eine Gebietsreform vollzogen. Für die 
Berechnung der neuen Hauptansatzstaffel wird daher untersucht, ob sich die 
Zuschussbedarfe des Jahres 1999 als Basis eignen oder auf einen Durchschnitt 
der Zuschussbedarfe der Jahre 1997 bis 1999 zurückgegriffen werden sollte. 
Dafür werden für beide Basen die Hauptansatzstaffeln berechnet. Als erster 
Schritt werden die Hauptansatzstaffeln quantifiziert und zwar ohne den Abzug 
des Kopfbetrages für übertragene Aufgaben (vgl. Tabelle 5.5 ). 
 
Tabelle 5.5: Überprüfung der Hauptansatzstaffel für die kreisangehörigen 
Gemeinden ohne Abzug der Kopfbeträge (Beträge in DM) 
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Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen und Berechnungen des ifo Instituts. 
 
In einem zweiten Schritt werden die Abzugsbeträge bestimmt, die von der je-
weiligen Staffelklasse subtrahiert werden. Dazu werden die Einwohnerzahlen 
der jeweiligen Größenklasse mit dem entsprechenden Kopfbetrag multipliziert. 
Probleme gibt es bei den Größenklassen, in denen neben den übrigen kreisan-
gehörigen Gemeinden noch Große Kreisstädte bzw. Große Kreisstädte als er-
füllende Gemeinden von Verwaltungsgemeinschaften enthalten sind. Hier 
kommen für die verschiedenen Gemeindetypen differenzierte Kopfbeträge zur 
Anwendung. Der Abzugsbetrag wird berechnet, indem die Gesamtsumme der 
Staffelklasse durch ihre Einwohnerzahl dividiert wird. Die Ergebnisse sind in 
Tabelle 5.6 dargestellt. 
 
Tabelle 5.6: Einwohnerzahlen der jeweiligen Gemeindekategorie nach 
Staffelklassen sowie die sich daraus ergebenden Abzugsbeträge für die 
jeweiligen Kopfbeträge 

 
Quelle: FAG 2001, Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Für die neue Hauptansatzstaffel der kreisangehörigen Gemeinden werden nun 
die Zuschussbedarfe IIa um den Kopfbetrag reduziert. Der Restbetrag für die 
kleinste Größenklasse wird auf eins normiert und die restlichen Differenzbeträ-
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ge werden dazu ins Verhältnis gesetzt. Es ergibt sich folgendes Bild (vgl. Tabel-
le 5.7). 
 
Tabelle 5.7: Korrigierte Hauptansatzstaffel für die kreisangehörigen Ge-
meinden für die zweite Option (Beträge in DM) 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Bei einem Vergleich der neu quantifizierten Hauptansatzstaffeln (vgl. Tabelle 
5.8) mit der Hauptansatzstaffel nach FAG 2001 zeigt sich, dass sie leicht von-
einander abweichen. Da in Sachsen sowie in allen neuen Bundesländern die 
Datenbasis noch relativ gering und durch Gebietsreformen statistisch gesehen 
etwas instabil ist, sind bislang keine wesentlich besseren Bestimmungsmöglich-
keiten als die hier vorgestellte möglich. Im Folgenden wird die Hauptansatzstaf-
fel noch modifiziert. Hierfür sollen verschiedene Simulationsrechnungen durch-
geführt werden. Dabei ist zu beachten, dass die Kopfbeträge, die hier im Rah-
men der zweiten Option subtrahiert wurden, relativ klein sind, und sich dadurch 
die bestehende Hauptansatzstaffel eigentlich nur sehr gering verändern würde. 
Bis zur Größenklasse 15.001 - 20.000 Einwohner liegen die Abzugsbeträge1 
unter einem Prozent. Erst in den beiden größten Klassen wird eine Verände-
rung von über einem Prozent erreicht. Die Hauptansatzstaffel wird in Prozent-
punkten ausgedrückt. Bei prozentualen Änderungen der Werte in der Hauptan-
satzstaffel von nur einem Prozentpunkt kann es bereits zu starken Umvertei-
lungswirkungen kommen.  
 
Für weitere Simulationsrechnungen werden neben der ursprünglichen Haupt-
ansatzstaffel die quantifizierten Hauptansatzstaffeln unterstellt (vgl. Tabelle 
5.8). Dabei wurde die Hauptansatzstaffel 1999 im oberen Bereich leicht modifi-

                                            
1 Diese Abzugsbeträge sind für 1999 berechnet worden, sie werden aber auch für die Durch-

schnittsquantifizierung 97-99 verwendet, da hierfür keine exakten Werte vorliegen. 
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ziert um für die Größenklasse über 50.000 Einwohner ebenfalls einen Wert von 
160 zu erreichen, wie die beiden anderen Hauptansatzstaffeln. 
 
Tabelle 5.8: Unterstellte Hauptansatzstaffeln der kreisangehörigen Ge-
meinden für die Simulationen bei Option zwei 
Größenklasse bestehende

HAF* 
I 

KHAF* 99
 II  

KHAF* 97-99
1-3.000 100,00 100,00        100,00 

3.001-5.000 112,00 109,00        110,00 
5.001-10.000 122,00 118,00        118,00 

10.001-15.000 131,00 128,00        131,00 
15.001-20.000 138,00 146,00        145,00 
20.001-30.000 140,00 149,00        146,00 
30.001-50.000 150,00 155,00        154,00 

Über 50.000 160,00 160,00        160,00 
*HAF=Hauptansatzfaktor; KHAF=korrigierter Hauptansatzfaktor 
Quelle: Tabellen 5.4 und 5.7, Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Simulationsrechnung I 
 
Für diese Simulationsrechnung wurde die errechnete Hauptansatzstaffel des 
Basisjahres 1999 unterstellt. Die kleinen Gemeinden (bis 10.000 Einwohner) 
verlieren alle. Die größeren Städte ab 15.001 Einwohner zählen zu den Gewin-
nern. Insgesamt stehen 492 Verlierer 41 Gewinnern gegenüber. Den höchsten 
Pro-Kopf-Gewinn erzielen die Gemeinden der Größenklasse 20.001 bis 30.000 
Einwohner mit 66,87 DM. Der höchste Pro-Kopf-Verlust mit 35,44 DM ist in der 
Größenklasse 3.001 bis 5.001 Einwohner angesiedelt. Der Variationskoeffizient 
steigt in dieser Variante von 1,39 auf 1,46 (vgl. Tabelle 5.10), d.h. die Verteilung 
der Schlüsselzuweisungen sind bei den kreisangehörigen Gemeinden un-
gleichmäßiger. 
 
Für die Hauptansatzstaffel I aus der vorhergehenden Tabelle 5.8, zeigt sich für 
die kreisangehörigen Gemeinden folgendes Bild (vgl. Abbildung 5.3). 
 
 
Tabelle 5.9: Simulationsrechnung I für die kreisangehörigen Gemeinden 
bei der zweiten Option 
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Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
 
 
 
 
Tabelle 5.10: Variationskoeffizient für die Simulation I für kreisangehörige 
Gemeinden bei der zweiten Option  

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
 
 
 
 
Abbildung 5.3: Hauptansatzstaffel der Simulation I für die kreisangehöri-
gen Gemeinden bei der zweiten Option 



 57

0,90
1,00
1,10
1,20
1,30
1,40
1,50
1,60
1,70

1 3.000 5.000 10.000 15.000 20.000 30.000 50.000

Einwohner

Quelle: Tabelle 5.8, Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Simulationsrechnung II 
 
Die Simulationsrechnung II zeigt die Auswirkungen der errechneten Hauptan-
satzstaffel für die Basis des Durchschnittes der Jahre 1997 bis 1999. Der 
höchste Pro-Kopf-Gewinn liegt in der Größenklasse 20.001-30.000 Einwohner 
mit 48,13 DM. Dagegen verlieren die Gemeinden der unteren drei Größenklas-
sen alle. Dieser Pro-Kopf-Verlust beläuft sich bei 229 Kommunen der untersten 
Klasse auf 11,25 DM. Große Kommunen zwischen 15.001 und 50.000 Einwoh-
ner gewinnen. Insgesamt stehen 47 Gewinner-Gemeinden 486 Verlierer-
Gemeinden gegenüber (vgl. Tabelle 5.11). Der Variationskoeffizient liegt bei 
1,45, d.h. die Verteilung fällt etwas ungünstiger aus im Vergleich zum beste-
henden Ausgleichssystem. Die für die verschiedenen Basen ausgerechneten 
Hauptansatzstaffeln liegen in ihren Auswirkungen allerdings dicht beieinander 
(vgl. Tabellen 5.10 und 5.12). Gleiches lässt sich für die grafischen Darstellun-
gen der Hauptansatzstaffel sagen (vgl. Abbildungen 5.3 und 5.4). 
 
 
 
Tabelle 5.11: Simulationsrechnung II für die kreisangehörigen Gemeinden 
bei der zweiten Option 
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Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
 
 
 
Tabelle 5.12: Variationskoeffizient für Simulation II für die kreisangehöri-
gen Gemeinden bei der zweiten Option 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
 
 
Abbildung 5.4: Hauptansatzstaffel der Simulation II für die kreisangehöri-
gen Gemeinden bei der zweiten Option 
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Quelle: Tabelle 5.8, Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Veränderungen, welche durch 
den Abzug der Kopfbeträge im unteren Bereich der Hauptansatzstaffel auftre-
ten, in einem minimalen Umfang anfallen. Deshalb ist dort lediglich eine Anpas-
sung der Hauptansatzstaffel im zehntel wenn nicht sogar im hundertstel Pro-
zentpunktebereich notwendig. Im oberen Bereich wird durch den Abzug der 
Kopfbeträge eine Korrektur von etwa einem Prozentpunkt erforderlich. Da ande-
rerseits die Neuberechnung der Hauptansatzstaffel auf der Basis des Jahres 
1999 bzw. des Durchschnitts der Jahre 1997 bis 1999 eine gewisse Erhöhung 
im oberen Bereich der Hauptansatzstaffel gezeigt hat, ist u. E. durch die gegen-
läufigen Effekte keine Änderung erforderlich. Deshalb plädiert das ifo Institut 
dafür, die bestehende Hauptansatzstaffel unverändert zu lassen. In diesem Zu-
sammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die gegenwärtige Hauptansatzstaffel 
keine Ableitung aus einer Regressionsrechnung darstellt, sondern das Ergebnis 
einer gewissen Modifizierung des Hauptansatzes ist. „Die Anpassungen wurden 
unter gleichzeitiger Berücksichtigung des Erfordernisses vorgenommen, die 
durch die Analyseergebnisse sowie durch gebietsstrukturell bedingten Verände-
rungen im Basisbereich ergebenen Umschichtungen von Schlüsselmasse zwi-
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schen den Größenklassen zu begrenzen und eine sachgerechte Verteilung der 
Schlüsselmassen zu erreichen.“1 
 
5.3.1.2 Simulationsrechnungen für die kreisfreien Städte 
 
Für die kreisfreien Städte ist ebenfalls eine Anpassung der Hauptansatzstaffel 
zu überprüfen. Diese wird in der gleichen Form wie bei den kreisangehörigen 
Gemeinden vorgenommen (vgl. vorangegangene Ausführungen). Die folgende 
Tabelle 5.13 zeigt die berechneten Werte für die Hauptansatzstaffel für die ver-
schiedenen Basen ohne Abzug des Kopfbetrages.  
 
Tabelle 5.13: Überprüfung der Hauptansatzstaffel für die kreisfreien Städte 
ohne Abzug der Kopfbeträge (Beträge in DM) 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Nach Abzug des Kopfbetrages resultieren folgende Hauptansatzstaffeln für die 
kreisfreien Städte. 
 
Tabelle 5.14: Korrigierte Hauptansatzstaffel für die kreisfreien Städte für 
die zweite Option (Beträge in DM) 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 

                                            
1 Sächsisches Staatsministerium der Finanzen, DS 2/9497, S.5. 
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Bei den kreisfreien Städten werden wieder verschiedene Simulationsrechnun-
gen durchgeführt. Welche Hauptansatzstaffeln dabei unterstellt werden, sind 
aus der Tabelle 5.15 zu entnehmen. 
 
Tabelle 5.15: Unterstellte Hauptansatzstaffeln der kreisfreien Städte für die 
Simulationen bei Option zwei 

 Bestehende 
HAF* 

I 
KHAF* 

II 
KHAF 

Dresden  125 145 138 
Leipzig 125 157 153 
Chemnitz 122 139 140 
Zwickau 115 126 129 
Plauen 105 113 115 
Görlitz 105 129 126 
Hoyerswerda 100 100 100 
* HAF=Hauptansatzfaktor; KHAF= korrigierier Hauptansatzfaktor 
Quelle: Darstellung des ifo Instituts. 
 
Simulationsrechnung I 
 
Wie bei den kreisangehörigen Gemeinden, muss auf Grund des Abzuges des 
Kopfbetrages der Graph der Hauptansatzstaffel etwas steiler verlaufen. Die auf 
der Basis 1999 errechnete Hauptansatzstaffel für die kreisfreien Städte wurde 
in der vorliegenden Simulation unterstellt. Leipzig und Görlitz sind Gewinner 
diese Ansatzes. Leipzig gewinnt 136,83 DM pro Kopf, Görlitz gewinnt 73,93 DM 
pro Kopf. Die anderen fünf Städte verlieren kräftig, davon Hoyerswerda am 
meisten mit 254,86 DM pro Kopf (vgl. Tabelle 5.16). Der Variationskoeffizient 
der kreisfreien Städte steigt von 0,86 auf 0,89, d.h. die Verteilung der Schlüs-
selmasse verschlechtert sich gegenüber dem bisherigen Ausgleichssystem. 
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Tabelle 5.16: Simulationsrechnung I für die kreisfreien Städte bei der zwei-
ten Option in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Tabelle 5.17: Variationskoeffizient für Simulation I der kreisfreien Städte 
bei der zweiten Option 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Simulationsrechnung II 
 
Bei dieser Simulation wird die Hauptansatzstaffel auf der Basis des Durch-
schnittes der Jahre 1997 bis 1999 unterstellt. Das Bild, welches sich hier zeigt, 
ist ähnlich dem der Simulation I, lediglich die Pro-Kopf-Gewinne bzw. -Verluste 
fallen anders aus. Der Variationskoeffizient steigt von 0,86 auf 0,89 an, d.h. et-
was geringer als in der Simulation I. 
 
Tabelle 5.18: Simulationsrechnung II für die kreisfreien Städte bei der 
zweiten Option in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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Tabelle 5.19: Variationskoeffizient für Simulation II für die kreisfreien Städ-
te bei der zweiten Option 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Bei diesen beiden Simulationsrechnungen für die kreisfreien Städte zeigt sich 
ein ähnliches Bild wie bei den kreisangehörigen Gemeinden. Durch die leichten 
Modifizierungen der Hauptansatzstaffel ergeben sich bereits erhebliche Effekte. 
Dabei wirken sich die Veränderungen, die durch den Abzug der Kopfbeträge 
verursacht werden, in der Hauptansatzstaffel nur im zehntel Prozentbereich 
aus. Aus diesem Grund wird dafür plädiert, bei den kreisfreien Städten ebenfalls 
die bisherige Hauptansatzstaffel weiterhin zu verwenden. 
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5.3.2  Neuberechnung der Hauptansatzstaffeln für die dritte Lösungsop-
tion 

 
5.3.2.1 Simulationsrechnungen für die kreisangehörigen Gemeinden 
 
Für die Hauptansatzstaffel der kreisangehörigen Gemeinden gemäß der dritten 
Lösungsoption, wird nun der entsprechende Kopfbetrag von 503 DM vom Zu-
schussbedarf II subtrahiert. Bei der dritten Option muss der Zuschussbedarf II 
für die Berechnung der Hauptansatzstaffel verwendet werden, da die sächli-
chen Schulkosten bereits in den Kopfbeträgen für die übertragenen Aufgaben 
enthalten sind. Entsprechend entfällt im Fall der dritten Option der Schülerne-
benansatz.  
 
Tabelle 5.20 zeigt die Hauptansatzstaffel für die unterschiedlichen Basen, er-
rechnet aus dem Zuschussbedarf II. 
 
Tabelle 5.20: Überprüfung der Hauptansatzstaffel für die kreisangehörigen 
Gemeinden bei der dritten Option auf Grund des Zuschussbedarfes II oh-
ne Abzug des Kopfbetrages (Beträge in DM) 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Für das weitere Vorgehen ist es wiederum erforderlich die Kopfbeträge zu sub-
trahieren. Anschließend ergeben sich nun folgende Hauptansatzstaffeln. 
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Tabelle 5.21: Korrigierte Hauptansatzstaffel für kreisangehörige Gemein-
den für die dritte Option nach Abzug des Kopfbetrages (Beträge in DM) 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Im Weiteren werden wieder verschiedene Simulationsrechnungen für die 
Hauptansatzstaffel der kreisangehörigen Gemeinden durchgeführt. Dabei wer-
den folgende Hauptansatzstaffeln unterstellt (vgl. Tabelle 5.22). 
 
Tabelle 5.22: Unterstellte Hauptansatzstaffeln der kreisangehörigen Ge-
meinden für die Simulationen bei Option drei 
Größenklasse 
Einwohner 

bestehende 
HAF* 

I 
KHAF* 99 

 II  
KHAF 97-99

1-3.000 100,00     100,00        100,00 
3.001-5.000 112,00     132,00   135,00 

5.001-10.000 122,00     171,00        164,00 
10.001-15.000 131,00     199,00        208,00 
15.001-20.000 138,00     268,00        264,00 
20.001-30.000 140,00     285,00        268,00 
30.001-50.000 150,00     323,00        302,00 

über 50.000 160,00     370,00        330,00 
* HAF=Hauptansatzfaktor; KHAF=korrigierter HAuptansatzfaktor 
Quelle: Darstellung des ifo Instituts. 
 
Simulationsrechnung I 
 
Simulationsrechnung I zeigt die Auswirkungen der dritten Lösungsoption, wenn 
die errechnete Hauptansatzstaffel des Basisjahres 1999 unterstellt wird. Haupt-
gewinner dieser Option sind 98 der kleinen Gemeinden (1-5.000 Einwohner). 
Die kleinen Kommunen erhalten Pro-Kopf-Gewinne von 111,75 DM. Die größte 
Einwohnerklasse verzeichnet Pro-Kopf-Gewinne von bis zu 100,00 DM, also 
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absolut betrachtet 24.628.124 DM. Das Umverteilungsvolumen dieser Variante 
beläuft sich auf ca. 110 Millionen DM. Der Variationskoeffizient hat sich im Ver-
gleich zum bestehenden System mehr als verdoppelt (vgl. Tabelle 5.24). Mit 
anderen Worten fällt die Verteilung der Schlüsselzuweisung auf die kreisange-
hörigen Gemeinden deutlich ungleicher aus als beim derzeitigen System. Dies 
ist ein Ergebnis, welches die redistributionspolitischen Funktionen des kommu-
nalen Finanzausgleichs bei Option drei in Frage stellt. Der grafische Verlauf der 
Hauptansatzstaffel ist Abbildung 5.5 zu entnehmen. 
 
Tabelle 5.23: Simulationsrechnung I für die kreisangehörigen Gemeinden 
bei der dritten Option 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Tabelle 5.24: Variationskoeffizient für Simulation I für die kreisangehöri-
gen Gemeinden bei der dritten Option 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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Abbildung 5.5: Hauptansatzstaffel der Simulation I für die kreisangehöri-
gen Gemeinden bei der dritten Option 
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Quelle: Tabelle 5.22, Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Simulationsrechnung II 
 
In der Simulationsrechnung II wurde die errechnete Hauptansatzstaffel für den 
Durchschnitt der Basisjahre 97-99 unterstellt. Das Umverteilungsvolumen die-
ses Ansatzes beträgt ebenfalls ca. 100 Millionen DM. Es gibt 184 Gewinnerge-
meinden und 349 Verlierergemeinden. Hauptgewinner sind wiederum 100 der 
kleinen Gemeinden mit Pro-Kopf-Gewinnen von 107,66 DM (Größenklasse 1- 
3.000 Einwohner). Gewinner dieser Option sind die Gemeinden der Größen-
klassen 20.001-50.000 Einwohner, in diesen Gruppen gibt es keine Verlierer. 
Der Variationskoeffizient liegt bei 2,69 (vgl. Tabelle 5.26), was ebenfalls fast 
eine Verdoppelung gegenüber dem Wert in dem derzeitigen Ausgleichssystem 
darstellt und eine deutliche Beeinträchtigung der redistributiven Funktionen des 
kommunalen Finanzausgleichs beinhaltet. Der grafische Verlauf dieser Haupt-
ansatzstaffel ist Abbildung 5.6 zu entnehmen. 
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Tabelle 5.25: Simulationsrechnung II für die kreisangehörigen Gemeinden 
bei der dritten Option  

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
 
 
Tabelle 5.26: Variationskoeffizient für die Simulation II für kreisangehörige 
Gemeinden bei der dritten Option 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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Abbildung 5.6: Hauptansatzstaffel der Simulation II für die kreisangehöri-
gen Gemeinden bei der dritten Option 
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Quelle: Tabelle 5.22, Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Wie im Fall der zweiten Lösungsoption, wurden auch bei der dritten Lösungsop-
tion weitere Simulationsrechnungen durchgeführt. Alle zusätzlichen Ansätze  
haben in Verbindung mit den Kopfbeträgen beachtliche Umverteilungswirkun-
gen. Der Variationskoeffizient liegt wie bei den vorangegangenen Berechnun-
gen deutlich höher als beim derzeitigen Ansatz. Unter diesem Aspekt ist die 
dritte Option abzulehnen. 
 
5.3.2.2 Simulationsrechnungen für die kreisfreien Städte 
 
Die Ergebnisse der Berechnung der Hauptansatzstaffel sind in den Tabellen 
5.27 und 5.28 dargestellt. Auch hier wird der deutlich steilere Verlauf von klei-
nen Städten zu großen Städten deutlich. Wiederum sollen verschiedene Simu-
lationsrechnungen durchgeführt werden. 
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Tabelle 5.27: Zuschussbedarf II der kreisfreien Städte (Beträge in DM/EW) 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Aus den Zuschussbedarfen ergeben sich dann die in Tabelle 5.28 dargestellten 
Hauptansatzstaffeln. 
 
Tabelle 5.28: Berechnung der Hauptansatzstaffel für die kreisfreien Städte 
nach Abzug des Kopfbetrages für die dritte Option auf Basis des Zu-
schussbedarfes II (Beträge in DM) 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Die für die Simulation unterstellten Hauptansatzstaffeln sind in der Tabelle 5.29 
enthalten: 
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Tabelle 5.29: Unterstellte Hauptansatzstaffeln der kreisfreien Städten für 
die Simulationen bei Option drei  

 bestehende 
HAF* 

I 
KHAF* 99

II 
KHAF 97-99

Dresden  125 229 220 
Leipzig 125 266 270 
Chemnitz 122 209 222 
Zwickau 115 155 169 
Plauen 105 106 113 
Görlitz 105 146 141 
Hoyerswerda 100 100 100 
* HAF=Hauptansatzfaktor; KHAF=korrigierter HAuptansatzfaktor 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Simulationsrechnung I 
 
Für die Simulationsrechnung I wird die errechnete Hauptansatzstaffel des Ba-
sisjahres 1999 herangezogen. Bei diesem Ansatz gibt es zwei Gewinner (Leip-
zig und Zwickau) und fünf Verlierer. Hoyerswerda erleidet den höchsten Pro-
Kopf-Verlust mit 219,34 DM. Chemnitz verliert mit ca. 18,5 Millionen DM absolut 
am meisten. Das Umverteilungsvolumen beträgt ca. 68 Millionen DM (vgl. Ta-
belle 5.30). Auch hier steigt der Variationskoeffizient deutlich an, so dass die 
Redistributionsfunktion des kommunalen Finanzausgleichs wiederum in Frage 
gestellt wird (vgl. Tabelle 5.31). 
 
Tabelle 5.30: Simulationsrechnung I für die kreisfreien Städte bei der drit-
ten Option in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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Tabelle 5.31: Variationskoeffizient für Simulationsrechnung I für die kreis-
freien Städte bei der dritten Option 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Simulationsrechnung II 
 
In der Simulationsrechnung II wird die errechnete Hauptansatzstaffel des 
Durchschnitts der Basisjahre 97-99 unterstellt. Es profitieren davon Leipzig und 
Zwickau jeweils mit Pro-Kopf-Gewinnen von 153,13 DM bzw. 7,40 DM. Haupt-
verlierer ist wieder Hoyerswerda mit 219,34 DM pro Kopf. Plauen und Dresden 
erfahren absolut gesehen größere Verluste von ca.15 Millionen bis zu ca. 38 
Millionen DM. Das Umverteilungsvolumen beträgt ca. 76 Millionen DM (vgl. Ta-
belle 5.32). Der Variationskoeffizient liegt mit 1,26 noch etwas höher als in Si-
mulation I. 
 
Tabelle 5.32: Simulationsrechnung II für die kreisfreien Städte bei der drit-
ten Option in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Tabelle 5.33: Variationskoeffizient für Simulationsrechnung II für die kreis-
freien Städte bei der dritten Option 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sowohl bei den kreisangehörigen 
Gemeinden als auch bei den kreisfreien Städten sehr große Umverteilungswir-
kungen zu beobachten sind. Bei der dritten Option ist die stark ungleiche Vertei-
lung der Schlüsselzuweisungen zu kritisieren. Den verteilungspolitischen Funk-
tionen wird diese Lösungsoption nicht gerecht. (vgl. hierzu Kapitel 5.7) 
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5.4 Wirkungen der zweiten und dritten Option auf die Gestaltung eines 
sachgerechten Schulsachkostenausgleichs 

 
Eine signifikante Belastungsgröße im kommunalen Verwaltungshaushalt stellen 
die sächlichen Schulkosten dar. In Sachsen wird auch dieser Bedarfsfaktor, 
welcher eine der wichtigsten Zentralitätsfunktionen widerspiegelt, im kommuna-
len Finanzausgleich berücksichtigt. Bis 1994 sah das sächsische Finanzaus-
gleichsgesetz einen gesonderten Schullastenausgleich für die laufenden Schul-
kosten vor. Die kommunalen Schulträger erhielten demnach für jeden Schüler 
einen sogenannten Sachkostenbeitrag, dessen Höhe nach unterschiedlichen 
Schularten determiniert wurde. Mit dem FAG 1995 wurde dieses System durch 
einen Schülernebenansatz abgelöst. Jeder Schüler erhöht dabei den Gesamt-
ansatz einer Schulträger-Kommune bzw. eines Landkreises bei der Bedarfser-
mittlung, und zwar um einen über eine zweifache Gewichtung ermittelten Wert.1 
 
Nach der Anpassung der Hauptansatzstaffel muss der Schülernebenansatz 
ebenfalls modifiziert werden.  
 
Die Berechnung dieses Ansatzes erfolgt nach folgendem Schema. 
 
Zuerst wird dem Schüler je nach Schulart ein bestimmter Vomhundertsatz zu-
geordnet. Da je nach Schultyp die sächlichen Schulkosten unterschiedlich hoch 
sind, ist dieser Vomhundertsatz verschieden. Diese Gewichtung wird vom 
Sächsischen Staatsministerium der Finanzen auf Grund einer Erhebung des 
sächlichen Verwaltungs- und Betriebsaufwandes sowie der Personalkosten für 
das technische Personal ermittelt. 
 
Um diese gewichteten Schülerzahlen in ein korrektes Verhältnis zum Einwohner 
zu bringen, müssen die Schülerzahlen mit einem Vervielfältiger multipliziert 
werden. Während die Gewichtung je Schulart für alle drei Körperschaftsgruppen 
die gleiche ist, weil es keinen Einfluss auf die sächlichen Schulkosten hat, ob 
der Träger eine kreisangehörige Gemeinde, kreisfreie Stadt oder Landkreis ist, 
ergibt sich für jede Körperschaftsgruppe ein anderer Vervielfältiger.2 
 

                                            
1  Vgl. § 8 Abs. 4 FAG 1996 bzw. § 7 Abs. 4 FAG 1997 
2  Steinherr et al. (1997), Das Schlüsselzuweisungssystem im kommunalen Finanzausgleich des 

Freistaates Sachsen, S. 118 ff.. 
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Der Vervielfältiger errechnet sich aus dem Verhältnis sächliche Schulkosten zu 
gewichtete Schüler im Verhältnis zum Zuschussbedarf II (abzüglich der sächli-
chen Schulkosten); dividiert durch die gewichteten Einwohner. 
 

   
EinwohnergewichtetechulkostensächlicheSdarfIIZuschussbe

SchülergewichtetechulkostensächlicheS
/)(

/
−

 

 
 
Ein Vorteil bei dieser Gewichtung des Schülernebenansatzes ist, dass sich die 
Gewichtung sich exakt aus den Zahlen der kommunalen Haushaltsstatistik und 
der Sondererhebung von 1996 des Sächsischen Staatsministeriums der Finan-
zen berechnen lässt. Ein Missverständnis des Schüleransatzes ist, dass er ei-
nen Vollausgleich der Schullasten, unabhängig von seiner konkreten Gewich-
tung, nicht bewerkstelligen kann. Dieses ist auch nicht das Ziel des Schülerne-
benansatzes, denn weder ist das Land dazu verpflichtet, die sächlichen Schul-
kosten teilweise oder gar vollständig den Gemeinden zu ersetzen, noch wäre 
dies ökonomisch sinnvoll. Da gerade eine Schule, insbesondere eine weiterfüh-
rende, im Allgemeinen einen kommunalpolitischen Prestigefaktor darstellt, 
muss die Schulträgergemeinde, um eine effiziente Schulstruktur zu erreichen, 
einen spürbaren Anteil der Schullasten selbst zu tragen haben. Ein weiteres 
Missverständnis betrifft den oben genannten Vervielfältiger der einzelnen Kör-
perschaftsgruppen. Die unterschiedlichen Vervielfältiger bedeuten nicht, dass 
z.B. eine kreisangehörige Gemeinde mehr Geld je Schüler erhält als eine kreis-
freie Stadt. Vielmehr soll der Vervielfältiger der jeweiligen Körperschaftsgruppe 
genau das Gegenteil bewirken, indem in jeder Körperschaftsgruppe der Schüler 
auf den Basiseinwohner gewichtet wird. Da das Gewicht des Einwohners we-
gen der unterschiedlichen Hauptansatzstaffeln in jeder Körperschaftsgruppe ein 
anderes ist, muss eben auch der Vervielfältiger unterschiedliche Werte zwi-
schen den Körperschaftsgruppen annehmen. 
 
Für die zweite Lösungsoption ist ein Anpassungsbedarf auf Grund der verän-
derten Schlüsselzuweisungen und Zuschussbedarfe, beim Schülernebenansatz 
notwendig geworden. Die dafür verwendeten Zuschussbedarfe sind in Tabelle 
5.34 dargestellt. 
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Tabelle 5.34: Zuschussbedarfe zur Berechnung des Schülernebenansat-
zes für die zweite Option in DM 
 2. Option 
kreisangehörige  
Gemeinden 

    2.536.392.039,01     

Landkreise        925.367.378,00     
kreisfreie Städte     3.304.254.079,00     
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Die aktualisierten Vervielfältiger sind Tabelle 5.35 zu entnehmen. 
 
Tabelle 5.35: Vervielfältiger der zweiten Lösungsoption (Beträge in DM) 
 Gewichtete 

Schüler 
Gewichtete Ein-
wohner 

sächl. Schulkosten Zuschussbedarf Vervielfältiger 

Kreisfreie Städte 248.051,62 1.887.033,05 307.214 529,00 3.304.254.079,00 0,78 
Landkreise 125.579,38 2.964.300,00 126.646.292 ,00 925.367.378,00 3,74 
Kreisangehörige 
Gemeinden 

330.050,52 3.695.745,47 316.527.000,00 2.536.392.039,01 1,60 

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
5.4.1 Berechnung für die zweite Lösungsoption 
 
Für die zweite Lösungsoption stellt sich nach der Anpassung des Vervielfälti-
gers folgende Verteilung der Schlüsselmasse sowie der Kopfbeträge gegenüber 
dem bestehenden System ein: Bei den kreisangehörigen Gemeinden gewinnen 
138 Gemeinden und 395 Gemeinden verlieren. Die Verlierer sind hauptsächlich 
die Gemeinden bis 3.000 Einwohner. Ihr Pro-Kopf-Verlust beläuft sich auf 9,63 
DM. Gewinner sind die größeren Gemeinden. (vgl. Tabelle 5.36 und Anhang S. 
A 102) 
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Tabelle 5.36: Simulationsrechnung für die kreisangehörigen Gemeinden 
mit neuem Schüleransatz bei der zweiten Option 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
 
 
Bei den kreisfreien Städten stehen 6 Gewinnerstädte 1 Verliererstadt gegen-
über. Verlierer ist Dresden mit ca. 752.000 DM bzw. 1,58 DM pro Kopf. Pro-
Kopf-Gewinne sind bei Plauen und Görlitz mit gut 4,50 DM bzw. knapp 3 DM zu 
beobachten. Dies entspricht insgesamt gesehen Gewinnen zwischen etwa 
185.000 DM und fast 330.000 DM Auch Leipzig erhält mit knapp 137.000 DM 
einen beträchtlichen absoluten Gewinn, während der Pro-Kopf-Gewinn mit le-
diglich 0,28 DM relativ bescheiden ausfällt. (vgl. Tabelle 5.37). 
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Tabelle 5.37: Simulationsrechnung für die kreisfreien Städte mit neuem 
Schülernebenansatz bei der zweiten Option in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Bei den Landkreisen lassen sich 9 Gewinner und 13 Verlierer feststellen. Den 
maximalen Verlust verzeichnet der Landkreis Leipziger Land mit gut 180.000 
DM. Den höchsten Gewinn erhält der Landkreis Aue-Schwarzenberg mit ca. 
327.000 DM. Bei den Landkreisen Freiberg, Mittweida, Zwickauer Land, Tor-
gau-Oschatz und dem Niederschlesischen Oberlausitzkreis fallen die Verände-
rungen minimal aus (vgl. Tabelle 5.38). 
 
Tabelle 5.38: Simulationsrechnung für die Landkreise mit neuem Schüler-
nebenansatz bei der zweiten Option in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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5.4.2 Auswirkung der dritten Lösungsoption auf den Schülernebenansatz 
 
Wie schon erwähnt entfällt der Schülernebenansatz bei der dritten Option, da 
die sächlichen Schulkosten durch die Kopfbeträge bereits ausgeglichen wer-
den. Dies hat zur Folge, dass der dritten Lösungsoption ein wichtiger Zentrali-
tätsfaktor bei der Verteilung der Schlüsselzuweisung verloren geht. Die noch 
vorhandene Schlüsselmasse wird nur noch nach veredelten Einwohnern ver-
teilt. Dass damit die Feinsteuerung der Schlüsselzuweisung gemäß der unter-
schiedlichen Zuschussbedarfe entfällt, ist offensichtlich. 
  
5.4.3 Frage nach weiteren Nebenansätzen 
 
Aus dem Urteil des Verfassungsgerichtshofes, lässt sich entnehmen, dass auch 
in Sachsen ein weiterer Prüfungsbedarf des Finanzausgleichssystems im Hin-
blick auf zusätzliche Nebenansätze besteht. Der Verfassungsgerichtshof 
schlägt beispielsweise einen Zentrale-Orte-Ansatz oder einen Soziallastenan-
satz vor. Er stellt aber auch fest, dass die Gegebenheiten in den neuen Bun-
desländern für solche Ansätze noch schwierig sind, weil die Datengrundlage 
relativ klein ist und sich die neuen Bundesländer weiterhin in einer Umbruchsi-
tuation befinden.1 
 
Durch eine Aufnahme weiterer Nebenansätze in das Bedarfsermittlungssystem 
lässt sich immer eine verbesserte Anpassung an die tatsächlichen Finanzbe-
darfsunterschiede erzielen.2 Dabei muss jedoch beachtet werden, dass die Zahl 
der Nebenansätze aus praktischen sowie strategischen Überlegungen begrenzt 
ist, wenn beispielsweise die Vorteile des Hauptansatzes gegenüber einem Sys-
tem aufgabenbezogener Indikatoren noch zur Geltung kommen sollen. Zudem 
steigen mit jedem zusätzlichen Nebenansatz der Verwaltungsaufwand und die 
technischen Durchführungskosten des Finanzausgleichs. Des weiteren erhöht 
sich die Intransparenz des Finanzausgleichssystems. Aus diesen Gründen soll-
te nur dann an eine Einführung weiterer Nebenansätze gedacht werden, wenn 
folgende inhaltliche und formale Kriterien erfüllt sind. 
 

                                            
1  Vgl. Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen (2000), Vf. 53-II-97; Bohley (1995), Der 

kommunale Finanzausgleich in den neuen Bundesländern nach der Wiedervereinigung 
Deutschlands. 

2  Vgl. Hoppe (1985), Reform des kommunalen Finanzausgleichs. 
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• Der zu berücksichtigende Bedarfsbestand muss außerhalb des Einflussbe-
reichs der Gemeinde selbst liegen. 

• Der Bedarfstatbestand muss alle oder zumindest den überwiegenden Teil 
der Gemeinden betreffen. 

• Der Bedarfstatbestand muss eine hinreichend große Belastung des Kommu-
nalhaushaltes darstellen. 

• Der Bedarfstatbestand wird nicht über die Hauptansatzstaffel erfasst. 
• Es muss ein geeigneter Indikator für eine möglichst zielgerichtete, zeitge-

naue Erfassung des Bedarfstatbestandes vorliegen. 
• Der Indikator darf nicht manipulierbar sein. 
 
Sind diese Kriterien erfüllt, stellt sich die Frage der Gewichtung des neuen Ne-
benansatzes im Vergleich zum Hauptansatz. Sind die Ergebnisse der Ansätze 
aus einer multiplen Regression ableitbar, kann die Gewichtung direkt aus dem 
Regressionsergebnis entnommen werden. Im anderen Fall wird wie beim Schü-
lernebenansatz auf eine Hilfsrechnung zurückgegriffen. 
Auch im Fall des Freistaates Sachsen sollte in den nächsten Jahren überprüft 
werden, ob z.B. ein auf sachlichen Indikatoren wie Arbeitslosigkeit, Alleinerzie-
henden und ähnlichen Faktoren beruhender Soziallastenansatz eingeführt wer-
den sollte.1 Zudem könnte untersucht werden, ob ein Zentralitätsfaktor wie der 
Strukturansatz in Nordrhein-Westfalen2 oder der Arbeitsplätzeansatz im Saar-
land3 einen zusätzlichen Beitrag zur Erklärung der Unterschiede beim Zu-
schussbedarf leisten kann. 

                                            
1  Vgl. Herman (1986), Sektorale Wirtschaftsstruktur und kommunale Finanzsituation. Eine empi-

rische Studie für Kreise und Arbeitsmarktregionen der Bundesrepublik Deutschland; Hauser et 
al. (1975), Die Bevölkerungs- und Wirtschaftsstruktur als Bestimmungsfaktor der öffentlichen 
Ausgaben, S 93ff.. 

2  Vgl. Parsche und Steinherr (1995), Der kommunale Finanzausgleich des Landes Nordrhein-
Westfalen. 

3  Vgl. Parsche et al (2001), Anpassung und Fortentwicklung des kommunalen Finanzausgleichs 
im Saarland. 
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5.5 Wirkungen der zweiten und dritten Option auf den interkommunalen 
Finanzausgleich 

 
Das Sächsische FAG sieht einen interkommunalen Finanzausgleich als direk-
ten Lastenausgleich zur Erfüllung von Aufgaben mit überörtlicher oder überre-
gionaler Bedeutung zwischen den beteiligten Gebietskörperschaften auf der 
Grundlage freiwilliger Vereinbarungen vor. Bei der Bemessung ist der Vorteil 
jeder beteiligten Gebietskörperschaft aus der überörtlichen oder überregionalen 
Aufgabenerfüllung angemessen zu Grunde zu legen.1 Da diese direkten Las-
tenausgleiche auf Grundlage der Schlüsselzuweisung erfolgen, besteht auch 
hier im Rahmen der zweiten und dritten Option ein Anpassungsbedarf, damit 
der Status quo wieder hergestellt wird. 
 
Im Weiteren soll überprüft werden, in welchem Umfang die Umlagesätze ange-
passt werden müssen, um in der zweiten bzw. dritten Lösungsoption den Status 
quo wieder herzustellen, nachdem die Umlagegrundlagen durch die beiden Op-
tionen tangiert werden (vgl. Tabelle 5.39). 
 
Tabelle 5.39: Umlagegrundlagen und Umlagekraftmesszahl in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
5.5.1 Kreisumlage 
 
Soweit die sonstigen Einnahmen der Landkreise nicht ausreichen, um ihren 
Finanzbedarf zu decken, erheben die Landkreise von den Gemeinden eine 
Kreisumlage. Die Höhe dieser Kreisumlage wird vom Kreistag festgelegt. Der 
Umlagesatz ist für alle Gemeinden eines Landkreises gleich festzulegen. Die 

                                            
1 Vgl. § 23 FAG 2001. 
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Umlagegrundlagen sind dabei die Steuerkraftmesszahl und die Schlüsselzu-
weisungen.1 
 
Der Kreisumlagensatz beträgt im derzeitigen System 23,92%. Um im Rahmen 
der zweiten Lösungsoption den Status quo bei den Landkreisen wiederherzu-
stellen müsste dieser auf 24,02% angehoben werden.2 Für die Landkreise er-
gibt sich das in der Tabelle 5.40 dargestellte Bild. 
 
Die Tabelle 5.40 baut auf der bestehenden Hauptansatzstaffel für die kreisan-
gehörigen Gemeinden sowie dem neuen Schülernebenansatz und der korrigier-
ten Kreisumlage auf. Für die Landkreise zeigt sich, dass 13 Landkreise verlie-
ren und 9 gewinnen. Den höchsten Gewinn verzeichnet der Landkreis Aue-
Schwarzenberg mit gut 340.000 DM bzw. 2,39 DM pro Kopf. Der höchste Ver-
lust liegt beim Landkreis Leipziger Land mit gut 191.000 DM. Bei 17 Landkrei-
sen ergeben sich Pro-Kopf-Veränderungen von unter einer DM. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                            
1 Vgl. § 24 FAG 2001. 
2  Im Fall der zweiten Lösungsoption, könnte auch daran gedacht werden, an Stelle des Kreis-

umlagesatzes den Ausgleichssatz von 75% zu erhöhen. 
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Tabelle 5.40: Simulationsrechnung für die Landkreise mit neuem Kreisum-
lagesatz für die zweite Option in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
 
Die Variationskoeffizienten verändern sich durch die Anpassung der Kreisumla-
ge nicht (vgl. Tabelle 5.41). 
 
Tabelle: 5.41: Variationskoeffizient für die Landkreise bei korrigierter 
Kreisumlage bei der zweiten Option 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
 
 
Für die dritte Lösungsoption müsste der Kreisumlagesatz noch deutlicher ange-
hoben werden. Bei der Simulationsrechnung wurde ein Kreisumlagesatz von 
40,72% unterstellt, welcher dem Status quo des bestehenden Ausgleichssys-
tems entspricht. Im Falle der dritten Lösungsoption würden 13 Landkreise ge-
winnen und 9 verlieren. Der Hauptgewinner ist der Vogtlandkreis mit ca. 6,1 
Millionen DM bzw. 29,97 DM pro Kopf. Hauptverlierer dieser Variante ist der 
Landkreis Aue-Schwarzenberg, welcher ca. 7,8 Millionen DM weniger zur Ver-
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fügung hätte. Das Umverteilungsvolumen beträgt ca. 30 Millionen DM (vgl. Ta-
belle 5.42). 
 
Tabelle 5.42: Simulationsrechnung für die Landkreise mit neuem Kreisum-
lagesatz für die dritte Option in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Für die Landkreise ändert sich der Variationskoeffizient bei der dritten Option 
nur geringfügig (vgl. Tabelle 5.43). 
 
Tabelle 5.43: Variationskoeffizient für den neuen Kreisumlagesatz für die 
Landkreise bei der dritten Option 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Um den Status quo auf der Ebene der Landkreise wieder herzustellen, würden 
die Landkreise allerdings im Falle der dritten Lösungsoption nun ca. 620 Millio-
nen DM bei den kreisangehörigen Gemeinden über die Kreisumlage abschöp-
fen, statt bisher ca. 350 Millionen DM. Die kräftige Erhöhung, ja nahezu Ver-
dopplung, der Umlagesätze bei der dritten Option zur Wahrung des Status quo 
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hat erhebliche Auswirkungen auf die allokativen Funktionen des kommunalen 
Finanzausgleichs (vgl. Kap. 5.7). 
 
5.5.2 Kulturumlage 
 
Die ländlichen Kulturräume erheben, soweit vertretbar und geboten, von ihren 
Mitgliedern eine Kulturumlage zur Deckung des Finanzbedarfs für ihre kulturel-
len Einrichtungen und Maßnahmen von regionaler Bedeutung. Bei der Festset-
zung ist auf die finanzielle Leistungsfähigkeit der Mitglieder und auf die Erfor-
dernisse der ihnen obliegenden übrigen öffentlichen Aufgaben Rücksicht zu 
nehmen. Umlagegrundlage für den Umlagesatz sind die Steuerkraftmesszahlen 
und die Schlüsselzuweisungen der kreisangehörigen Gemeinden sowie der 
kreisfreien Städte Görlitz, Hoyerswerda, Plauen und Zwickau und die Schlüs-
selzuweisungen der Landkreise.1 
 
Wie bei der Kreisumlage besteht im Fall der zweiten Lösungsoption lediglich ein 
geringer Anpassungsbedarf der Kulturumlage. Bei der dritten Lösungsoption 
geht die Umlagegrundlage für die Kulturumlage deutlich zurück. Dieser Rück-
gang beläuft sich auf etwa die Hälfte. Deshalb muss sich der Kulturumlagesatz, 
um das analoge Einnahmenniveau zu halten, etwa verdoppeln. Auch dadurch 
sind negative Effekte bei den betroffenen Kommunen zu erwarten (vgl. Kapitel 
5.7). 
 
 
5.5.3 Landeswohlfahrtsumlage 
 
Der Landeswohlfahrtsverband erhebt zur Deckung seines nicht durch eigene 
Einnahmen gedeckten Finanzbedarfs eine Umlage. Umlagegrundlage sind die 
Steuerkraftmesszahlen und die Schlüsselzuweisungen der kreisfreien Städte 
und die Umlagegrundlagen sowie die Schlüsselzuweisungen der Landkreise.2 
 
Im Falle der zweiten Lösungsoption besteht auf Grund der relativ niedrigen 
Kopfbeträge nur ein geringer Anpassungsbedarf der Landeswohlfahrtsumlage. 
Hingegen gehen im Falle der dritten Lösungsoption die Umlagegrundlagen für 
den Landeswohlfahrtsverband ebenfalls um ca. 50% zurück. Deshalb muss die 

                                            
1 Vgl. § 25 FAG 2001. 
2 Vgl. § 26 FAG 2001. 



 86

Landeswohlfahrtsumlage etwa verdoppelt werden. Diese Anpassung ist aller-
dings der Verbandsversammlung vorbehalten.  
 
Auch hier sind durch die Verdopplung des Umlagesatzes ähnliche Effekte zu 
erwarten wie bei der Kreisumlage bzw. der Kulturumlage (vgl. hierzu ebenfalls 
Kapitel 5.7). 
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5.6 Beurteilung der Ausgleichsquoten im Spannungsfeld von Vertei-
lungszielen und allokativen Erfordernissen 

 
Im kommunalen Finanzausgleich steht die Ausgleichsquote im Spannungsfeld 
zwischen den beiden Zielen Redistribution und Allokation. Sie entscheidet letzt-
endlich darüber, welcher Teil des Unterschiedsbetrags zwischen normiertem 
Finanzbedarf und normierter Steuerkraft einer Kommune als Schlüsselzuwei-
sungen zufließt. Wenn von einer fest vorgegebenen Schlüsselmasse ausge-
gangen wird, was üblicherweise der Fall ist, dann wird durch die Wahl eines 
bestimmten Prozentsatzes die Intensität des Ausgleichs festgelegt. Grundsätz-
lich ist damit auch die Entscheidung zwischen den beiden Kriterien Effizienz 
und Ausgleich gefallen. Je höher der Satz liegt, umso stärker steht das Aus-
gleichsziel im Vordergrund und umso eher können finanzstarke Kommunen a-
bundant werden. Bei einer niedrigen Quote hingegen liegt das Gewicht mehr 
auf der Effizienz, d.h. bei einem Zuwachs an Steuerkraft wird nicht so viel ab-
geschöpft, so dass ein größerer Teil bei der Kommune selbst verbleibt.1  
 
Der Freistaat Sachsen steht hier mit einer Ausgleichsquote von 75% relativ 
günstig da, zumindest was den im Kommunalfinanzausgleichsgesetz ausge-
wiesenen Wert betrifft. In den übrigen alten Bundesländern (Flächenländer) 
schwanken die Sätze im Allgemeinen zwischen 50% und 90%. Im Sinne einer 
Ausgleichsgerechtigkeit könnte man auch unterstellen, dass eine Differenz zwi-
schen Finanzbedarf und Steuer- bzw. Finanzkraft voll auszugleichen wäre.2 Ei-
ne hohe Ausgleichsquote reduziert die Aufkommensdisparitäten zwischen den 
Kommunen.  
 
Die wirtschaftlichen Probleme im Freistaat sind immer noch erheblich im Ver-
gleich zu den alten Bundesländern. Dies schlägt sich auch in beachtlichen Be-
lastungen der kommunalen Haushalte nieder. So gesehen könnte eine hohe 
Ausgleichsquote befürwortet werden, damit sich die knappen Finanzierungsmit-
tel grundsätzlich über alle finanzschwachen Kommunen ergießen und die Auf-
kommensdisparitäten vermindert werden. Unter Verteilungsgesichtspunkten 
wäre dies zu begrüßen. 

                                            
1 Vgl. Nam, Parsche und Steinherr (2001), The Principles of Parallel Development of Fiscal 

Capacity between State and Municipalities as Useful Benchmarks for the Determination of the 
Intergovernmental Grants in Germany. 

2 Vgl. Micosatt (1990), Raumwirksamkeit einer Reform des kommunalen Finanzausgleichs, 
S.74. 
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Andererseits wirkt sich eine hohe Ausgleichsquote negativ auf das Effizienzziel 
aus, denn ein hoher Prozentsatz kann eine gewisse Schwächung der Eigenini-
tiative nach sich ziehen. Verbessert eine Kommune z.B. durch eigene Anstren-
gungen ihre Steuerkraft, so wirkt sich dies auf Grund einer hohen Ausgleichs-
quote nur in beschränktem Umfang auf ihre Finanzkraft aus. Unter Umständen 
kann dadurch ein Verhalten hervorgerufen werden, das eigene Anstrengungen 
zur Verbesserung der wirtschaftlich schlechten Situation missen und eher ein 
Verwalten des Mangels erkennen lässt. Auch wenn dieses Verhalten eindeutig 
falsch ist, so kommt es auf Grund des hohen Ausgleichssatzes zu keinen spür-
baren Sanktionen. Die Lasten des passiven Verhaltens werden von den ande-
ren Kommunen mitgetragen.  
 
Weiterhin ist zu beachten, dass gerade die wirtschaftlich dynamischeren unter 
den schwachen Kommunen durch eine hohe Ausgleichsquote stark negativ be-
einflusst werden können. Dadurch werden ihnen von den zusätzlich erwirtschaf-
teten Steuereinnahmen in einem großen Umfang wieder Mittel abgeschöpft. Es 
kann der Eindruck entstehen, dass sich eigene Anstrengungen zur Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Situation, z.B. durch die Förderung von Neuansiedlun-
gen in einem neu ausgewiesenen Gewerbegebiet, zumindest kurzfristig kaum 
lohnen. Die negativen Konsequenzen innerhalb des Finanzausgleichssystems 
können diesen Eindruck hervorrufen. Dabei wird immer wieder von Seiten der 
Wissenschaft betont, dass die Städte und Gemeinden in vielen Bundesländern 
an einer zu geringen Finanzautonomie leiden. Insbesondere die Anreize zur 
Erhöhung der wirtschaftlichen Dynamik sind grundsätzlich zu gering.1   
 
Gegen Anreize zur Förderung der wirtschaftlichen Dynamik kann auch nicht 
eingewendet werden, dass nicht alle Kommunen dazu in der Lage seien. Häufig 
wird argumentiert, dass sich dann nur die negativen Effekte der Satzabsenkung 
bemerkbar machen würden. Aber selbst wenn nicht alle Kommunen zu solchen 
eigenen Anstrengungen in der Lage sind, ist eine Verstärkung der Anreize zu 
befürworten. So profitieren von den durch die Satzabsenkung bewirkten zusätz-
lichen positiven Effekten im Allgemeinen nicht nur die Einwohner dieser aktive-

                                            
1 Vgl. hierzu bereits Sachverständigenrat (1988), TZ 427; Vogelsang, Lübking und Jahn (1997), 

Kommunale Selbstverwaltung. Rechtsgrundlagen – Organisation – Aufgaben; Albers (1994), 
„Steuereinnahmen? – Nein danke!“ ? Anmerkungen zur Nivellierungswirkung von Finanzaus-
gleichssystemen, dargestellt am Beispiel des kommunalen Finanzausgleichs in Niedersach-
sen. 



 89

ren Kommunen sondern auch die Einwohner umliegender oder sogar weiter 
entfernter Kommunen ohne die Möglichkeit eigener wirtschaftlicher Entwick-
lung. Als Pendler z.B. können sie durch die zusätzlichen Anstrengungen ande-
rer Kommunen zu einem Arbeitsplatz kommen, den sie in ihrer eigenen Kom-
mune nie erhalten hätten.1 
 
In diesem Zusammenhang ist noch ein weiterer Punkt zu beachten. So führt 
jede Erhöhung der Steuerkraft bei den Kommunen über die Kreisumlage zu 
einer weiteren Abschöpfung der Mittel, so dass der dargelegte negative Effekt 
hoher Ausgleichsquoten sich noch deutlicher darstellt.  
 
Als Fazit bleibt festzuhalten, dass grundsätzlich die Aussage für eine bestimmte 
Ausgleichsquote weder durch das System selbst zu bestimmen noch durch ein 
Gutachten festzulegen ist. Diese Aufgabe muss dem Gesetzgeber vorbehalten 
bleiben.2 Die dargelegte Argumentation lässt indes erkennen, dass Ausgleichs-
quoten, die verstärkt auf das Effizienzziel abstellen, vorzuziehen sind.  
 
Zwar richtet sich eine solche Absenkung der Ausgleichsquote gegen die finanz-
schwächeren Kommunen.3 Trotzdem sollte unter ökonomischen Gesichtspunk-
ten dem Verteilungsziel im Rahmen des Finanzausgleichs zu Gunsten des Effi-
zienzziels etwas weniger Raum eingeräumt werden. In der Regel sind von den 
Kommunen beachtliche Vorleistungen zu erbringen, um zum Beispiel zusätzli-
che Gewerbesteuereinnahmen zu erzielen. Diese Beträge werden nun aber zu 
einem erheblichen Teil im Rahmen des Ausgleichssystems angerechnet.  
 
Wenn aber die Lasten für die üblicherweise erforderlichen Vorleistungen nur mit 
geringen Zuwächsen aufgerechnet werden können, fallen die Anreize für eige-
ne Anstrengungen zu gering aus. So gesehen kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass sich eine hohe Ausgleichsquote negativ auf die Bemühungen einzel-
ner Kommunen zur Verbesserung der finanziellen Situation auswirken kann. Ein 
solches Verhalten wäre aber schädlich für alle. Wenn also Modifizierungen der 
Ausgleichsquoten im Freistaat Sachsen ins Auge gefasst werden, dann sollte 
das Ziel dieser Maßnahme eine tendenzielle Senkung sein.  
                                            
1 Vgl. Voß (1991), Nutzenspillover–Effekte als Problem des kommunalen Finanzausgleichs: Ein 

Beitrag zur ökonomischen Rationalität des Ausgleichs zentralitätsbedingten Finanzbedarfs. 
2  Vgl. Kuhn (1991), Der kommunale Finanzausgleich – Vorbild für die neuen Bundesländer, 

Augsburg, S.9. 
3 Vgl. ebenda. 
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Lediglich im Zusammenhang mit dem möglichen Änderungsbedarf durch die 
Umsetzung des Urteils des Verfassungsgerichtshofes vom 23. November zum 
FAG 1997 könnte daran gedacht werden, die Ausgleichsquote für die Landkrei-
se heraufzusetzen. So kommt es bereits bei Realisierung der zweiten Option  
zu der Notwendigkeit einer gewissen Anhebung der Kreisumlage. Dies könnte 
durch eine Erhöhung der Ausgleichsquote teilweise abgefangen werden. Dabei 
zeigt eine Simulationsrechnung, dass eine Anhebung der Ausgleichsquote von 
75% auf 80% zu doch etwas stärkeren Verwerfungen führt als eine adäquate 
Erhöhung des Kreisumlagesatzes (vgl. Tabellen 5.40 und 5.44).  
 
Die wesentlich stärkere Anhebung der Kreisumlage im Rahmen der dritten Op-
tion kann zwar durch eine stärkere Erhöhung der Ausgleichsquote für die Land-
kreise ebenfalls in bestimmtem Umfang egalisiert werden, aber nicht völlig. Eine 
gewisse Anhebung des Kreisumlagesatzes dürfte immer noch erforderlich sein, 
um die negativen Auswirkungen einer solchen Reduzierung der allgemeinen 
Schlüsselmasse der kreisangehörigen Gemeinden für die Landkreise abzufan-
gen.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Tabelle 5.44: Simulationsrechnung für die Landkreise mit einer Aus-
gleichsquote von 80% bei Option zwei in DM 
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Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
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5.7 Funktionen des kommunalen Finanzausgleichs 
 
Der kommunale Finanzausgleich hat verschiedene Funktionen wahrzunehmen, 
wie eingangs dargelegt wurde. Eine sehr wichtige Funktion ist die fiskalische 
Funktion, d.h. die Versorgung der kommunalen Ebene mit den notwendigen 
Finanzierungsmitteln, nachdem die direkten Steuereinnahmen der Kommunen 
nicht zur Deckung des gemeindlichen Finanzbedarfs ausreichen. 
 
Zum anderen spielen aber auch die allokativen und die distributiven Funktionen 
eine wichtige Rolle.1 Im Rahmen der allokativen Funktion ist dafür zu sorgen, 
dass die Anreize zur Erwirtschaftung eigener Mittel und die effiziente Mittelver-
wendung durch das kommunale Finanzausgleichssystem nicht gestört, sondern 
vielmehr unterstützt werden. Die redistributive Aufgabe des kommunalen Fi-
nanzausgleichs besteht darin, die Unterschiede in der Finanzkraft, d.h. hier die 
Steuerkraft der Gemeinden untereinander abzumildern. Den finanzschwachen 
Kommunen sollen also, unter Berücksichtigung des jeweiligen Finanzbedarfs, in 
einem größeren Umfang Mittel zukommen als den finanzstarken Gemeinden.  
 
Diese Funktionen sind wesentlich für den kommunalen Finanzausgleich und 
sollten im Rahmen der bestehenden Systeme in einem ausgewogenen Verhält-
nis verfolgt werden. Weder sollte ein Übergewicht in Richtung Verteilung beste-
hen, noch sollten die allokativen Gesichtspunkte im Vordergrund stehen und die 
Solidarität zwischen den Kommunen schwächen. 
 
Was die Beachtung dieser Gesichtspunkte im derzeitigen System des kommu-
nalen Finanzausgleichs des Freistaates Sachsen betrifft, so wird sie zwei-
felsohne den eben gestellten Anforderungen gerecht. Es stellt sich die Frage, 
wie ein möglicher Änderungsbedarf des derzeitigen Finanzausgleichssystems 
im Hinblick auf das Urteil des Sächsischen Verfassungsgerichtshofes vor dem 
Hintergrund der erwähnten allokativen und redistributiven Aspekte zu beurteilen 
ist. 
 
Im Rahmen der zweiten Option kommt es zu relativ geringen Veränderungen 
der gesamten frei zur Verfügung stehenden Schlüsselzuweisungen für die 
                                            
1  Vgl. hierzu Parsche et al. (1995), Der kommunale Finanzausgleich des Landes Nordrhein-

Westfalen, München, S. 3; Kuhn (1991), Der kommunale Finanzausgleich – Vorbild für die 
neuen Bundesländer, Augsburg, S.9; Peffekoven (1993), Finanzausgleich im Spannungsfeld 
zwischen allokativen und distributiven Zielsetzungen. 
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Kommunen und damit auch für die einzelnen kommunalen Gruppen. Die Ver-
ringerungen der einzelnen Schlüsselzuweisungen für die verschiedenen Kör-
perschaftsgruppen sind mit 0,75% bis maximal 9,43% als so gering einzustufen, 
dass keine Auswirkungen auf die eben genannten Funktionen zu erwarten sein 
dürften. 
 
Anders stellt sich das Bild bei der dritten Option dar. Die doch sehr umfangrei-
che Verringerung der Schlüsselzuweisungen der kreisfreien Städte, der Land-
kreise und der kreisangehörigen Gemeinden durch die beachtlichen Kopfbeträ-
ge für die vorkonstitutionell und die nachkonstitutionell übertragenen Aufgaben 
haben auch merkliche Wirkungen auf die allokative und die redistributive Funk-
tion des kommunalen Finanzausgleichs. So ist darauf hinzuweisen, dass die 
verringerten allgemeinen Schlüsselzuweisungen bei sonst gleichen Parametern 
wie Steuerkraft und Ausgleichssatz in einem geringeren Umfang als vorher ihre 
redistributive Funktion erfüllen können. Es werden mehr als 70 Kommunen a-
bundant, so dass weniger Gemeinden vom Finanzausgleich profitieren.  
 
Die Probleme im Zusammenhang mit der redistributiven Funktion des kommu-
nalen Finanzausgleichs bei der dritten Option zeigen sich vor allem dann, wenn 
die Kommunen im Freistaat Sachsen den Anschluss an die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Kommunen in den alten Bundesländern finden. Obwohl diese As-
pekte im Kapitel 5.2 in einem anderen Zusammenhang bereits erwähnt wurden, 
sollen sie hier nochmals betont werden. Derzeit ist ja die Steuerkraft in den 
sächsischen Kommunen vergleichsweise gering. Sie liegt bei 43% des Durch-
schnitts der Kommunen in den alten Bundesländern. Die Mittel aus dem kom-
munalen Finanzausgleich spielen deshalb in Sachsen eine wesentlich wichtige-
re Rolle als in den Kommunen der alten Bundesländer. Sie werden vom Land in 
diesem großen Umfang zur Verfügung gestellt, um die Kommunen in Bezug auf 
öffentliche Infrastruktur und natürlich auch direkte öffentliche Leistungen zu 
Gunsten der Bürger an das in den alten Bundesländern übliche Niveau heran-
zuführen. Mit den eigenen Steuereinnahmen und den in den alten Bundeslän-
dern üblichen Beträgen aus dem Finanzausgleich wäre dies nicht möglich.  
 
Bei der angestrebten und erwarteten Angleichung der kommunalen Steuerkraft 
der Kommunen in Sachsen an das westliche Niveau würde sich indes die selt-
same Entwicklung ergeben, dass die sächsischen Kommunen in einem ersten 
Schritt aus dem Finanzausgleich insbesondere die Kopfbeträge erhielten, und 
in einem zweiten Schritt ihrerseits finanzielle Mittel an das Land abführen müss-
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ten. Nur dann würde nämlich die finanzielle Entwicklung zwischen kommunaler 
Ebene und der Landesebene gemäß dem im Gleichmäßigkeitsgrundsatz fest-
gelegten einheitlichen Entwicklungspfad verlaufen. Ursache für diese seltsame 
Entwicklung sind die hohen Kopfbeträge nach Option drei, die unabhängig von 
jeder wirtschaftlichen Entwicklung den Kommunen vom Land zur Durchführung 
der vor- und nachkonstitutionell übertragenen Aufgaben zur Verfügung gestellt 
werden müssten. Damit sind die restlichen frei zur Verfügung stehenden allge-
meinen Schlüsselzuweisungen zu gering, um über einen Rückgang die erhoffte 
Zunahme der kommunalen Steuereinnahmen auffangen zu können.  
 
Noch drastischer müsste die Abschöpfung der Kommunen stattfinden, wenn 
nicht nur der Gleichmäßigkeitsgrundsatz erster Stufe Beachtung finden sollte, 
sondern auch der weiter oben angesprochene Aspekt der redistributiven Funk-
tion des kommunalen Finanzausgleichs realisiert werden sollte. Dann müsste 
nämlich im Rahmen der Abmilderung der Steuerkraftunterschiede zwischen den 
Kommunen die Steuerkraft der stärkeren Kommunen zusätzlich abgeschöpft 
und den steuerschwächeren Kommunen zur Verfügung gestellt werden. Dass 
durch solche kumulierten Abschöpfungen die Anreize zur Erwirtschaftung zu-
sätzlicher Einnahmen bei den besonders tangierten Kommunen geschwächt 
werden, ist offensichtlich.  
 
Damit lässt sich klar erkennen, dass die dritte Option nicht nur die redistributive 
Funktion des kommunalen Finanzausgleichs gefährdet, sondern auch die allo-
kative Funktion. Im Zusammenhang mit den Anreizen ist noch zu bemerken, 
dass die Kreisumlage auf Grund der geringeren Bemessungsgrundlage höher 
ausfallen muss. Die Grundlage für die Kreisumlage setzt sich aus Steuerkraft 
und Schlüsselzuweisungen zusammen. Nachdem die Kopfbeträge bei Option 
drei einen erheblichen Umfang annehmen würden, dürften sich deutlich niedri-
gere allgemeine Schlüsselzuweisungen für die kreisangehörigen Gemeinden 
ergeben. Um vom Umfang her die gleiche Kreisumlage für die Landkreise zu 
erreichen, damit auf dieser Ebene das Finanzierungsvolumen wie früher zur 
Verfügung steht, müsste der Kreisumlagesatz stark angehoben werden. Im 
Rahmen der durchgeführten Simulationsrechnung würde der Wert von 23,92% 
auf ca. 40,00% steigen. Dies hätte zur Folge, dass von jeder durch die kreisan-
gehörigen Gemeinden zusätzlich erwirtschafteten Million DM 400.000 DM abzu-
führen wären. Für die Kulturumlage und die Landeswohlfahrtsumlage, welche 
bei Option drei ebenfalls etwa verdoppelt werden müssten, gilt eine ähnliche 
Argumentation. Dass eine solche Abschöpfung bei den betroffenen Kommunen, 
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auch ohne die bereits erwähnten Umlagen bei einer Annäherung an die Ver-
hältnisse der Kommunen in den alten Bundesländern, keine Anreize in Richtung 
mehr eigener Einnahmen schafft, dürfte auf der Hand liegen. Negative Anreize 
wirken sich aber durch geringere Steuereinnahmen wieder auf die redistributive 
Funktion aus, da weniger zur Umverteilung zur Verfügung steht.  
 
Neben den bereits genannten Aspekten hat der kommunale Finanzausgleich 
auch noch die Aufgabe, raumordnungspolitische Funktionen wahrzunehmen. 
Zwar stützt sich der Finanzausgleich im Freistaat Sachsen nicht ausdrücklich 
auf einen Zentralen-Orte-Ansatz zur Erfüllung dieser Aufgabe. Aber durch den 
Schülernebenansatz werden direkt zentralörtliche Zuschussbedarfe berücksich-
tigt. Und der gewichtete Einwohner als eine Art „Umbrella-Variable" deckt pau-
schal die unterschiedlichsten Bedarfselemente ab. Dabei sind grundsätzlich 
zentralörtliche Elemente mit enthalten.1 Durch die drastische Reduzierung der 
allgemeinen Schlüsselzuweisungen bei der dritten Option kann die zentralörtli-
che Funktion des kommunalen Finanzausgleichs nur noch beschränkt wahrge-
nommen werden. Der Wegfall des Schülernebenansatzes schwächt ebenfalls 
die zentralörtliche Funktion. Dadurch, dass nun diese Bedarfe generell durch 
Kopfbeträge abgedeckt werden, können die, durch die verschiedenen Schulty-
pen verursachten, differierenden Zuschußbedarfe nicht mehr bei den betroffe-
nen Gemeinden speziell berücksichtigt werden. Schulorte sind aber immer Ge-
meinden mit zentralörtlichen Funktionen. 
 
Als Fazit lässt sich festhalten, dass unter rein ökonomischen Gesichtspunkten 
die dritte Option abzulehnen ist. Sie verstößt gegen wichtige Funktionen des 
kommunalen Finanzausgleichssystems und kann zudem durch die negativen 
Auswirkungen auf die eigenen Anstrengungen der Kommunen zur Erwirtschaf-
tung eigener Einnahmen letztendlich sogar die Finanzautonomie gefährden, wie 
im folgenden Abschnitt dargelegt wird. 
 
 
 
 
 

                                            
1  Vgl. Steinherr et al. (1997), Das Schlüsselzuweisungssystem im kommunalen Finanzausgleich 

des Freistaates Sachsen, S. 93. 
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5.8  Auswirkungen der zweiten und dritten Option auf die Steuerungsfä-
higkeit kommunaler Haushalte 

 
5.8.1 Allgemeine Problematik 
 
Das Recht der Gemeinden, alle Aufgaben wahrzunehmen, die lokal entstehen 
und die auf lokaler Ebene in Eigenverantwortung bewältigt werden können, ist 
in der Verfassung verankert.1 Dabei findet die kommunale Zuständigkeit Gren-
zen an den geltenden Vorschriften des Bundes und der Länder. Diese Vor-
schriften sind indes nach Auffassung der Kommunen so ausgestaltet, dass die 
Selbstverwaltungsspielräume immer mehr eingeschränkt werden bzw. wurden.2 
Ausgangsbasis der weiteren Überlegungen ist, inwieweit die Kommunen mit 
ihren Finanzierungsmitteln, die bei ihnen anfallenden Aufgaben auch finanzie-
ren können, und ob die Selbstverwaltungsspielräume durch die Übertragung 
von Aufgaben der übergeordneten Ebenen durch die zweite bzw. dritte Option 
beschnitten werden. 
 
In diesem Zusammenhang ist die Frage der Einhaltung des Konnexitätsprin-
zips3 in der Beziehung zwischen Land und Kommunen von Bedeutung. Das 
Konnexitätsprinzip ist genau genommen nur für das Verhältnis zwischen Bund 
und Ländern im Grundgesetz normiert,4 für das Verhältnis zwischen Land und 
Kommunen gilt aber der Programmatik nach nichts anderes. Die Übertragung 
staatlicher Aufgaben auf die Kommunen ist im Allgemeinen in der Landesver-
fassung geregelt.5 Laut Konnexitätsprinzip soll den Gemeinden das Recht auf 
Selbstverwaltung gewährleistet werden. Dies beinhaltet letztendlich, dass die 

                                            
1  Vgl. Art. 104a Grundgesetz. 
2 Vgl. Hardt, Hoffman und Postlep (1994), Die Bedeutung von Bundes- und Landesgesetzge-

bung für kommunale Haushaltsstrukturen und Selbstverwaltungsspielräume, S. 1 sowie 
Bergmann und Hardt (1999), Aufgabenverteilung und Einnahmekompetenzen in Regionen, S. 
629. 

3  Bund und Länder tragen grundsätzlich gesondert diejenigen Ausgaben, die sich aus der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben. 

4  Vgl. Art. 104a Abs. 1 Grundgesetz. 
5  Es ist hinsichtlich des Tatbestandes als auch der Rechtsfolgen zwischen den Regelungen in 

den Ländern zu unterscheiden. Tatbestandlich stellen einige Landesverfassungen nur auf die 
Übertragung staatlicher Aufgaben ab, während andere Landesverfassungen die Übertragung 
aller öffentlicher Aufgaben einbeziehen. Rechtsfolglich wird in einigen Landesverfassungen  
von einer normierten Kostenausgleichspflicht abgesehen (relatives Konnexitätsprinzip), wäh-
rend  andere Landesverfassungen die Pflicht zu einem angemessenen Ausgleich bei Mehrbe-
lastungen vorsehen (striktes Konnexitätsprinzip). Vgl. hierzu Hennecke (1999), Der Gleichmä-
ßigkeitsgrundsatz - die Wiederkehr des Trojanischen Pferdes. S. 361. 
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Gemeinden nicht nur für die Durchführung der Aufgaben und ihrer Finanzierung 
verantwortlich sein sollen, sondern dass ihnen auch die dafür notwendigen Ein-
nahmen zur Verfügung stehen.1 
 
Einen weiteren Aspekt stellt das Subsidiaritätsprinzip dar. Es hat bisher für die 
Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern, zwischen Gemeinden und 
Landesebene, als auch zwischen Kreisen und kreisangehörigen Gemeinden 
Anwendung gefunden.2 Das Subsidiaritätsprinzip weist der jeweils unteren In-
stanz den Vorrang im Handeln gegenüber der oberen Instanz zu, soweit ihre 
Kräfte ausreichen. Subsidiarität ist das zentrale Prinzip, welches das Verhältnis 
zwischen Individuum und Staat sowie zwischen Gesellschaft und Staat, als 
auch den inneren Aufbau von Staat und Gesellschaft zu regeln sucht. Dieses 
Prinzip verlangt, dass die Individuen innerhalb der von ihnen gebildeten Ge-
meinschaften und Vereinigungen unter eigenen Anstrengungen selbstgewählte 
Ziele anstreben können. Nicht von oben her, sondern von unten her müsse sich 
die Gesellschaft aufbauen. Da die Kommunen über ihre eigenen öffentlichen 
Aufgaben besser Bescheid wissen als übergeordnete Instanzen, sollen nach 
dem Subsidiaritätsprinzip diese Aufgaben auch von ihnen erfüllt werden. Zwi-
schen dem Subsidiaritätsprinzip und dem Konnexitätsprinzip besteht ein enger 
Zusammenhang. 
 
Die Probleme, welche die Kommunen im Zusammenhang mit diesen beiden 
Prinzipien und den übergeordneten Ebenen haben, betreffen hauptsächlich das 
Konnexitätsprinzip. D.h., dass entsprechende Einnahmen zur Finanzierung ü-
bertragener Aufgaben zur Verfügung stehen. Während  die Gemeinden im Frei-
staat Sachsen hier relativ günstig dastehen befinden sie sich jedoch im Allge-
meinen bei Auseinandersetzungen um Finanzmittel mit den Ländern in einer 
schwächeren Position, da sie über kein generelles Mitspracherecht im Gesetz-
gebungsverfahren verfügen.3 Als Konsequenz ergibt sich ein tendenzieller Ab-
bau der freiwilligen Selbstverwaltungsspielräume. Das erreichte Niveau ist nach 

                                            
1  Vgl. Bös, Genser und Holzmann (1983), Die Entwicklung des Finanzausgleichs in ausgewähl-

ten Bundesstaaten, S.127.  
2  Vgl. Breton, Cassone und Fraschini (1998), Decentralization and Subsidiarity: Toward a Theo-

retical Reconciliation, S. 22; Herzog (1987), Subsidiaritätsprinzip, S. 3564; Diechmann (1994), 
Subsidiarität - Herkunft, sozialpolitische Implikationen und ordnungspolitische Konsequenzen 
eines Prinzips, S. 196 f; Feld und Kirchgässner (1995), Omne Agens Agendo Perficitur: The 
Economic Meaning of Subsidiarity. 

3  Vgl. hierzu die Position der Kommunen in Brandenburg: Vesper (2000), Kommunalfinanzen 
und kommunaler Finanzausgleich in Brandenburg, S. 28. 
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Auffassung der Kommunen häufig nicht mehr tolerierbar. Im Weiteren wird un-
tersucht, ob die Selbstverwaltungsspielräume der sächsischen Kommunen 
durch Übertragung von Aufgaben sowie die Auswirkungen der zweiten bzw. 
dritten Lösungsoption tatsächlich beschränkt werden bzw. ob die Kommunen 
noch über einen angemessenen freiwilligen Selbstverwaltungsspielraum verfü-
gen, also ihre Finanzautonomie dabei gewahrt bleiben würde. 
 
In Tabelle 5.45 sind die kommunalen Aufgaben im Freistaat Sachsen aufge-
gliedert nach weisungsgebundenen Pflichtaufgaben (Land/Bund), weisungsfrei-
en Pflichtaufgaben und freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben sowie Gemein-
kosten. Auf der Basis dieser Tabelle sind die Berechnungen erfolgt, deren Er-
gebnisse im nächsten Kapitel dargelegt werden. 
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Tabelle 5.45: Gliederung der kommunalen Aufgaben in Sachsen 

 
Quelle: Übersicht des Sächsisches Staatsministerium der Finanzen April 2001, Darstellung des 
ifo Instituts. 
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5.8.2 Bisherige Entwicklung sowie Auswirkungen der zweiten und dritten 
Lösungsoption 

 
 
Im Weiteren soll ein Blick auf die bisherige Entwicklung in Sachsen geworfen 
werden. Auf Grund statistischer Probleme können nur die Jahre 1997, 1998 und 
1999 untersucht werden. Als Ergebnis ist festzuhalten, dass die Zuschussbe-
darfe für die freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben von 8,71% im Jahr 1997 
auf 11,45% im Jahr 1999 zugenommen haben. Die Zuschussbedarfe für die 
weisungsfreien Pflichtaufgaben sind hingegen von 62,72% auf 58,97% zurück-
gegangen, ebenso wie die Zuschussbedarfe für die vom Land übertragenen 
weisungsgebundenen Pflichtaufgaben von 6,73% auf 6,29%, während die Zu-
schussbedarfe für die vom Bund übertragenen weisungsgebundenen Pflicht-
aufgaben von 1997 bis 1999 von 21,84% auf 23,29% gestiegen sind (vgl. Ab-
bildung 5.7). 
 
Abbildung 5.7: Anteile der Aufgabenbereiche an den Aufgabentypen der 
Kommunen im Vergleich 1997 bis 1999 in Sachsen 
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 Quelle: Eigene Berechnungen. 
 
Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass bei der Analyse der Aufgaben 
nach ihrem Pflichtigkeitsgrad bei neuen Ländern differenzierter vorgegangen 



 101

werden muss als bei den alten Bundesländern. Die ostdeutschen Flächenländer 
erhalten einen sogenannten unsichtbaren Finanzausgleich.1 Gewichtige Be-
standteile dieses impliziten Finanzausgleichs bestehen in den Lohnkostenzu-
schüssen für zusätzliche Beschäftigung arbeitsloser Arbeitnehmer im Rahmen 
des Arbeitsbeschaffungsprogramms, im Bereich der kommunalen Infrastruktur, 
der Wohnungs- und Stadtsanierung, der Landschaftspflege, des Naturschutzes 
und der sozialen Dienste.2 Im Vergleich zu den westdeutschen Flächenländern 
hat der unsichtbare Finanzausgleich bei den neuen Bundesländern ein größe-
res Volumen. Längerfristig gesehen wird erwartet, dass dieser implizite Finanz-
ausgleich bei den neuen Bundesländern an Bedeutung verliert.  
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass bis jetzt den sächsischen Kommunen 
ein angemessener freiwilliger Selbstverwaltungsspielraum zur Verfügung steht. 
 
Im Fall der zweiten Lösungsoption ändert sich die Verteilung der Aufgaben nur 
unwesentlich. 2,9% des gesamten Zuschussbedarfes werden nun mittels der 
Kopfbeträge für nachkonstitutionell übertragene Aufgaben verteilt. Es kann also 
davon ausgegangen werden, dass die bisherige Ausgabenverteilung im Frei-
staat Sachsen bei Realisierung von Option zwei weitgehend Gültigkeit haben 
dürfte. Der Finanzierungsspielraum für die freiwilligen Selbstverwaltungsaufga-
ben bleibt trotz der Kopfbeträge für die nachkonstitutionell übertragenen Aufga-
ben in einem angemessenen Umfang erhalten. 
 
Im Fall der dritten Option zeigt sich ein ganz anderes Bild. Die weisungsgebun-
denen und weisungsfreien Pflichtaufgaben werden mittels Kopfbeträgen finan-
ziert. Dadurch werden jetzt 79% der Finanzmasse für diese Pflichtaufgaben zur 
Verfügung gestellt. Die verbleibende Finanzmasse reicht folglich nicht aus, um 
bei den freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben im Allgemeinen das Niveau des 
Status quo zu halten. Wenn die restliche Finanzmasse  für die vom Bund über-
tragenen Aufgaben wie z.B. Sozialhilfe genutzt wird, bleiben den Kommunen im 
Durchschnitt für freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben keine Finanzierungsmit-

                                            
1 Vgl. Biehl (1983), Die Entwicklung des Finanzausgleichs in ausgewählten Staaten, S.82; 

Zimmermann (1983), Finanzausgleich auf nationaler Ebene. 1. Allgemeine Probleme und Me-
thoden des Finanzausgleichs, S.38 und Bohley (1995), Der kommunale Finanzausgleich in 
den neuen Bundesländern nach der Wiedervereinigung Deutschlands, S. 222. 

2 Vgl. beispielsweise hierzu Bundesministerium der Finanzen (2001), Achtzehnter Subventions-
bericht – Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung der Finanzhilfen des Bundes und 
der Steuervergünstigungen für die Jahre 1999 - 2002, insbesondere die S. 64ff.. 
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tel mehr (vgl. Abbildung 5.8). Die Kommunen werden also in ihrer Finanzauto-
nomie beschnitten.  
 
Abbildung 5.8: Auswirkungen der dritten Option auf die Verteilung der Zu-
schussbedarfe in Sachsen 

 
 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
5.8.3 Darstellung der Auswirkungen der dritten Option auf die Verteilung 

der Selbstverwaltungsaufgaben an Hand der ausgewählten Ge-
meinden Spreetal und Wehlen 

 
Die Auswirkungen der dritten Option auf den Autonomiegrad soll an zwei säch-
sischen Gemeinden beispielhaft verdeutlicht werden. Dazu ist es erforderlich, 
noch einen Blick auf die Steuerkraftzahlen zu werfen. Die Steuerkraftzahlen der 
Gemeinden sind in der Tabelle 5.46 dargestellt. 
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Tabelle 5.46: Steuerkraftzahlen für die Gemeinden Spreetal und Wehlen in 
DM 

 
Quelle: Sächsisches Staatsministerium der Finanzen, Steuerkraftzahlen 3/4 1999 bis 1/2 2000, 
Jahr 2001. 
 
Im nächsten Schritt werden zu den Steuerkraftzahlen noch die Schlüsselzuwei-
sungen hinzugezogen. Dabei ist zu sehen, dass das abundante Spreetal keiner 
Veränderung unterliegt, da diese Gemeinde keine Schlüsselzuweisung erhält. 
Wehlen hingegen verliert bei der dritten Option Schlüsselzuweisungen in Höhe 
von 923.000 DM (vgl. Tabelle 5.47). 
 
Tabelle 5.47: Schlüsselzuweisungen zuzüglich Steuer in DM 

 
Quelle: Sächsisches Staatsministerium der Finanzen, Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Die Kopfbeträge der dritten Option für vor- und nachkonstitutionell übertragene 
Aufgaben sind in folgender Tabelle dargestellt. 
 
Tabelle 5.48: Kopfbeträge für die dritte Option in DM 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Als Ausgangspunkt wird für die beiden Gemeinden der sächsische Durchschnitt 
bei der Verteilung der Aufgaben unterstellt. In Abbildung 5.9 ist die Verteilung 
der jeweiligen Aufgaben zu entnehmen. Die Kopfbeträge der dritten Option 
werden für weisungsfreie und weisungsgebundene Pflichtaufgaben verwendet. 
Bei den vom Bund übertragenen Aufgaben wird das gleiche absolute Niveau 
unterstellt. So bleibt sozusagen der Rest für die freiwilligen Selbstverwaltungs-
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aufgaben. Die neuen Verteilungen sind in folgender Tabelle dargestellt. Abbil-
dung 5.9 veranschaulicht die Situation.  
 
Tabelle 5.49: Verteilung der Finanzmittel für die Gemeinden Spreetal und 
Wehlen auf die verschiedenen Aufgabentypen (in DM und %) 

 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Abbildung 5.9: Verteilung der Aufgaben: Durchschnitt Sachsen 1999 ge-
genüber der dritten Option bei den Gemeinden Spreetal und Wehlen 
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Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass durch die dritte Option steuerstarke 
Gemeinden wie Spreetal profitieren und - insgesamt gesehen - wesentlich mehr 
Geld zur Verfügung haben. Damit stehen ihnen auch mehr Mittel für die freiwil-
ligen Selbstverwaltungsaufgaben zur Verfügung. Hingegen erleiden steuer-
schwache Gemeinden wie Wehlen durch die nur noch beschränkte distributive 
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Funktion des kommunalen Finanzausgleichs bei der dritten Option erhebliche 
Einbrüche in ihren Schlüsselzuweisungen. Die Reduzierung der frei verfügba-
ren Finanzierungsmitteln hat letztendlich zur Folge, dass auch ihre Selbstver-
waltungsautonomie deutlich beschränkt wird und im Vergleich zu den steuer-
starken Gemeinden nur noch einen geringen Prozentsatz ausmacht. 
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5.9 Wirkungen der zweiten und dritten Option auf die Sonderlastenaus-
gleiche 

 
Zur Zeit gibt es in Sachsen zwei Sonderlastenausgleiche, zum ersten den Stra-
ßenlastenausgleich1 und zum zweiten den Kulturlastenausgleich2. Sonderlas-
tenausgleiche sind kein Bestandteil der Schlüsselzuweisungen, sind aber eng 
mit diesen verknüpft. Über den Straßenlastenausgleich sollen Kosten zur Erhal-
tung und des laufenden Unterhalts der Kreis- und Gemeindestrassen sowie der 
Ortsdurchfahrten von Bundes- ,Staats- oder Kreisstrassen bezuschusst werden. 
Zu diesem Zweck sind im FAG  ca. 180 Mio. DM vorgesehen. Diese Zuweisung 
wird pro im Straßenbestandsverzeichnis nachgewiesenen Straßenkilometer 
gewährt. Die entsprechenden Beträge belaufen sich auf: 
 
• Für Gemeindestrassen     5000 DM/Km 
• Für Kreisstrassen  9600 DM/Km 
• Für Ortsdurchfahrten 
 als Bundesstrassen  21000 DM/Km 
 als Staats- oder Kreisstrassen 12700DM/Km. 
 
Diese Beträge dürfen nur zweckgebunden verwendet werden. 
 
Die Mittel des Kulturlastenausgleichs gehen direkt an die im Sächsischen Kul-
turraumgesetz bezeichneten Kulturräume und umfassen 60 Mio. DM. Die Auf-
teilung dieser Beträge erfolgt gemäß § 6 Sächsisches Kulturraumgesetz unter 
der Berücksichtigung der Einwohnerzahl, der Steuerkraftmesszahl sowie dem 
notwendigen Zuschussbedarf der zu unterstützenden Einrichtungen und Maß-
nahmen.  
 
Grundsätzlich muss ein Sonderlastenausgleich dieselben Kriterien wie ein Ne-
benansatz erfüllen. Er muss also den kommunalen Sonderbedarf widerspie-
geln, welcher 
 
• extern verursacht ist, 
• quantitativ hinreichend bedeutsam ist sowie 
• über die Hauptansatzstaffel nicht adäquat erfasst werden kann. 
                                            
1 Vgl. §§ 17-21 FAG 2001. 
2 Vgl. § 21 FAG 2001. 
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Sind die eben genannten Bedingungen erfüllt, so sprechen folgende Kriterien 
für eine Berücksichtigung des Sonderbedarfs mittels Sonderlastenausgleich 
anstatt mittels Nebenansatzes. 
 
• Es handelt sich um eine geringe Anzahl von Kommunen, die von der Sonder-

last betroffen sind. 
 
In diesem Fall würde zum einen ein Nebenansatz den verwaltungsmäßigen 
und technischen Aufwand für die Berechnung der Schlüsselzuweisung un-
verhältnismäßig erhöhen. Zum anderen ist es problematisch, aus nur weni-
gen Daten eine korrekte Gewichtung des Nebenansatzes im Verhältnis zum 
Einwohner zu bestimmen, da es zu Verzerrungen durch eine hohe Ausgabe-
freudigkeit der Kommunen kommen kann. 

 
• Jede betroffene Kommune soll einen (teilweisen) Ausgleich der finanziellen 

Sonderlasten erhalten. 
 
Über einen Nebenansatz erhalten nur jene Kommunen zusätzliche Mittel, in 

denen die Sonderlast im überdurchschnittlichen Ausmaß 
vorliegt. Außerdem wird die Steuerkraft im Schlüsselzuwei-
sungssystem mit berücksichtigt. Hingegen kann der Son-
derlastenausgleich steuerkraftunabhängig verteilt werden. 
Ceteris paribus erhält dann eine steuerkräftige Gemeinde 
genauso viel im Sonderlastenausgleich wie eine steuer-
schwache Gemeinde. Auch abundante Gemeinden erhalten 
über den Sonderlastenausgleich Zuweisungen. 

 
• Die tatsächliche Verwendung der Mittel für den speziellen Bedarfstatbestand 

soll über die Zweckbindung sichergestellt werden. 
 
Dieses ist innerhalb der Schlüsselzuweisungen nicht möglich. Ein Sonderlas-

tenausgleich kann mit einer Zweckbindung versehen wer-
den. Aus Sicht der Kommunen ist eine Zweckbindung nega-
tiv zu beurteilen, da durch diese die Selbstverwaltungsau-
tonomie begrenzt wird. 
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Nachteilig an einer Sonderlastenausgleichsregelung ist aus Sicht des Landes, 
dass damit bei den Kommunen der Eindruck entsteht, dass sie einen vollen 
Kostenersatz erhalten. Wenn die Mittel des Sonderlastenausgleiches zur De-
ckung der tatsächlichen Kosten nicht ausreichen, werden dann Nachforderun-
gen an das Land gestellt. Ein voller Kostenersatz kann aber nicht sinnvoll sein, 
da dieser Ersatz keinerlei Anreize zur sparsamen Mittelverwendung ausübt. 
 
Weiterhin ist zu beachten, dass das Finanzausgleichssystem nicht mit Neben-
ansätzen oder Sonderlastenausgleichen überfrachtet wird, da die erforderliche 
Transparenz verloren geht und die Gefahr einer Beeinflussung des Systems 
durch Partikulärinteressen besteht.  
 
Sonderlastenausgleiche sind grundsätzlich nur dann angebracht, wenn ein vor-
rangiges Interesse des Landes an der Erfüllung einer kostenträchtigen kommu-
nalen Aufgabe besteht, welche nur wenige Kommunen betrifft. 
 
Es ist nun zu untersuchen, inwiefern die Sonderlastenausgleiche des Freistaa-
tes Sachsen durch die zweite bzw. dritte Option beeinflusst werden, d.h. ob ein 
Anpassungsbedarf der Sonderlastenausgleiche besteht. 
 
Während bei der zweiten Option auf Grund der noch relativ geringen Anpas-
sungsbeträge und der Beschränkung auf die nachkonstitutionell übertragenen 
Aufgaben die Sonderlastenausgleiche weiterhin in einem angemessenen Um-
fang ihre Berechtigung haben, ist speziell in der dritten Option durch die hohen 
Kopfbeträge und die vor- und nachkonstitutionell übertragenen Pflichtaufgaben 
eine grundsätzliche Diskussion dieses Bereiches erforderlich (vgl. Tabelle 
5.49). 
 
So sind zum einen die durch die Sonderlastenausgleiche bislang abgedeckten 
Bedarfe durch Pflichtaufgaben bedingt, die im Rahmen der dritten Option durch 
die Kopfbeträge abgegolten werden. Damit würde grundsätzlich die Berechti-
gung für die Sonderlastenausgleiche entfallen. Allerdings ist die Frage zu stel-
len, ob die Einwohnerzahl (Kopfbeträge!) für solche Sonderlasten wirklich den 
richtigen Indikator darstellt. Gerade die mit den Straßen verbundenen Sonder-
lasten dürften doch eher mit der jeweiligen Straßenlänge und -breite im Zu-
sammenhang stehen als mit der Einwohnerzahl im Landkreis und oder der 
Kommune, auch wenn sich ein gewisser Zusammenhang zwischen Einwohner-
zahl und Aufwand für die Straßen nicht leugnen lässt. So gesehen dürfte unter 
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ökonomischen Aspekten der Sonderlastenausgleich bei der dritten Option auch 
weiterhin neben den Kopfbeträgen in gewissem Umfang erforderlich sein, um 
die mit der unterschiedlichen Straßenlänge und -kategorie im Zusammenhang 
stehenden Sonderlasten in gewissem Umfang sachgerecht zu berücksichtigen. 
Die Kopfbeträge allein stellen jedenfalls keine sachgerechte Lösung dar.  
 
Ähnliches ist für den Kulturlastenausgleich zu sagen. Auch wenn hier in beiden 
Ansätzen die Einwohnerzahl im Vordergrund steht, kann man wohl nur rein the-
oretisch davon ausgehen, dass mit den Kopfbeträgen die Pflichtaufgabe Kultur 
im kommunalen Bereich abgedeckt ist. Der derzeitige Kulturlastenausgleich ist 
zusätzlich zum Schlüsselzuweisungssystem mit seinem Hauptansatz konzipiert. 
Dies bedeutet, dass neben den grundsätzlich bereits über den Hauptansatz 
berücksichtigten Zuschussbedarfen aus dem Kulturbereich noch zusätzlich be-
sondere Lasten bei bestimmten kommunalen Trägern extra berücksichtigt wer-
den sollen, und dies auch unter Wahrnehmung der Steuerkraftmesszahl sowie 
gezielt dem notwendigen Zuschussbedarf der zu unterstützenden Einrichtungen 
und Maßnahmen.1 Es ist also anzunehmen, dass das Land ein vorrangiges In-
teresse an der Erfüllung dieser kostenträchtigen Aufgaben hat, die zudem nur 
von wenigen Kommunen wahrgenommen werden. Angesichts der angespro-
chenen Nebenbedingungen dürfte sich auch hier eine alleinige Berücksichti-
gung der Kulturlasten über die Kopfbeträge verbieten. Neben den Kopfbeträgen 
ist u.E. deshalb auch noch in einem angemessenen Umfang ein Kulturlasten-
ausgleich aufrecht zu erhalten. 

                                            
1 Vgl. SächsKRG § 6. 
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6 Zusammenfassung 
 
Das Urteil des Landesverfassungsgerichtshofes vom 23. November 2000 zum 
Finanzausgleichsgesetz 1997 lässt drei mögliche Lösungsansätze für die An-
passungen des geltenden kommunalen Finanzausgleichgesetzes erkennen. Als 
Schlussfolgerungen einer ökonomischen Analyse dieser Ansätze sind folgende 
Ergebnisse bzw. Empfehlungen festzuhalten:  
 
Die geringsten Umverteilungen und Verwerfungen sind im Vergleich zum be-
stehenden System mit Lösungsoption eins verbunden. Im Rahmen dieser 
Option kommen die Ausgleichsbeträge für übertragene Aufgaben nach § 15 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 FAG bei einer Beibehaltung des seit 1998 geltende FAG un-
ter Zugrundelegung der nachkonstitutionell übertragenen Pflichtaufgaben wei-
terhin zur Anwendung, allerdings bei Aufhebung des Abzugs einer kommunalen 
Interessenquote. Bei dem zur Zeit geltenden FAG 2001 fallen die Landkreise 
und die kreisfreien Städte nicht unter die Ausgleichsregelung des übertragenen 
Wirkungskreises. Nur vier kreisangehörige Gemeinden erhalten den vollen 
Ausgleich von 12 DM, während zwei Gemeinden lediglich einen Teilausgleich 
bekommen. Setzt man die im Rahmen einer Erhebung des sächsischen 
Staatsministeriums der Finanzen ermittelten Beträge an, so fließen lediglich vier 
kreisangehörigen Gemeinden noch Kopfbeträge von 0,63 DM je Einwohner zu. 
Dabei ist dies der volle Kopfbetrag ohne Abzug einer Interessenquote. 
 
Bei Geltung der zweiten Lösungsoption werden die im Rahmen der ange-
sprochenen Ermittlung quantifizierten Beträge für nachkonstitutionell weisungs-
gebundene Pflichtaufgaben allen Kommunen zur Verfügung gestellt. Jedoch 
werden die Beträge für die Schlüsselzuweisungen der Landkreise, der kreisan-
gehörigen Gemeinden und der kreisfreien Städte um die relevanten Kopfbeträ-
ge gekürzt und erst dann die Verteilung der restlichen Beträge für die allgemei-
nen Schlüsselzuweisungen nach Bedarf und Steuerkraft bzw. Finanzkraft vor-
genommen. Für die zweite Lösungsoption zeigt sich dabei, dass trotz neuer 
Quantifizierung der über die Hauptansatzstaffel zu berücksichtigenden Zu-
schussbedarfe die bisherige Hauptansatzstaffel auch weiterhin Gültigkeit bean-
spruchen kann. Das Gewicht der bei der zweiten Option abzuziehenden Kopf-
beträge im Vergleich zum Zuschussbedarf der jeweiligen kommunalen Gruppie-
rung ist relativ gering. Die gesamten Schlüsselzuweisungen würden sich durch 
den Abzug der Kopfbeträge lediglich um 4,6 % reduzieren. 
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Hingegen sind die im Rahmen der dritten Option zur Anwendung kommenden 
Kopfbeträge, jetzt unter zusätzlicher Berücksichtigung der vorkonstitutionell ü-
bertragenen Pflichtaufgaben, von erheblichem Umfang. Die gesamten Schlüs-
selzuweisungen würden durch den Abzug der Kopfbeträge um rund 70 % zu-
rückgehen. Auf der Basis der verbliebenen Zuschussbedarfe wären für die 
kreisangehörigen Gemeinden und die kreisfreien Städte neue Hauptansatzstaf-
feln zu berechnen. Zudem kann der kommunale Finanzausgleich auf Grund der 
stark reduzierten Schlüsselzuweisungen seinen distributiven Funktionen nur 
noch in ungenügendem Umfang nachkommen. Dies lässt sich auch daran er-
kennen, dass der Variationskoeffizient bei Option drei für die kreisangehörigen 
Gemeinden und die kreisfreien Städte deutlich ansteigt, d.h. die Verteilung un-
gleichmäßiger wird. Auch sind bei einer wirtschaftlich positiven Weiterentwick-
lung, d.h. bei einem stärkeren Wachstum der kommunalen Steuereinnahmen, 
bei Option drei im Zusammenhang mit den distributiven und den allokativen 
Funktionen des Finanzausgleichs erhebliche Probleme zu erwarten.  
 
Nicht nur der Hauptansatz, auch der Schülernebenansatz wird durch die er-
forderlichen Anpassungen tangiert. Im Falle der zweiten Option ist eine Neube-
rechnung der Vervielfältiger für die einzelnen Körperschaftsgruppen erforder-
lich, die sich allerdings weitgehend in Grenzen hält. Im Rahmen der dritten Op-
tion werden die sächlichen Schulkosten bereits über die Kopfbeträge ausgegli-
chen. Der Schülernebenansatz, ein eindeutiger Zentralitätsfaktor im kommuna-
len Finanzausgleich, hat damit keine Berechtigung mehr. 
 
Was die Frage nach weiteren Nebenansätzen betrifft, so sollte in der nächsten 
Zeit auch im Freistaat Sachsen überprüft werden, ob ein auf sachlichen Indika-
toren wie Arbeitslosigkeit, Alleinerziehung und ähnlichen Faktoren beruhender 
Soziallastenansatz eingeführt werden kann. Zudem könnte untersucht werden, 
ob ein Zentralitätsfaktor wie der Strukturansatz in Nordrhein-Westfalen oder der 
Arbeitsplätzeansatz im Saarland einen zusätzlichen Beitrag zur Erklärung der 
Unterschiede beim Zuschussbedarf leisten kann.  
 
Während in Bezug auf den interkommunalen Finanzausgleich die zweite Op-
tion keine oder nur geringfügige Anpassungen erfordert, sind im Rahmen der 
dritten Option wiederum erhebliche Auswirkungen zu erwarten. So müsste 
durch die starke Reduzierung der Schlüsselzuweisungen für die kreisangehöri-
gen Gemeinden der Satz für die Kreisumlage fast verdoppelt werden. Gleiches 
gilt für den Satz der Kulturumlage und den Satz der Landeswohlfahrtsumlage. 
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Hohe Umlagesätze haben aber erhebliche negative Auswirkungen auf die allo-
kative Funktion des kommunalen Finanzausgleichs.  
 
Was die Beurteilung der Ausgleichsquoten im sächsischen Finanzausgleich 
betrifft, so ist damit die wichtige Frage nach der Positionierung des Finanzaus-
gleichs im Spannungsfeld von Verteilungszielen und allokativen Erfordernissen 
gestellt. Der Freistaat Sachsen steht hier mit einer Ausgleichsquote von 75 % 
im Vergleich zu den in den Kommunalfinanzausgleichsgesetzen ausgewiese-
nen Werten der alten Bundesländern relativ günstig da. Obwohl grundsätzlich 
die Aussage für eine bestimmte Quote weder durch das System selbst zu 
bestimmen noch durch ein Gutachten festzulegen ist, sind Quoten vorzuziehen, 
die verstärkt auf das Effizienzziel abstellen. Wenn also Modifizierungen der 
Ausgleichsquoten ins Auge gefasst werden, dann sollte das Ziel dieser Maß-
nahme eine tendenzielle Absenkung sein. 
 
Die Funktionen des kommunalen Finanzausgleichs beschränken sich nicht 
allein auf den fiskalischen Aspekt, der natürlich von erheblicher Bedeutung ist. 
Daneben spielen auch die bereits mehrfach angesprochenen allokativen und 
distributiven Aspekte eine wichtige Rolle. Sie sollten in einem ausgewogenen 
Verhältnis berücksichtigt werden. Zusätzlich ist auch noch die raumordnungspo-
litische Funktion zu berücksichtigen. Der Beachtung dieser Aspekte wird das 
bestehende System des kommunalen Finanzausgleichs des Freistaates Sach-
sen zweifelsohne gerecht. Im Rahmen der zweiten Option kommt es nur zu re-
lativ geringfügigen Verminderungen der Schlüsselzuweisungen für die einzel-
nen kommunalen Gruppierungen, so dass keine relevanten Auswirkungen auf 
die eben genannten Funktionen zu erwarten sein dürften.  
Anders stellt sich das Bild bei der dritten Option dar. Ausgehend von der relativ 
erheblichen Kürzung der allgemeinen Schlüsselzuweisungen kann der kommu-
nale Finanzausgleich seiner distributiven Funktion nur noch ungenügend nach-
kommen. Unter dem Aspekt einer stärkeren positiven Entwicklung der kommu-
nalen Steuerkraft würde es zudem zu einer zunehmenden Abschöpfung der 
Steuerkraft bei den wirtschaftsstärkeren Kommunen kommen, um dem Gleich-
mäßigkeitsgrundsatz erster Stufe und dem Redistributionsziel gerecht zu wer-
den. Zudem wird auch das raumordnungspolitische Ziel gefährdet. Der gewich-
tete Einwohner als eine Art „Umbrella-Variable" deckt die unterschiedlichsten 
Bedarfselement ab, damit also auch zentralörtliche Elemente. Durch die drasti-
sche Reduzierung der allgemeinen Schlüsselzuweisungen und den Wegfall des 
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Schülernebenansatzes, eines zentralörtlichen Faktors, bei der dritten Option 
wird die zentralörtliche Funktion erheblich geschwächt.  
 
Auch die Steuerungsfähigkeit der kommunalen Haushalte wird durch die 
zweite und die dritte Option in unterschiedlichem Grad beeinträchtigt. Die Ge-
meinden sollen im Rahmen der ihnen zustehenden Finanzautonomie neben der 
Durchführung der übertragenen Aufgaben und der weisungsfreien Pflichtaufga-
ben auch noch einen gewissen finanziellen Spielraum für autonome Aufgaben 
haben. Die Untersuchung hat gezeigt, dass die bisherige Entwicklung im Frei-
staat Sachsen diesen Anforderungen in vollem Umfang gerecht wurde. Die 
freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben haben im Untersuchungszeitraum sogar 
anteilsmäßig zugenommen. Im Falle der zweiten Option ändert sich die Vertei-
lung der Mittel für die Aufgaben nur unwesentlich, da lediglich 2,9 % des ge-
samten Zuschussbedarfes hier mittels der Kopfbeträge für die nachkonstitutio-
nell übertragenen Aufgaben verteilt wird. Der Finanzierungsspielraum für die 
freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben bleibt trotz der Kopfbeträge in ange-
messenem Umfang erhalten. 
Im Falle der dritten Option, bei der 79 % der Finanzmasse über Kopfbeträge für 
weisungsfreie und weisungsgebundene Pflichtaufgaben zur Verfügung gestellt 
wird, kann es auf Grund der eingeschränkten Ausgleichsfunktion im Einzelfall 
dazu kommen, dass die freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben nicht mehr fi-
nanziert werden können. Die betroffenen Kommunen werden also in ihrer Fi-
nanzautonomie beschnitten. 
 
Durch die zweite und die dritte Option ergeben sich zudem noch unterschiedli-
che Auswirkungen auf die bestehenden zwei Sonderlastenausgleiche im Frei-
staat Sachsen, nämlich den Straßenlastenausgleich und den Kulturlastenaus-
gleich. Auch hier treten im Zusammenhang mit der zweiten Option geringe Ef-
fekte auf, da die Anpassungsbeträge relativ bescheiden sind und sich zudem 
auf die nachkonstitutionell übertragenen Aufgaben beschränken. Die Sonder-
lastenausgleiche sind also weiterhin in einem angemessenen Umfang berech-
tigt. Hingegen sind die Auswirkungen im Falle der dritten Option sowohl durch 
die hohen Kopfbeträge als auch durch die relevanten vor- und nachkonstitutio-
nell übertragenen Aufgaben von einer anderen Qualität. Trotzdem wird auch 
hier die Empfehlung ausgesprochen, für beide Bereiche neben den Kopfbeträ-
gen noch Sonderlastenausgleiche in angemessenem Umfang zur Verfügung zu 
stellen.  
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Als Fazit der Untersuchung bleibt festzuhalten, dass die mit der dritten Option 
verbundenen Effekte auf die wichtigen Funktionen des kommunalen Finanz-
ausgleichs - und hier insbesondere den allokativen Aspekt - von erheblicher 
negativer Art sind. Ein solches Finanzausgleichssystem kann nicht mehr seine 
notwendigen Funktionen für die kommunale Ebene erfüllen und gefährdet ins-
besondere die kommunale Finanzautonomie. Unter ökonomischen Aspekten ist 
die dritte Option abzulehnen.  
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Exkurs 
 
Die Problematik der übertragenen weisungsgebundenen Pflichtaufgaben von 
der übergeordneten Ebene auf die kommunale Ebene im Rahmen der kommu-
nalen Selbstverwaltung ist eine Fragestellung, die sich in dieser strengen Form 
nur in föderalen Staaten zeigen kann. In der Europäischen Union sind Staaten 
mit einem föderalen Aufbau jedoch in der Minderzahl. Für einen internationalen 
Vergleich bietet sich deshalb in erster Linie nur Österreich an, das einen ähnli-
chen Aufbau hat wie die Bundesrepublik Deutschland. Diese spezielle Diskus-
sion der übertragenen weisungsgebundenen Pflichtaufgaben wird jedoch ledig-
lich in bundesdeutschen Ländern in dieser strengen Form geführt. Deshalb wird 
noch ein vergleichender Blick auf die entsprechenden Regelungen im Saarland 
geworfen.  
 
1  Gemeindeselbstverwaltung in Österreich 
 
Die Gemeindeselbstverwaltung hat in Österreich eine lange Tradition1, erstmals 
proklamierte 1849 das Provisorische Gemeindegesetz den auch heute noch in 
Österreich geltenden Grundsatz: Die Grundfeste des freien Staates ist die freie 
Gemeinde. Im Jahr 1962 bekam die Gemeindeselbstverwaltung in Österreich 
durch die Gemeindeverfassungsnovelle neue Kraft.2 In der Europäischen Char-
ta der lokalen Selbstverwaltung ist ebenfalls die Gemeindeselbstverwaltung 
Österreichs verankert.3 Gewährleistete Kernpunkte der Gemeindeselbstverwal-
tung in der Verfassung Österreichs sind: 
 
• Das Recht auf Selbstverwaltung in allen örtlichen Angelegenheiten4, 
• Das Recht auf eigenes Vermögen mit freiem Verfügungsrecht und 
• Das Recht wirtschaftliche Unternehmungen zu betreiben sowie 
• Das Recht auf selbständige Haushaltsführung und Abgabenausschreibung 

im Rahmen der Finanzverfassung.5 

                                            
1 Vgl. Österreichischer Städtebund (2001), Gemeindeselbstverwaltung in Österreich. 
2 Vgl. Art. 115-120 Österreichisches Bundesverfassungsgesetz (B-VG) idF Bundesgesetzblatt 

205/1962. 
3 Vgl. 1985 – BGBI. 357/1988. 
4 Vgl. Art. 118 Abs. 2 und 3 B-VG. 
5 Vgl. Art. 116 Abs. 2 B-VG. 
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• Besorgung der Selbstverwaltungsaufgaben durch eigene, demokratisch ge-
wählte Gemeindeorgane in eigener Verantwortung nach den Gesetzen und 
Verordnungen des Bundes und des Lands, frei von staatlichen Weisungen 
und unter Ausschluss von Rechtsmitteln an staatliche Behörden, vorbehalt-
lich der Vorstellung zur Überprüfung der Gesetzmäßigkeit durch die Auf-
sichtsbehörden.1 

• Die staatliche Aufsicht ist auf Kontrolle der Gesetzmäßigkeit der Gemeinde-
selbstverwaltung und auf die Gebarungsprüfung nach den Grundsätzen der 
Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparmäßigkeit beschränkt.2 

• Die Gemeinden können ihr Selbstverwaltungsrecht gegenüber den Auf-
sichtsbehörden mit den Rechten einer Verfassungspartei und letztlich mit 
Beschwerde an den Verwaltungs- und Verfassungsgerichtshof durchset-
zen.3 

• Zusätzlich zur Besorgung der Selbstverwaltungsaufgaben im eigenen Wir-
kungsbereich der Gemeinde sind die Gemeinden verpflichtet, im übertrage-
nen Wirkungsbereich an der staatlichen Vollziehung des Bundes und des 
Landes mitzuwirken.4 

• Im Interesse einer besseren Besorgung bestimmter Aufgaben können die 
Gemeinden sich durch Vereinbarung zu Gemeindeverbänden zusammen-
schließen oder auch gegen ihren Willen durch Gesetz zu Gemeindeverbän-
den zusammengeschlossen werden.5 

• Darüber hinaus gibt es weitere Formen der interkommunalen Zusammenar-
beit. 

 
Zu den Aufgaben der Gemeindeselbstverwaltung gehören in Österreich alle 
örtlichen Angelegenheiten, insbesondere6: 
 
• Örtliche Sicherheitspolizei, 
• Örtliche Straßenverwaltung und örtliche Straßenpolizei, 
• Örtliche Gesundheitspolizei, 
• Sittlichkeitspolizei, 

                                            
1 Vgl. Art. 117 B-VG und Art 118 Abs. 4 B-VG. 
2 Vgl. Art. 119a B-VG. 
3 Vgl. Art. 119a Abs. 9 B-VG. 
4 Vgl. Art. 119 B-VG. 
5 Vgl. Art. 116a B-VG. 
6 Vgl. Art. 118 (2) B-VG und Art. 118 Abs. 3 B-VG. 
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• Örtliche Baupolizei, 
• Örtliche Feuerpolizei, 
• Örtliche Raumplanung, 
• Flurschutzpolizei, 
• Örtliche Marktpolizei und 
• Außergerichtliche Vermittlung von Streitigkeiten. 
 
Schwerpunkt der Aufgaben der Gemeindeselbstverwaltung sollte die Erbrin-
gung von Serviceleistungen am Bürger sein. Zu diesen Aufgaben zählen vor 
allem: 
 
• Alle Arten von Schulen, 
• Abwasser- und Abfallentsorgung, 
• Straßenbeleuchtung und 
• Schwimmbäder. 
 
Für diese Dienstleistungen bedienen sich die österreichischen Gemeinden zum 
Teil der privaten Unternehmen. Auf diese Dienstleistungen entfallen ca. 90 % 
der Ausgaben der Gemeinden. Die Aufgaben der Gemeinden sind an den Be-
dürfnissen der Bürger ausgerichtet und unterliegen einem ständigen Wandel. 
Dieser Wandel ist verfassungsgesetzlich durch die dynamische Einrichtung des 
eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde gewährleistet.1 
 
Die Finanzierung der Aufgaben erfolgt nach Bestimmungen des Finanzverfas-
sungsgesetzes und durch den Finanzausgleich. 
 
Der horizontale Finanzausgleich in Österreich betrifft hauptsächlich (a) den 
Steuerverbund, der vor allem die Anteile der Länder und Gemeinden an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben umfasst, (b) einen Teil der Zuschüsse von 
Bund und Ländern an Gemeinden sowie (c) die Umlagen und Beiträge, die 
nach Finanzkraft (Aufkommen aus Grund- und Kommunalsteuer) auf die ein-
zelnen Gemeinden umgelegt werden. Dabei wird bei den letzten zwei Punkten 
auch der vertikale Finanzausgleich berührt. 
 

                                            
1 Vgl. Art. 118 (2) B-VG. 
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Bei der Bedarfsbemessung der Gemeinden werden die Volkszahl und der ab-
gestufte Bevölkerungsschlüssel (aBS) berücksichtigt. Während das Ausgleichs-
kriterium der Volkszahl bzw. der auf die Einwohner bezogenen Sockelbeträge 
wenig umstritten ist,1 steht der aBS im Mittelpunkt der Kritik.2 Wie beim Haupt-
ansatz der veredelten Bevölkerungszahl in Deutschland wird die jeweilige 
Volkszahl mit einem je nach Größe der Gemeinde unterschiedlichen Gewich-
tungsfaktor multipliziert. Daraus ergibt sich  eine ‚fiktive‘ Einwohnerzahl. Der 
Gewichtungsfaktor des abgestuften Bevölkerungsschlüssels beträgt gemäß 
FAG 2001: 
 
- 1 1/3  bei Gemeinden mit höchstens 10.000 Einwohnern, 
- 1 2/3  bei Gemeinden mit 10.001 bis 20.000 Einwohnern, 
- 2   bei Gemeinden mit 20.001 bis 50.000 Einwohnern und bei Städten 

mit eigenem Statut mit höchstens 50.000 Einwohnern, und  
- 2 1/3  bei Gemeinden mit über 50.000 Einwohnern und der Stadt Wien.  
 
Die zur Aufteilung bestimmten Mittel des Steuerverbundes (siehe unten) wer-
den durch die Summe dieser fiktiven Einwohnerzahlen aller Gemeinden eines 
Landes dividiert. Daraus erhält die einzelne Gemeinde ihren Anteil durch Multi-
plikation mit ihrer abgestuften Bevölkerungszahl. Je nach Abstufung des Ge-
wichtungsfaktors erfolgt eine mit der Größe steigende Pro-Kopf-Ausstattung der 
Gemeinden in den jeweils festgelegten Größenklassen.  
 
Beim horizontalen Kommunalfinanzausgleich in Österreich werden folgende 
Verteilungsmaßnahmen durchgeführt: 
Ähnlich wie beim Länderfinanzausgleich geht es zunächst um die länderweise 
Verteilung der Ertragsanteile der Gemeinden an den einzelnen gemeinschaftli-

                                            
1  Oft wird jedoch auf die Problematik der langen Dauer zwischen zwei Volkszählungen verwie-

sen. 
2  In der Tat lassen sich die vielfältigen Umstände (wie z. B. verschiedene Aufgabenstellungen 

auf kommunaler Ebene, differenzierte Wirkungen inkl. externe Effekte bzw. Spill-overs, un-
terschiedliche Kosten und Leistungserstellung je Einheit des Lokalgutes usw.) nicht mit einer 
einzigen Maßgröße aBS adäquat abbilden. Auch besondere Planungs- und Verwaltungslas-
ten, bildungs- und kulturpolitische Aufgaben größerer oder kleiner Städte sowie Aufgaben 
des Naturschutzes im ländlichen Raum können nicht durch solche einfache Abstufungen 
entsprechend berücksichtigt werden (Hink, 1997).  
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chen Bundesabgaben.1 Als Aufteilungsschlüssel werden neben der Volkszahl 
und dem abgestuften Bevölkerungsschlüssel (aBS) auch das örtliche Aufkom-
men einzelner Abgaben und fixe potenzielle Anteile angewendet.2 Von den so 
länderweise ermittelten Ertragsanteilen der Gemeinden erfolgt ein Abzug von 
12,7% (ohne Anteile an der Werbeabgabe), der den Ländern zufließt und von 
diesen zur Gewährung von Bedarfszuweisungen an Gemeinden verwendet 
wird.3  
 
Sodann erfolgt ein weiterer Schritt in der Umverteilung der kommunalen Anteile 
am Steuerverbund, nämlich jener der gemeindeweisen Aufteilung der Ertrags-
anteile innerhalb der einzelnen Bundesländer. Abgesehen von der Sonderbe-
handlung des Getränkesteuer- und Werbesteuerausgleichs und von der Auftei-
lung der Spielbankabgabe, wird hierbei die Gesamtheit der kommunalen Er-
tragsanteile eines Landes nach sechs Gesichtspunkten aufgeteilt. Dieser Ver-
teilungsvorgang findet folgendermaßen statt: 
 
• Stufe 1 — Erste. Sockelbetragsregelung 
Von den länderweisen Ertragsanteilen der Gemeinden nach Abzug der Mittel 
für die Bedarfszuweisungen wird ein Betrag von 602,31 ÖS im Jahr 2001, der 
schrittweise bis auf 1.000 ÖS in 2004 ansteigt, multipliziert mit der abgestuften 
Volkszahl (aBS) länderweise abgezogen; der gleiche Betrag wird dann — 
diesmal nach der Volkszahl verteilt — zu den länderweisen Ertragsanteilen hin-
zugefügt.4  
• Stufe 2 — Vorweganteile in Höhe von 30% des Unterschiedes zwischen Fi-

nanzbedarf und Finanzkraft 
Gemeinden, deren Finanzkraft im Vorjahr den Finanzbedarf nicht erreicht hat, 
erhalten 30% des Unterschiedbetrages.5 Die kommunale Finanzkraft ergibt sich 

                                            
1  Zu diesen Abgaben gehören veranlagte Einkommensteuer, Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer, 

Körperschaftsteuer, Umsatzsteuer, Biersteuer, Weinsteuer, Schaumweinsteuer, Zwischener-
zeugnissteuer, Alkoholsteuer, Mineralölsteuer, Erbschafts- und Schenkungssteuer, Grund-
erwerbsteuer, Bodenwertabgabe, Kraftfahrzeugsteuer, motorbezogene Versicherungssteuer, 
Werbeabgabe, Spielbankabgabe und Kunstförderungsbeitrag. 

2  Insgesamt belaufen sich im Jahr 2001 die so verteilten Gemeindeertragsanteile am Steuer-
verbund auf knapp 85 Mrd. ÖS,. 

3  Es handelt sich um einen Betrag im Jahr 2001 von etwa 9 Mrd. ÖS, der den Ländern als 
zweckgebundene Landesmittel zur Verfügung steht (vgl. auch Kap. 2.2.).  

4  Dies bewirkt eine Verstärkung der Mittelverteilung nach der Volkszahl und eine Verminde-
rung des Gewichts des aBS, insgesamt eine Mittelumverteilung zu Lasten Wiens und zu 
Gunsten der Gemeinden anderer Bundesländer.  

5  Es ergibt sich daraus eine ausgleichende Wirkung zugunsten kleinerer Gemeinden. 
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aus dem Grundsteueraufkommen (mit einem fiktiven Hebesatz) und aus dem 
Kommunalsteueraufkommen (früher Gewerbesteueraufkommen). Beim letzte-
ren findet (unter Beibehaltung der absoluten Größen) nur 39% des Steuerauf-
kommens in die Berechnung Eingang. Der Finanzbedarf wird durch Multiplikati-
on der Durchschnittsfinanzkraft aller Gemeinden eines Bundeslandes mit der 
abgestuften Bevölkerungszahl (aBS) ermittelt. 
• Stufe 3 — Zweite Sockelbetragsregelung 
Jede Gemeinde erhält pro Einwohner einen Sockelbetrag, der in den Jahren 
der Geltung des FAG 2001 von Jahr zu Jahr ansteigt (siehe Stufe 1).1  
• Stufe 4 — Getränkesteuerausgleich 
Die Anteile der Gemeinden aus dem Getränkesteuerausgleich (prozentualer 
Anteil der Gemeinden am Umsatzsteueraufkommen) werden nach einem fixen 
Satz (hauptsächlich orientiert am durchschnittlichen jährlichen Aufkommen der 
Getränke- und Speiseeissteuer der Jahre 1993 bis 1997) auf die einzelnen 
Gemeinden verteilt.2 
• Stufe 5 — Gemeindeanteil an der Werbesteuer  
Im FAG 2001 wird der den Gemeinden zustehende Anteil an den Werbeabga-
beerträgen aufgesplittet: ein variabler Teil — von 10% in 2001 auf 40% bis 2004 
ansteigend — wird nach der Volkszahl aufgeteilt. Der Rest wird nach dem Ver-
hältnis der Erträge der Gemeinden an Anzeigenabgabe und Ankündigungsab-
gabe in den Jahren 1996 bis 1998 verteilt. 
• Stufe 6 — Verteilung der restlichen Gemeindeertragsanteile 
Die restlichen Ertragsanteile sind nach dem aBS auf alle Gemeinden des Lan-
des zu verteilen. 
 
Ein weiteres Element des horizontalen Finanzausgleich zwischen den Gemein-
den bilden die Finanzzuweisungen des Bundes (vor allem der Gemeindekopf-
quotenausgleich und die Bedarfszuweisungen des Bundes an Gemeinden). Der 
Gemeindekopfquotenausgleich soll den Gemeinden nach einzelnen Größen-
klassen einen tendenziellen Ausgleich zwischen der Finanzkraft (gemessen im 
wesentlichen an den Einnahmen aus der Grundsteuer, der Kommunalsteuer 
und den Ertragsanteilen ohne Spielbankabgabe) im Einzelfall und der Bundes-
                                            
1  Mit dieser Maßnahme reduziert sich die Summe der Ertragsanteile der Gemeinden weiter, 

die nach dem aBS verteilt werden; das Gewicht des Verteilungskriteriums der Volkszahl 
steigt. 

2  Hier gelangt das Verteilungsprinzip des örtlichen Aufkommens zur Anwendung. Dabei bleibt 
aber die aktuelle wirtschaftliche Entwicklung, also etwa der Ausbau der touristischen Kapazi-
täten und das damit hypothetisch erzielbare höhere Getränkesteueraufkommen, unberück-
sichtigt. 
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durchschnittskopfquote der jeweiligen Größenklassen bieten. Abgesehen von 
der Größenklasse der Gemeinden bis zu 2.500 Einwohnern entsprechen die 
anderen Größenklassen jenen des aBS.1 Die Bedarfszuweisungen des Bundes 
an Gemeinden werden zum einen für Ausgaben im Zusammenhang mit Schul-
denreduzierungen gewährt. Allerdings ist der Gesamtumfang relativ klein.2 Au-
ßerdem gewährt der Bund den Städten mit mehr als 20.000 Einwohnern (aber 
ohne Wien) eine zweite Art von Bedarfzuweisungen. Sie sollen die finanziellen 
Verluste mildern, die den Städten durch die Anhebung des Sockelbetrages ent-
standen sind.3 
 
Der horizontale Finanzausgleich zwischen den Gemeinden wird sodann durch 
die Landesumlage bzw. durch in den landesgesetzlichen Umlageregelungen 
enthaltenen Finanzkraft-Bestimmungen weiter beeinflusst. Im FAG 2001 wird 
die Landesumlage auf 7,8% der ungekürzten Ertragsanteile der Gemeinden 
nach oben begrenzt. Im vorangegangenen Finanzausgleich (1997/2000) lag sie 
noch bei 8,3%. Allerdings müssen die Länder diese Sätze nicht ausschöpfen 
bzw. sie können auch auf die Landesumlage verzichten. Die Einnahmen aus 
der Landesumlage sind nicht zweckgebunden. Eine Zuordnung dieser Einnah-
men zu bestimmten Aufgaben (Ausgaben) etwa für Transfers an Gemeinden ist 
daher nicht möglich. Außerdem haben die Länder durch eigene Gesetze die 
Umlage auf die einzelnen Gemeinden im Verhältnis der Finanzkraft aufgeteilt, 
so dass der gewünschte horizontale Ausgleichseffekt entsteht. Jene Gemein-
den, die eine höhere Finanzkraft haben — gemessen an den Einnahmen aus 
der Grundsteuer und der Kommunalsteuer — leisten eine höhere Landesumla-
ge.  
 
Schließlich ist noch auf die Ausgleicheffekte der außerhalb des Finanzaus-
gleichs festgelegten und die Gemeinden teilweise nach der Finanzkraft treffen-
den Umlage-Regelungen hinzuweisen, so etwa die Umlagen im Bereich der 
Sozialhilfe und der Krankenanstaltenfinanzierung, die vom jeweiligen Land den 
Gemeinden zur Leistung vorgeschrieben werden. 
 

                                            
1  Gemäß FAG 2001 umfast der Gemeindekopfquotenausgleich 1,26% der ungekürzten Er-

tragsanteile (= etwa 1 Mrd. ÖS) und zusätzlich einen Betrag von 125 Mio. ÖS in 2001. 
2  Der Bund stellt hierfür in 2001 30 Mio. ÖS und in den Jahren 2002 bis 2004 etwa 2,2 Mio. 

Euro zur Verfügung. 
3  Die zu verteilenden Bedarfszuweisungen betragen für 2001 etwa 185 Mio. ÖS und für die 

Jahre ab 2002 etwa 17 Mio. Euro. 
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Interessant ist die Umverteilungswirkung des Ausgleichsystems für die Kom-
munen in Österreich. Vergleicht man das Verhältnis zwischen dem Fünftel der 
finanzschwächsten Gemeinden und dem Fünftel der finanzstärksten (ohne 
Wien), betrug dies für den jeweiligen Durchschnitt der Pro-Kopf-Einnahmen aus 
Gemeindenabgaben 1: 5,6 im Jahr 1998. Nach dem horizontalen Finanzaus-
gleich reduzierte sich das Verhältnis auf 1: 1,54.1 Wenn man die verstärkten 
Ausgleichwirkungen der erhöhten Sockelbeträge im FAG 2001 zusätzlich be-
rücksichtigt, erwartet man ein Verhältnis von etwa 1: 1,4. 
 
Die Gemeinden sind berechtigt im Rahmen der Finanzverfassung ihren Haus-
halt selbständig zu führen und dazu verpflichtet die Sicherung der gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichtes anzustreben und die Gebarungsgrundsätze der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu beachten.2  
 
Eine regionale Selbstverwaltung (ähnlich den Landkreisen in Deutschland) gibt 
es derzeit in Österreich nicht. Die Einrichtung von Gebietsgemeinden als regio-
nale Selbstverwaltungskörper ist einem Bundesverfassungsgesetz vorbehal-
ten.3 Gemeindeverbände können zur Besorgung einzelner Aufgaben aus dem 
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde, aber auch für den übertragenen Wir-
kungsbereich durch Vereinbarung der Gemeinden oder auch gegen ihren Wil-
len durch Gesetz oder Verordnung eingerichtet werden. 
 

2 Das Problem der übertragenen weisungsgebundenen 
Pflichtaufgaben im Saarland im Zusammenhang mit der 
kommunalen Selbstverwaltung 

 
Die Problematik der übertragenen weisungsgebundenen Pflichtaufgaben und 
ihrer Finanzierung sowie die möglichen Auswirkungen auf die kommunale Fi-
nanzautonomie stellt sich auch in anderen deutschen Bundesländern. Dabei ist 
zu beachten, dass die Zuordnung der Verwaltungsaufgaben zu einem Aufga-
bentyp von Bundesland zu Bundesland verschieden sein kann. Was in einem 
Bundesland zu einer Pflichtaufgabe gehört, kann in einem anderen als freiwilli-

                                            
1 Hüttner und Pilz (2000), Finanzierungssituation der österreichischen Städte und Gemeinden. 
2 Vgl. Art. 116 (2) B-VG; Art 13 (2) B-VG und Art. 119a Abs. 2 B-VG. 
3 Vgl. Art. 120 B-VG. 
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ge Selbstverwaltungsaufgabe deklariert werden.1 Dies ist teilweise auch für die 
übertragenen Pflichtaufgaben zutreffend. Die Tabellen 5. 45; S.97 und E.1 ge-
ben einen Überblick über die Gliederung der Aufgaben nach dem Autonomie-
grad im Saarland und in Sachsen.2 Dort ist zu sehen, dass deutliche Unter-
schiede in der Gliederung der kommunalen Aufgaben zwischen Saarland und 
Sachsen bestehen. 
 
Was im Saarland die finanzielle Behandlung übertragener Aufgaben vom Land 
auf die kommunale Ebene betrifft, so ist ein Teil als Kommunalisierungszuwei-
sungen in § 16 Abs. 4 KFAG und als Kopfbeträge für die Landeshauptstadt 
Saarbrücken sowie die Mittelstädte in § 16 Abs. 5 KFAG des Saarlandes gere-
gelt. Dieser Bereich des kommunalen Finanzausgleich beschäftigt sich mit der 
Kompensation der kommunalen Ebene für Aufgaben, welche ursprünglich eine 
Landesaufgabe waren und nun durch die Kommunen für das Land ausgeführt 
werden. Die Gemeindeverbände und bestimmte Gemeinden erhalten deshalb 
einen Geldbetrag, der - wie in §6 (4) KFAG festgelegt - der jährlichen Verände-
rung der Besoldungsgruppe A 10, Dienstaltersstufe 1 angepasst wird. Auch hier 
ist wieder die Frage zu stellen, ob die Aspekte der Vereinfachung und Transpa-
renz sowie Solidarität im Vordergrund stehen, oder ob die Regelungen auf be-
stimmte Ursachen zurückzuführen sind, die für eine Weiterführung sprechen 
würden.3 
 
Zu § 16 Abs. 4 KFAG: 
 
Dieser Paragraf regelt die Verteilung der Kommunalisierungszuweisungen auf 
die Gemeindeverbände. Dabei ist nicht nur der Betrag sondern auch die Ge-
wichtung der Anteile der Gemeindeverbände das Ergebnis einer sogenannten 
„Spitzabrechnung“. Sie basiert im Prinzip auf dem Verhältnis der Ist-
Zuschussbedarfe der kommunalisierten Aufgaben bei den Landkreisen und 
dem Stadtverband Saarbrücken vor der Kommunalisierung. Die Prozentsätze 

                                            
1 Vgl. Parsche u.a. (2001), Anpassung und Fortentwicklung des Kommunalen Finanzausgleichs 

im Saarland. S. 197. Die dort dargestellte Tabelle gibt eine Übersicht über die Klassifizierung 
kommunaler Aufgabenerfüllung im Verwaltungshaushalt nach ihren Autonomiegrad im Saar-
land. 

2 Die Gliederungen weisen leichte Unterschiede auf, dieses kommt daher das in einem Bundes-
land Gliederungspunkte zusammengefasst sind oder nicht existieren und in einem anderen 
Bundesland Gliederungsunterpunkte gesondert mit ausgewiesen sind. 

3 Vgl. Schoch (1997), Verfassungsrechtlicher Schutz der kommunalen Finanzautonomie, Stutt-
gart, S.44. 
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wurden in Verhandlungen der Gemeindeverbände untereinander erreicht, so 
dass grundsätzlich von einer angemessenen Gewichtung ausgegangen werden 
kann, da in diesen Gesprächen auf Besonderheiten Rücksicht genommen wur-
de, wie beispielsweise auf die tatsächliche Stellenbesetzung. 
 
Eine Überführung dieser Mittel in die Schlüsselmasse der Gemeindeverbände 
mit der Aufteilung nach Finanzbedarf und Umlagekraft würde wiederum der 
Vereinfachung dienen und das Solidaritätsprinzip befürworten. Damit würden 
aber die Folgen der Kommunalisierung dieser Aufgaben die Gemeindeverbän-
de unterschiedlich treffen. Die finanzschwachen Gemeindeverbände würden in 
der Folge besser gestellt, die finanzstarken hingegen schlechter, obwohl die 
Kommunalisierung die Gemeindeverbände zwar prozentual unterschiedlich ge-
troffen hat, die bisherige „Spitzabrechnung“ der jeweiligen Belastung aber von 
allen mit gerechnet und getragen wurde. Auch wenn eine solche Überführung 
unter landesverfassungsrechtlichen Aspekten möglich sein sollte, ist sie unter 
rein ökonomischen Gesichtspunkten nicht positiv zu beurteilen. Im Endeffekt 
würde eine solche Politik dazu führen, dass bei den negativ betroffenen Ge-
meindeverbänden der finanzielle Spielraum beschnitten wird. Um den ursprüng-
lichen Spielraum wieder zu gewinnen, müssten sie eine Erhöhung des Umlage-
satzes vornehmen. Damit würde im Endeffekt die Belastung auf die Gemeinden 
in den betroffenen Kreisen bzw. dem Stadtverband weitergewälzt. Aus den e-
ben genannten Gründen wurde auch nicht überprüft, inwieweit über eine Modi-
fizierung anderer Kriterien wie z.B. die Ausschüttungsquote die ursprüngliche 
Verteilung trotz Einbeziehung der Kommunalisierungszuweisungen in die 
Schlüsselmasse der Gemeindeverbände wieder erreicht werden konnte.  
 
Zu § 16 Abs. 5 KFAG  
 
Über die Regelungen nach § 16 Abs. 4 KFAG hinaus erhalten die Stadt Saar-
brücken, der Stadtverband Saarbrücken (ohne die Einwohner der Landes-
hauptstadt) und die beiden Mittelstädte Völklingen und St. Ingbert gestaffelte 
Ausgleichsleistungen. Diese werden für Aufgaben entrichtet, die bis 1996 ein-
schließlich vom Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde wahrge-
nommen wurden. Diese Ausgleichsleistungen werden als Kopfbeträge je Ein-
wohner ausgezahlt. Die Anpassungen erfolgen dabei regelmäßig anhand von 
Ist-Zahlen aus der Vergangenheit. Auch hier ist die Regelung als sachgerecht 
anzusehen. Nachdem bereits für die Kommunalisierungszuweisungen eine Ein-
beziehung abgelehnt wurde, verbietet sich aus den gleichen Gründen die Ein-
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beziehung der Pro-Kopf-Beträge in die Schlüsselmasse B der Gemeinden. Zu-
dem ist zu beachten, dass im Saarland auch die Schlüsselzuweisungen C als 
ein teilweiser Ausgleich für Auftragsangelegenheiten anzusehen ist.  
 
Es lässt sich also feststellen, dass ein gewisser Teil der Schlüsselzuweisungen 
im Saarland der direkten Finanzierung der übertragenen weisungsgebundenen 
Pflichtaufgaben, in der Terminologie des Saarlandes der Finanzierung des so-
genannten Wirkungskreises dient. Wie sich die der Zuschussbedarf für die ver-
schiedenen kommunalen Aufgaben im Saarland entwickelt hat, soll im Folgen-
den dargestellt werden. 
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Tabelle E.1:Gliederung der kommunalen Aufgaben im Saarland 

 
Quelle: Parsche et al. (2001), Anpassung und Fortentwicklung des kommunalen Finanzaus-
gleichs im Saarland. 
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Dabei soll insbesondere überprüft werden, ob es zu einer Verschiebung der 
Aufgaben bei den Kommunen gekommen ist und als Konsequenz die freiwilli-
gen Selbstverwaltungsspielräume durch die Übertragung von Aufgaben einge-
schränkt wurden. Saarland zählt zu den „armen“ Bundesländern. Der Beobach-
tungszeitraum liegt zwischen den Jahren 1980 und 1997. 
 
Für die Überprüfung der Verschiebung der Aufgaben werden die Anteile der 
Zuschussbedarfe des Verwaltungshaushaltes der Kommunen an den jeweiligen 
Aufgabentypen errechnet und im Zeitverlauf verglichen. Gleichzeitig werden die 
jeweiligen Gemeinkosten auf die Aufgabentypen anteilig verteilt. Zunächst wer-
den für die einzelnen Gruppen des Gliederungsplans (vgl. Tabellen 5.49 und 
E.1) die jeweiligen Anteile nach (1) errechnet: 
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- wobei GrGPA  :=Anteil der einzelnen Aufgabengruppe am Gliederungsplan; ZB 

:=Zuschussbedarf; n, m :=Anzahl Spalten, Zeilen - 
 
Der Gesamtanteil der jeweiligen Aufgabenkategorie ergibt sich nach (2) 
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- wobei GA :=Gesamtanteil und r:= Anzahl Gliederungsgruppen - 
Die Gemeinkosten werden anteilig aufgeteilt nach (3) und (4): 
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- wobei GAGK :=Gesamtanteil mit Gemeinkosten - 
 
Die oben aufgezeigten Schwierigkeiten bei der Zuordnung der Aufgaben führen 
auch hier zu gewissen Problemen. Das ist insbesondere bei den Aufgaben der 
allgemeinen Verwaltung der Fall. Dort sind verschiedene Ausgabenposten zu 
finden, von denen zwar angenommen werden kann, dass sie zu den Fremd-
verwaltungsaufgaben gehören, allerdings werden hier auch Vorleistungen für 
freiwillige Aufgaben erbracht. Einfacher ist es zum Beispiel bei den Posten 
Wirtschaftliche Unternehmen, allgemeines Grund- und Sondervermögen des 
Gliederungsplans nach Aufgabenbereichen wie auch den Posten Wissenschaft, 
Forschung, Kulturpflege, welche zu den freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben 
zählen.  
 
Betrachtet man die Anteile der Aufgabenbereiche an den Aufgabentypen der 
Kommunen im Saarland im Jahr 1980, so liegt der Anteil der freiwilligen Selbst-
verwaltungsaufgaben bei 23,90%, der der pflichtigen Selbstverwaltungsaufga-
ben bei 64,41% und der Anteil der Fremdverwaltungsaufgaben bei 11,96%. 
Stellt man diese Anteile denen von 1997 entgegen, dann ist zu beobachten, 
dass der Anteil der freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben auf 17,20% zurück-
gegangen ist, während der Anteil der pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben auf 
74,91% gestiegen ist. Die Fremdverwaltungsaufgaben sind auf 7,90% abge-
sunken (vgl. Abbildung E.1).  
 
Die weisungsfreien Pflichtaufgaben haben im Saarland zugenommen, was die 
Möglichkeiten der Haushaltssanierung einschränkte.1 Hingegen wurden im Un-
tersuchungszeitraum die Kommunen im Saarland in ihren freiwilligen Selbst-
verwaltungsaufgaben beschnitten. Durch diese Einschränkungen sind auch 
hauptsächlich jene Aufgaben berührt, die zentralörtlichen Charakter besitzen. 
Besonders kulturelle Angebote als auch Wissenschaft, also vor allem Leistun-
gen, die das Erscheinungsbild und die Qualität der Städte prägen, wurden ne-
gativ tangiert.  
 
 

                                            
1 Allerdings muss hier noch ausgeschlossen werden, dass die Kommunen ihre Aufgaben ,über 

ihre finanziellen Verhältnisse hinaus erfüllen. Vgl. dazu die Darstellungen von Parsche u.a. 
(2001), Anpassung und Fortentwicklung des kommunalen Finanzausgleich im Saarland und 
Niedersächsisches Finanzministerium (2001), Bilanz einer Dekade – Niedersächsische Haus-
halts- und Finanzpolitik.  
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Abbildung E.1: Anteile der Aufgabenbereiche an den Aufgabentypen der 
Kommunen im Vergleich 1980 zu 1997 im Saarland 
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Quelle: Statistisches Amt des Saarlandes, Handbuch Steuern und Finanzen, eigene Berech-
nungen. 
 
3 Fazit 
 
Der Blick auf die kommunale Selbstverwaltung in Österreich und die Probleme 
mit dem übertragenen Wirkungskreis im Saarland haben gezeigt, dass die Fra-
ge der adäquaten Finanzierung der kommunalen Aufgaben schlechthin und der 
übertragenen weisungsgebundenen Aufgaben ein allgemeines finanzwissen-
schaftliches Problem darstellt. Je nach Gestaltung der Verfassung können all-
gemeine Zuweisungen oder Kopfbeträge zur Finanzierung dieser Aufgaben er-
forderlich sein. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang aber stets, dass die 
wichtigen Funktionen des kommunalen Finanzausgleichs, wie die allokativen 
und die distributiven Funktionen, durch die spezielle Ausgestaltung der rechtli-
chen Regelungen nicht negativ tangiert werden.  
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